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eit Jahr und Tag wurde im öf-
fentlichen Raum die immer
gleiche, wohlfeile Bekundung
in Umlauf gehalten: Die EU sei
zwar in der Krise, als Modell
aber nach wie vor alternativlos,

ebenso zukunftsweisend wie tatsächlich zu-
kunftsträchtig. Haben wir uns da etwa uni-
sono Mut zugepfiffen? Wir in unsrem poli-
tisch handlungsunfähigen, militärisch un-
geschützten, wirtschaftlich prekären, an sei-
nen Rändern schwächelnden, inzwischen
selbst in seiner Mitte schwankenden Hort
der Aufklärung, umbrandet von Gegenauf-
klärung aller Art?
Die Annexion der Krim durch Russland hat
uns auf den Boden der Tatsachen zurückge-
bracht. Putin hat einmal mehr gezeigt, dass
seine entblößte Männerbrust in Russland
weit mehr bedeutet als die vom Westen so ge-
priesene Dialogbereitschaft. Er pfeift auf die
„entschlossenen“ Sanktionen der EU. Was,
wenn sich Russland als nächstes die Ostu-
kraine – und als übernächstes vielleicht Ar-
menien oder gar Lettland einverleibt? Müs-
sen es dann wieder die Amerikaner für uns
richten? Die Europäische Union, die dieser
Tage angeblich näher zusammenrückt, hat es
bisher jedenfalls nicht geschafft, eine funk-
tionierende Drohkulisse aufzubauen. Und
das traut ihr auch kaum noch jemand zu.
Den kursierenden Bekenntnissen zur EU
fehlt nämlich seit Jahren etwas Entschei-
dendes: die Begeisterung. Der unbedingte
Wille, die Idee unsrer Väter und Großväter
nicht als Freihandels- und Phrasenzone zu
verspielen. Man konzentrierte sich aufs
Flüchtlings- oder Euro-Krisenmanagement
und sparte das Nachdenken über die geis-
tig-kulturelle Verschmelzung der europäi-
schen Nationen für später auf. Offensicht-
lich war Europa kein kostbar Gut mehr, das
man behutsam befördert, sondern ein sach-
zwanghaft interpretiertes Abstraktum, ein
Besitz ohne rechten Besitzer. 
Nun hat man immerhin einen gemeinsa-
men Gegner und damit auch neue Schub-
kraft, um sich  wenige Wochen vor den Eu-
ropawahlen als bekennende Europäer zu
präsentieren. Aber was heißt das schon! Es
reden ja vor allem diejeni-
gen, die sich bequem in ei-
ner unserer europäischen
Gesellschaften eingerichtet
haben. Ihre Stellungnah-
men ähneln einander auf er-
müdende Weise, sind sie
doch rein theoretischer Na-
tur. Hätten sie die Grenzen
Europas je ernsthaft über-
schritten, also über den Rah-
men touristischer Schman-
kerlkurse hinaus, dann hät-
ten sie die schmerzliche Er-
fahrung gemacht, dass Europa von den
meisten Hotspots des Weltgeschehens aus
verflucht antiquiert aussieht, verflucht kraft-
los und müde – eine saturierte Wohlstands-
oase ohne weitere Bedeutung.
Wenn wir etwa glauben sollten, dass wir für
unsere viel beschworenen Werte – Men-
schenwürde, Pluralismus und so weiter –
andernorts bewundert werden, so ist das ein
Irrtum. Taxifahrer und Gemüsehändler
sprechen weltweit eine deutlichere Sprache
als Friedensnobelpreisträger. Ihre Botschaft
ist eindeutig: Wo immer wir als Vertreter
dieses oder jenes Staates möglicherweise
noch punkten, werden wir als Vertreter
Europas nur belächelt. Für die Amerikaner
sind wir als zauderndes und im entschei-
denden Moment versagendes „Altes
Europa“ ein Fall für die NSA geworden. Im
Fernen Osten sieht man uns in unserer gut-
menschlichen Restbetriebsamkeit beinahe
als Inkarnation des Stillstands. Für Putin
und die Anhänger eines erstarkenden Groß-
russlands sind wir schlichtweg Schlapp-
schwänze.

Kein Sieger des Herzens Europa, ein
Übernahmekandidat? Einen Sieger des Her-
zens kennt die Geschichtsschreibung jeden-
falls nicht. Wenn Europa weder vom Sog des
Globalismus verschlungen werden will
noch im zunehmend aggressiven „Aneinan-
dergeraten der Kulturen“, muss es wieder
stark werden, und zwar als Idee. Nach dem
Zweiten Weltkrieg war es die stärkste Idee,
die überhaupt gedacht werden konnte;
welch eine großartige Vision noch heute,

die Vereinigten Staaten von Europa! Wenn
es aber nicht gelingt, das utopische Poten-
zial des Europagedankens emotional neu
zu beleben, wird er vom Primat wirtschaft-
licher Überlegungen und dem blanken
Pragmatismus der Faktenhuber bald voll-
ständig ausgehöhlt sein. Dann werden Eu-
ropagegner und -kritiker weiter zulegen,
wird die Wahlbeteiligung bei Europawahlen
weiter zurückgehen. Denn das europäische
Projekt ist keine Selbstverständlichkeit. Es
muss von jeder Generation aufs Neue ge-
dacht und erarbeitet werden. Seit dem Fall

des Eisernen Vorhangs ha-
ben wir keine neue Vision
der Europäischen Union
entwickelt außer derjeni-
gen, möglichst viele an der
alten Vision teilhaben zu
lassen. Der europäische Ge-
danke ist damit, als Vision,
de facto tot.
Wie wäre es, wenn man die
überfällige Debatte um eine
neue Vision anstieße, in-
dem man, natürlich nur in
polemischer Absicht, das

Europa-Konzept hervorholt, das uns vor
Jahrzehnten so beflügelt hat, das Konzept
der alten EWG? Vielleicht ist das Europa,
wie wir es derzeit betreiben, ja ein paar
Nummern zu groß gedacht? Vielleicht ist es
schwer genug, ein Kerneuropa auf den Weg
zu bringen, dies dann aber mit tatsächlich
weisungsbefugter Regierung und allen an-
deren Konsequenzen? Auch die Vereinigten
Staaten von Amerika entstanden in ihrer jet-
zigen Dimension nicht auf einen Schlag. 
Hier liegt freilich ein weiteres, vielleicht das
Kernproblem des europäischen Einigungs-

prozesses. Ein Zusammenwachsen der Na-
tionen zu einer europäischen Nation kann
nur gelingen, wenn sich alle Beteiligten mit
ähnlichem Stolz aufs Eigene und entspre-
chender Hochachtung vor den Anderen be-
gegnen würden. Europapatriotismus wird
nicht funktionieren, wenn man gerade mal
Lokalpatriot ist; er wird nur aus einer Ver-
wurzelung hervorwachsen, die von der
Stadt über die Region auch die Nation be-
inhaltet, selbst wenn diese Verwurzelung –
im Falle Deutschlands – mit ambivalenten
Gefühlen einhergeht. 
Der Knackpunkt der EU
liegt eben nicht an ihrem
südlichen oder östlichen
Rand, sondern in ihrem
Zentrum. Die Deutschen
sind ihren europäischen
Partnern nach wie vor obs-
kur, weil sie keine vernünfti-
ge Einstellung zu sich selbst
gefunden haben. Denn nur
wer auf eine besonnene
Weise in seiner Nationalkul-
tur zu Hause ist, kann auch
auf andre zugehen. Der Weg
zu den Vereinigten Staaten von Europa führt
über ein Europa der Vaterländer, wie es
Charles de Gaulle vertrat. 

Klare emotionale Signale Dieses Konzept
aber hat in seiner Mitte eine Leerstelle. Da-
bei bräuchten unsere europäischen Nach-
barn ein stabil mit sich selbst im Reinen
UND Unreinen stehendes Deutschland,
bräuchten regional verortete und damit kla-
re emotionale Signale, auf deren Basis ein
neues Kapitel der europäischen Erzählung
überhaupt erst gemeinsam erwogen werden

könnte. Vor der Wiedervereinigung gab es
diese klaren Signale auch. Der weltpolitische
Druck, der damals auf der Bundesrepublik
lastete, war größer und führte zu einer hoch-
emotionalen Einbindung ins europäische
Konzept, die auch von der Bevölkerung als
Segen empfunden wurde. Empfunden! Seit-
dem klang alles, was wir von offizieller Seite
zu Europa hörten, wie Rollenprosa. Begeiste-
rung ließ sich damit weder in der eigenen
Bevölkerung wecken noch bei anderen euro-
päischen Regierungen. Wieder einmal in ih-
rer Geschichte wollten die Deutschen näm-

lich höher hinaus und nicht
erst lange Europäer werden,
sondern Weltbürger. Natio-
nen wie die französische, die
bis heute selbst-bewusst ge-
blieben sind und entspre-
chend gegen die Vereinnah-
mung durch Amerikanisie-
rung alias Globalisierung ge-
steuert haben, sind die
wahren Verfechter eines pa-
triotischen, sprich, kosmo-
politischen Europas. Die bit-
tere Wahrheit ist, dass sie da-

mit mehr Europäer sind als wir.
Seitdem ein neuer Kalter Krieg herrscht,
werden die eingefahrenen Selbstgerechtig-
keiten zumindest neu überdacht. Mit einem
wie auch immer befloskelten Weltbürger-
tum kann man keinen (europäischen) Staat
machen. Der Weg zum geeinten Europa
führt eben nicht direkt über die intellektu-
elle Überwindung der eigenen Nationalge-
schichten und -kulturen. Sondern über de-
ren sukzessives Verschmelzen zu einer ge-
meinsamen europäischen Geschichte und
Kultur, deren Vitalität in der Vielfalt ihrer le-
bendigen Wurzeln zu spüren ist. Nur das er-
gäbe ein weiterhin kosmopolitisches, ein
europäisches Europa. 
Gelänge es, wäre jeder plötzlich stolz, Euro-
päer zu sein. Und anderswo auf der Welt
würde man staunend zur Kenntnis nehmen,
dass es nicht nur einen amerikanischen,
sondern auch einen europäischen Traum
gibt, den es zu leben – und zu verteidigen –
lohnt. Matthias Politycki ❚

Der Autor (Jahrgang 1955) lebt in Hamburg
und München. Er gehört zu den renommier-

testen Vertretern der deutschen Gegen-
wartsliteratur. In seinem jüngsten Roman
„Samarkand Samarkand“ entwirft er ein

düsteres Zukunftsszenario von Europa. 

Der gelähmte Kontinent 
EUROPA Die EU muss als Idee wieder stark werden. Sonst wird sie vom Sog des Globalismus verschlungen 
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Europa nahm schon in der griechischen Mythologie Gestalt an: Als schöne Königstochter, in die sich Zeus verliebte und die er der Sage nach in Stiergestalt durchs Meer entführte.

Laurent Fabius Mit seinem deutschen Amts-
kollegen Frank-Walter Steinmeier (SPD) hat
Frankreichs sozialistischer Außenminister Lau-

rent Fabius vergan-
gene Woche Mol-
dau, Georgien und
Tunesien besucht. Zu
Jahresbeginn hatten
beide Ressortchefs
vereinbart, mit ge-
meinsamen Dienst-
reisen etwas für die
Beziehungen zu tun.
Die erste Doppelrei-
se sollte schon An-

fang März nach Moldau und Georgien – bei-
de mit starker russischer Minderheit auf ihrem
Territorium – gehen, wurde aber wegen der
Krimkrise verschoben. Jetzt wurde die Aktion
nachgeholt und mit der Tunesien-Reise zusam-
mengelegt. Fabius drohte Moskau mit stärke-
ren Sanktionen wegen der Ukraine-Krise:
„Wenn auf russischer Seite weitere Maßnah-
men ergriffen werden, kann man in den Sank-
tionen einen Schritt weitergehen.“        kru ❚

Millionen Russen beziehungsweise rus-
sischsprachige Bürger leben heute außerhalb
Russlands in den Nachfolgestaaten der Sow-
jetunion. Zahlenmäßig die meisten – 3,9 Mil-
lionen – wohnen in Kasachstan, wo rund 
24 Prozent der Einwohner russischstämmig
sind. Mit rund 28 Prozent relativ die meisten
Russen (380.000) gibt es in Estland und mit
27 Prozent (610.000) in Lettland.

KOPF DER WOCHE

Doppelbesuch
in Krisenstaaten

ZAHL DER WOCHE

17

ZITAT DER WOCHE

»Ich wüsste
nicht, wie die
Lage schlechter
werden könnte.«
Iurie Leanca, Premier der Republik Mol-
dau, mit Blick auf das abtrünnige Transnis-
trien beim Besuch der Außenminister Frank-
Walter Steinmeier und Laurent Fabius

Das Parlament 
Frankfurter Societäts-Druckerei GmbH 
60268 Frankfurt am Main
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Wenn die Menschen in den Mitgliedstaaten der
Europäischen Union in vier Wochen an die
Wahlurnen gehen, geschieht das im Zeichen in-
ternationaler Krisen. An den Rändern der Ge-
meinschaft blühen besorgniserregende Konflik-
te. In der Ukraine haben russische Territorialan-
sprüche eine überwunden geglaubte Atmo-
sphäre des Kalten Krieges in atemberaubender
Geschwindigkeit wiederbelebt. In Nordafrika
hat das, was die Welt einst so euphorisch „Ara-
bischer Frühling“ nannte, vielerorts fundamen-
talistischere Strukturen als vor dem ersehnten
Aufbruch in die Demokratie hervorgebracht.
Selbst in der Türkei, seit Jahren potenzieller EU-
Kandidat, sind Tendenzen eines totalitären
Staatsverständnisses unübersehbarer denn je.
Um diesen Entwicklungen effektiv entgegentre-
ten zu können, muss Europa mit einer einheit-
lichen diplomatischen Stimme auftreten. Nicht
als unüberwindbares machtpolitisches Boll-
werk. Wohl aber als feste Gemeinschaft mit
Prinzipien, die auf in internationalen Abma-
chungen definierten Werten und Gesetzen fu-
ßen. Das gelingt ganz überwiegend auf bemer-
kenswerte Weise.Aber: Zwischen der hohen Be-
deutung eines grenzüberschreitend organisier-
ten und gemeinsam handelnden Europas und
der Akzeptanz ebendiesen Gebildes in den Be-
völkerungen der einzelnen Nationalstaaten gibt
es offensichtlich eine Diskrepanz. In Deutsch-
land beispielsweise haben bei den vergange-
nen zwei Wahlgängen jeweils nur gut 40 Pro-
zent der Wahlberechtigten ihre Stimmen abge-
geben. Es bleibt abzuwarten, ob in diesem Jahr
die erstmals ausgerufenen gesamteuropäi-
schen Kandidaten für das Amt des Kommissi-
onspräsidenten die erhoffte Personalisierung
abstrakter Wahlprogramme und damit eine hö-
here Wahlbeteiligung zeitigen.
Die immer wieder vernehmbare Frage, ob
Europa mehr Zentralismus oder mehr national-
staatliche Souveränität braucht, ist falsch ge-
stellt. Denn das eine bedingt das andere. Wenn
Nationen die eigenen Aufgaben entschlossen
angehen, wird die Gemeinschaft durch Entlas-
tung gestärkt. Umgekehrt gibt es Aufgaben, die
von der Union sinnvollerweise federführend für
alle Mitglieder gelöst werden. Es kommt also
darauf an, das rechte Maß zu finden. Nur star-
ke Partner können eine selbstbewusste Ge-
meinschaft bilden.
Europa bleibt im Wandel und formbar. Zum Bei-
spiel mit einem Kreuz am 25. Mai.

EDITORIAL

Ein Kreuz,
das formt

VON JÖRG BIALLAS 

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Herr Waigel, seit 1979 sinkt bei den Eu-
ropawahlen die Beteiligung, hierzulande
lag sie zuletzt 2009 bei rund 43 Prozent.
Fürchten Sie, dass es im Mai weiter bergab
geht?
Das kann sein. Dennoch wäre dies kein Miss-
trauen gegenüber Europa, weil es das gleiche
Phänomen auch bei Kommunal- oder Land-
tagswahlen gibt. Ein Problem sehe ich aber
darin, dass viele Politiker skeptisch über
Europa reden. Man kritisiert gerne das anony-
me Brüssel oder die EU-Bürokratie. Da mag
vieles berechtigt sein. Mir fehlt bei manchen
Kritikern aber die große Linie. Man muss se-
hen, was uns Europa gebracht hat. Als 1957
die europäischen Verträge unterzeichnet wur-
den, war ich ein 18-jähriger Oberschüler und
habe mich gefragt, was bringt mir die Zu-
kunft? Mein Großvater hat drei Kriege erlebt,
mein Vater war Soldat in zwei Weltkriegen,
mein älterer Bruder ist mit 18 im Zweiten
Weltkrieg gefallen. Heute kann ich sagen: 95
Prozent von dem, was ich mir als 18-Jähriger
erhofft habe, ist in Erfüllung gegangen. Wir le-
ben heute in der besten aller Zeiten. Man
muss nur den Mut haben, das auch zu sagen.

Viele Bürger liebäugeln derzeit mit eu-
ropakritischen oder populistischen Partei-
en. Bekommen wir im Mai das antieuropä-
ischste EU-Parlament aller Zeiten?
Das glaube ich nicht. Die europäischen Völ-
ker und Staaten sind damit immer wieder fer-
tig geworden. In Deutschland ist das deshalb
problematisch, weil wir weltweit beobachtet
werden. Wenn bei uns eine rechtspopulisti-
sche Partei fünf Prozent bekommt, bringt das
Schlagzeilen bis nach Asien. Wenn in den
Niederlanden oder Finnland solche Parteien
Erfolg haben, gilt das als normal. Bisher ist es
bei nationalen Wahlen in Europa immer ge-
lungen, proeuropäische Regierungen zu bil-
den. Ich bin davon überzeugt, dass es auch im
Europaparlament weiter eine proeuropäische
Mehrheit geben wird.

Erstmals gibt es gesamteuropäische
Spitzenkandidaten, es spitzt sich auf den
Kampf Juncker gegen Schulz zu. Könnte das
belebend sein für die Wählermotivation?
Teilweise. Jean-Claude Juncker wie Martin
Schulz sind ja überzeugte Europäer und ha-
ben in Europa Profil gewonnen. Trotzdem
werden auch diesmal nationale Matadore ei-
ne wichtige Rolle spielen. In Deutschland
zum Beispiel Bundeskanzlerin Angela Mer-
kel, die in den vergangenen Jahren eine ganz
wichtige Rolle in Europa gespielt hat.

Sollte der nächste Kommissionspräsi-
dent nach einem halben Jahrhundert, nach
Walter Hallstein, nicht mal wieder ein
Deutscher sein, also Martin Schulz?
Es kann auch jemand anderes sein. Es wäre
aber gut, wenn die großen Länder den Verant-
wortungsbereich, den sie automatisch abde-
cken, auch stärker repräsentativ erfüllen. Da
ist Deutschland in den vergangenen 20 Jah-
ren durch zu viel Bescheidenheit aufgefallen.

Laut Lissabon-Vertrag soll der nächste
Kommissionspräsident „im Licht des Ergeb-
nisses der Europawahl“ bestimmt werden.
Aber nach wie vor schlagen die Regierungs-
chefs den Kommissionspräsidenten vor. Wie
sehen Sie das?
„Im Licht der Europawahl“ heißt ja „im Licht
der Mehrheitsverhältnisse im Parlament“. Das
bedeutet aber nicht, dass der Spitzenkandidat
automatisch Kommissionspräsident wird. Es
bedarf der Entscheidung durch die Regie-
rungschefs. 

Ein Aufregerthema bei uns ist der So-
zialtourismus von Bürgern aus ärmeren
Ländern in reichere Staaten. Derzeit lie-
gen die Fälle beim Europäischen Gerichts-
hof, wo es um eingereiste EU-Bürger geht,
die hier nie Beiträge eingezahlt oder ge-
arbeitet haben, aber Hartz-IV-Leistungen
wollen. Ist das ein Sprengsatz für die eu-
ropäische Idee?

Nein. Auf der einen Seite sind wir froh über
vernünftige Zuwanderung qualifizierter, not-
wendiger Kräfte. Wenn die Demografie in
Deutschland nicht ausreicht, um unser Sozi-
alsystem und Wirtschaftswachstum zu si-
chern, muss geordnete Zuwanderung stattfin-
den. Gegen den Missbrauch der Sozialsyste-
me muss aber vorgegangen werden. Zum Bei-
spiel muss es Maßnahmen geben gegen
Schleuser, die Leute ohne Arbeitserlaubnis
hereinbringen, oder gegen Einwanderer, die
nur Zugang zum deutschen Sozialsystem ha-
ben wollen. Da muss auch rechtlich einiges
geklärt werden. Man kann nicht argumentie-

ren, das hänge vom Einzelfall ab. Es muss von
den rechtlichen Gegebenheiten abhängen, ob
jemand hier Sozialleistungen bekommt oder
nicht. Die müssen klarer bestimmt werden.

Eine Frage zur europäischen Währungs-
union: Für die Rettung kriselnder Euro-
Staaten sind inzwischen wesentliche Prinzi-
pien der Maastricht-Verträge über Bord ge-
worfen, so die no-bail-out-Regel. Wie trau-
rig sind Sie darüber als einer der
Maastricht-Architekten?
Ich bin traurig darüber, dass ein Land wie
Griechenland aufgenommen wurde, das

nach den Kriterien nicht die Voraussetzungen
für den Euro-Beitritt erbracht hatte. Wenn ein
Land drin ist, kann man es nicht ohne weite-
res wieder herauswerfen. Deshalb halte ich
das, was inzwischen für gefährdete Länder ge-
tan wurde, insgesamt für richtig. Die no-bail-
Klausel besagt: Ich hafte nicht für die Schul-
den anderer. Dabei muss es bleiben. Das
kann mich aber nicht davon abhalten, freiwil-
lig Hilfe zur Selbsthilfe, einer konditionierten
Hilfe, zu geben. Bei Irland, Spanien oder Por-
tugal zeigt sich, dass dies durchaus erfolgreich
praktiziert wurde. Auch Griechenland zeigt
beachtliche Fortschritte.
Wütend bin ich darüber, dass der Stabilitäts-
pakt, den wir 1996 unter viel Mühen durch-
gesetzt haben, ausgerechnet von Deutschland
aufgeweicht und mit Unterstützung Frank-
reichs und Italiens sogar geändert wurde. Das
hat viel Vertrauen gekostet, auf die eine Ver-
tragsgemeinschaft wie die Währungsunion
angewiesen ist. Dieses Vertrauen muss jetzt
wieder neu gewonnen werden – durch den
Fiskalpakt, die Schuldenbremse, das Europäi-
sche Semester für die Koordinierung der Wirt-
schaftspolitik und die makroökonomische
Überwachung. Um den Euro aber braucht
man sich keine Sorgen zu machen. Er liegt
heute um etwa 20 Cent höher als die D-Mark
bei ihrem Abschied.  

Wo sehen Sie noch Reformbedarf in der
Europäischen Union?
Die EU müsste eine große Aktion starten zur
„gelebten Subsidiarität“. Die Solidarität für
kriselnde Länder hat Brüssel in den vergange-
nen Jahren unter Beweis gestellt. Die EU muss
nun aber prüfen, ob wirklich alles, was in
Brüssel geregelt wird, nicht national oder re-
gional geregelt werden kann. Wenn aus einer
früheren Allgäuer Molkerei eine Ausflugsgast-
stätte werden soll, wo herrliche heimische Kä-
seprodukte angeboten werden, muss dies
wirklich nicht in Brüssel entschieden werden.
Dies ist ureigene Aufgabe der regionalen
bayerischen Wirtschaftspolitik. Jeder EU-
Kommissar sollte darüber nachdenken, bei
welcher Verordnung oder Richtlinie es besser
wäre, die Dinge wieder national oder regional
zu regeln.

Wie muss die EU in der Ukraine-Russ-
land-Krise reagieren?
Die EU hat richtig reagiert, als sie bei der
Krim-Annexion auf das Völkerrecht und die
Londoner Vereinbarungen von 1994 hinge-
wiesen hat und dass Russland diese Vereinba-
rungen gebrochen hat. Es muss Moskau klar
gemacht werden, dass eine weitere Destabili-
sierung der Ukraine nicht akzeptabel ist.
Gleichwohl müssen wir mit Russland weiter
im Gespräch bleiben, auch bei der Einbezie-
hung Kiews in das europäische Geflecht. Die
Zeiten des Kalten Kriegs oder der Nachrüs-
tung dürfen nicht wiederkommen. Da sollte
auch die Außenpolitik der EU offensiver und
sichtbarer werden. 

Sollte die Ukraine eine EU-Beitrittsper-
spektive haben?
Das sehe ich in absehbarer Zeit nicht. Man
sollte Partnerschaftsbeziehungen pflegen und
Kiew helfen. Man darf das Land aber nicht vor
eine Entweder-Oder-Situation stellen. Dabei
muss Russland in diese Gespräche einbezo-
gen werden.

Das Gespräch führte Hans Krump. ❚

Theo Waigel , 75, war von 1989 bis 1998 Bun-
desfinanzminister und zusammen mit Kanzler
Helmut Kohl (CDU) einer der Architekten der
europäischen Währungsunion und des Euros.

1988 bis 1999 war er CSU-Vorsitzender, von
1972 bis 2002 saß Waigel im Bundestag.
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IST EU-KRISENMANAGEMENT ZUR UKRAINE EFFEKTIV? 

Robert Birnbaum 
»Der Tagesspiegel«

Eric Bonse
Freier EU-Korrespondent
in Brüssel

Keine andere Wahl

Am Tag, als Wladimir Putin die Annexion
der Krim verkündete, machte sich der
russische Präsident öffentlich über die
Sanktionen des Westens lustig. Er ver-

zichte „fürs Erste“ auf Schritte gegen die USA,
spöttelte der Kreml-Herrscher, und kündigte eine
Kontoeröffnung bei der gebannten Rossija-Bank
an. Seither fragt man sich in Europas Hauptstädten,
was das war: Ein gelassener Eroberer im Wissen um
die Ohnmacht seiner Gegner? Oder ein Halbstarker,
der auf dem Schulhof trotzig verkündet, dass ihm
Strafarbeiten nichts ausmachen? 
Vielleicht sind beide Lesarten richtig. Zu den bisher
zu wenig beachteten Eigentümlichkeiten der Krim-
Krise gehört das russische Streben nach scheinba-
rer Legalität. Putin hätte Panzer über die Grenze
schicken können. Er schickte aber Verkleidete. Wa-
rum diese Schmierenkomödie? Für eine bloße Ver-
höhnung des Kiewer Maidan ist der Aufwand zu
hoch. Legt da also einer vielleicht doch Wert darauf,
nicht offen als Barbar aufzutreten? 
Dann dürften die Sanktionen ihn mehr schmerzen
als er zeigen will – nicht obwohl, sondern weil sie
symbolisch sind. Die russische Elite kauft hier ihre
Fußballclubs und ihre Autos, schickt hier ihre Kin-
der zur Ausbildung und bummelt im KaDeWe. Pu-
tins Töchter waren auf der deutschen Schule in
Moskau. Von diesem Westen geächtet zu werden,
ist nicht schön. Dass sich die Ächtung langsam auch
ökonomisch auswirkt – gar nicht schön.
Das mag lächerlich klingen angesichts der Macht-
demonstrationen des Machtmenschen Putin. Doch
das Recht des Stärkeren zu akzeptieren wäre die
Einladung zum Weiter so, Soldaten zu schicken die
Einladung zum Weltuntergang. Diplomatie ist ein
frustrierendes Geschäft. Aber Europa hat gar keine
Wahl.

Es fehlt eine Strategie

Die europäische Ukraine-Politik ist eine
Geschichte des Scheiterns.Was auch im-
mer die EU anpackte – das Assoziie-
rungs-Abkommen 2013, die Maidan-

Vereinbarung am 21. Februar, die Genfer Gespräche
vor Ostern – es ging schief. Vordergründig waren da-
ran immer andere schuld: Ex-Präsident Janukowitsch,
Russlands Staatschef Putin oder die pro-russischen
Milizen in der Ostukraine.
Doch in Wahrheit trägt die EU ein erhebliches Maß
Mitschuld.Der Kardinalfehler war, sich auf einen Wett-
streit mit Putin einzulassen. Assoziierung mit der EU
oder Zollunion mit Russland – diese Alternative führ-
te in die Sackgasse. Der zweite Fehler war, sich ohne
schlüssige Strategie in das Ukraine-Abenteuer zu stür-
zen. Bis heute ist unklar, welches Ziel Brüssel in Kiew
verfolgt.
Amerikaner und Russen wissen, worum es geht: Die
Ukraine ist eine zentrale Figur auf dem Schachbrett
der Geopolitik.Ohne sie ist Russland keine Großmacht
mehr, das wusste schon der frühere US-Sicherheitsbe-
rater Brzezinski. Doch was will die EU mit dem Reich
an seiner Ostflanke? Die „Östliche Partnerschaft“ gibt
keine Antwort. Eine Strategie ersetzt sie nicht. Immer-
hin bemüht sich die EU seit dem Maidan-Massaker um
Vermittlung. Das ist ihr hoch anzurechnen; vor allem
Außenminister Steinmeier gebührt Lob. Doch auch er
kann nicht erklären, warum die Maidan-Vereinbarung
nicht umgesetzt wurde. Sie enthielt zentrale Elemen-
te einer Krisenlösung –  eine inklusive Regierung, die
Entwaffnung der Milizen, eine neue Verfassung.
Doch die EU setzte sie nicht durch. Schlimmer noch:
Sie erkannte die offenbar überforderte Interims-Regie-
rung an und verzichtete auf die sonst üblichen Kondi-
tionen für finanzielle Hilfen. Damit hat sie ihre eige-
nen Grundsätze für gutes Krisenmanagement über
Bord geworfen.

Der Teamplayer: Reinhard Bütikofer

Die Begeisterung für Europa sei keine Nuance geringer
geworden, sagt Reinhard Bütikofer am Ende seines
ersten Mandats als Europaabgeordneter: „Die Erwar-
tung, dass ich im EU-Parlament konkrete Dinge in Be-

wegung bringen kann, hat nicht getrogen.“ Dass die EU heute im
Rahmen einer „Innovationspartnerschaft“ ein „Kompetenznetz-
werk“ von Wissenschaftlern zum Thema Seltene Erden zusammen-
bringe – das sei ein konkretes Ergebnis seiner politischen Arbeit im
Europäischen Parlament (EP). Bütikofer ist angekommen im Ma-
schinenraum der EU.
Fraglich ist allerdings, ob die Grünen auch ein Wörtchen mitzure-
den haben, wenn voraussichtlich im Juli das EP erstmalig aus ei-
nem Kreis von Spitzenkandidaten der europäischen Parteienzusam-
menschlüsse den nächsten Kommissionspräsidenten zu wählen
versucht. Zwar müht sich der Spitzenkandidat der europäischen So-
zialdemokraten, Martin Schulz (SPD), seit Monaten händeringend,
Vorabsprachen auch für eine Mitte-Links-Mehrheit für sich und ge-
gen den Spitzenkandidaten der Europäischen Volkspartei (EVP)
Jean-Claude Juncker zu treffen. „Wenn Schulz unsere Stimmen ha-
ben will, dann wird er mit uns über politische Inhalte reden müs-
sen“, sagt Bütikofer. Nur sein Trittbrett wolle er nicht sein.
Doch wahrscheinlicher scheint, dass es auch bei dieser und den an-
stehenden anderen wichtigen EU-Personalentscheidungen zu ei-
nem ‚Deal' kommt: also einer hinter geschlossenen Türen getroffe-
nen Vereinbarung einer großen Koalition aus der EVP, den Sozial-
demokraten und möglicherweise den Liberalen mit den im Euro-

päischen Rat versammelten Staats- und Regierungschefs der 
28 EU-Mitgliedstaaten. Geboten scheint der Brüsseler Machtelite
auch ein Bollwerk: gegen die erwartete Zunahme von EP-Abgeord-
neten, die erheblich weniger Europa oder eine grundlegend ande-
re Ausrichtung der Gemeinschaftspolitik fordern.
Eines ist gewiss für Reinhard Bütikofer: Auch nach den Wahlen am
25. Mai wird er für weitere fünf Jahre einer der dann 96 deutschen

von insgesamt 751 EU-Abgeordneten sein. 2009 wurde der am
längsten amtierende Vorsitzende der Partei Bündnis 90/Die Grünen
gleich zum Sprecher der Europagruppe der deutschen Grünen in
der Grünen/EFA-Fraktion gewählt.
Der Realpolitiker warf sich in die Sacharbeit grüner Wirtschaftspo-
litik und kämpfte gegen den aktuellen Trend, Ökonomie und Öko-
logie wieder als Gegensatz zu betrachten. Seit 2012 müht er sich
als Ko-Vorsitzender (mit Monica Frassoni) der Europäischen Grü-
nen Partei, die 36 grünen Parteien aus 33 europäischen Ländern
zusammenzuführen.

Ein Amt, das es für Bütikofer offenbar ausschließt, auch noch etwa
den Fraktionsvorsitz in Straßburg, anzustreben. Der weltläufige,
weithin geschätzte und perfekt Englisch sprechende Vollblutpoliti-
ker hat das Format für politische Spitzenämter.
Der jüngste Europaparteitag hat gezeigt,dass auch bei den Europa-
Grünen ein Generationswechsel ansteht. Kometenhafte Aufsteiger
wie Sven Giegold, Ska Keller und Jan Philipp Albrecht setzen die
Etablierten unter Druck, ihre Ansprüche auf Spitzenposten neu zu
begründen. Dies wurde deutlich, als Anfang dieses Jahres überra-
schenderweise die Brandenburgerin Ska Keller bei einer europa-
weiten Onlineabstimmung zur europäischen Spitzenkandidatin ge-
kürt wurde. Und nicht etwa die eigentlich von den Parteioberen ge-
setzte Grünen-Fraktionsvorsitzende Rebecca Harms.
Bütikofer ist ein alter Hase im Politikgeschäft. Und ein Teamplayer.
Um eine Kampfabstimmung um die beiden vorderen Listenplätze zu
vermeiden, gab er sich mit Platz vier zufrieden und überließ den
zweiten „Spitzenkandidaten“-Platz Ex-Attac-Funktionär Giegold.
Widmen will sich Bütikofer auch in den kommenden fünf Jahren der
Industriepolitik. Zudem will er bei den EU-Verhandlungen über ein
transatlantisches Freihandelsabkommen mitreden. Ferner wolle er
„Akzente in der Außenpolitik – vor allem gegenüber China und den
ASEAN-Ländern – setzen“. Er sei stolz. zu der Generation zu gehö-
ren, die die Grünen mit aufgebaut haben und glaube für deren Zie-
le noch etwas leisten zu können, sagt Bütikofer. Hajo Friedrich ❚

Der Autor ist freier Journalist in Brüssel.

»Wenn Martin Schulz unsere
Stimmen haben will, dann
wird er mit uns über politi-
sche Inhalte reden müssen.«

»Die große
Linie
sehen«
THEO WAIGEL Der langjährige
Finanzminister und Gründervater der
Währungsunion kritisiert die Europa-
skepsis von Politikern. Die EU müsse
aber mehr Subsidiarität praktizieren
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Einen Monat vor den geplanten Präsident-
schaftswahlen hat die Kiewer Zentralregie-
rung die Kontrolle über zwei Regionen im Os-
ten des Landes verloren: In sechs Städten, da-
runter die Gebietshauptstädte Donezk und
Lugansk, kontrollieren bewaffnete prorussi-
sche Aktivisten wichtige Verwaltungsgebäude.
Versuche Kiews, die Separatisten zu vertrei-
ben, endeten mit der Entwaffnung und dem
Überlaufen der Spezialeinheiten auf die Seite
der Aufständischen. 
Am Mittwoch erklärte das Innenministeri-
um zwar, Spezialeinheiten hätten die Sepa-
ratisten kampflos aus Swjatogorsk vertrie-
ben, eine Kleinstadt etwa 30 Kilometer von
Slawjansk gelegen. Allerdings berichteten
mehrere ausländische Journalisten, dass es
in der Stadt weder bewaffnete Separatisten,
Barrikaden oder besetzte Gebäude gege-
ben habe.

Militärmanöver Am Donnerstag gelang es
Spezialeinheiten, mehrere Kontrollpunkte
der Aufständischen in Slawjansk zu überneh-
men. Dabei starben zwei Aufständische. Al-
lerdings zogen sich die Regierungseinheiten
später wieder zurück. Die russische Regierung
reagierte demonstrativ mit Militärmanövern
an der etwa 200 Kilometer entfernten Gren-
ze.
In den anderen Gebieten des russischsprachi-
gen Südostens kontrolliert die Regierung da-

gegen die Lage: Zwar versuchten Aktivisten
auch in den Großstädten Odessa und Char-
kow, Gebäude zu besetzen, allerdings konn-
ten Polizeikräfte die Besetzungen schnell be-
enden. Ein wichtiger Faktor ist zudem die ge-
ringe Unterstützung der Separatisten in den
meisten Gebieten. 
Jüngste Umfragen zeigen zwar, dass die
Mehrheit der Menschen im gesamten Süd-
osten die Kiewer Regierung nicht als legitim
anerkennt: Laut einer Umfrage des renom-
mierten Kiewer Meinungsforschungsinsti-
tuts KMIS sehen mehr als 50 Prozent der Be-
wohner des Südostens den Interimspräsi-
denten als nicht legitim an. Besonders groß
ist die Ablehnung mit über 70 Prozent je-
doch in den Gebieten Lugansk und Donezk.
Dort wünschen sich knapp ein Drittel der
Menschen den Anschluss an Russland, fast
20 Prozent würden sogar den Einmarsch
russischer Truppen unterstützen. In den
meisten anderen Regionen liegt die Unter-
stützung für einen „Anschluss“ weit unter
zehn Prozent.
Am sichersten sitzt die Regierung derzeit in
Dnepropetrowsk im Sattel: Der dortige Gou-
verneur und Milliardär Igor Kolomojskij
gründete Mitte April zudem die Gründung ei-
ner Sondereinheit namens „Dnepr“. Sein
Stellvertreter warnte die pro-russischen Sepa-
ratisten vor einem „zweiten Stalingrad“, soll-
ten sie versuchen, in der Region Gebäude zu

besetzen. Auch der „Rechte Sektor“ verlegte
Ende vergangener Woche sein Hauptquartier
in die Industriestadt im Osten der Ukraine.
Ihr Anführer Dmitri Jarosch verkündete die
Gründung eines Sonderbataillons namens
„Donbass“, bestehend aus 800 Kämpfern aus
der Region Donezk. Die Bildung bewaffneter
Bürgerwehren war durch einen Erlass des
ukrainischen Innenministers Arsen Awakow
vom 13. April ermöglicht worden. Laut Awa-
kow sollen die staatlich sanktionierten Bür-

gerwehren landesweit bis zu 12.000 Mann
stark sein.
In Donezk und Lugansk unterstützen staatli-
che Vertreter inzwischen öffentlich die Forde-
rungen der Besetzer. Während die Kiewer
Zentralregierung bislang nur ein ukrainewei-
tes Referendum über eine Föderalisierung des
Landes zulassen will, forderte der Donezker
Bürgermeister Alexander Lukjantschenko in
der vorigen Woche, gleichzeitig mit den Prä-
sidentschaftswahlen ein regionales Referen-

dum in Donezk durchzuführen. Die Vertreter
der „Donezker Volksrepublik“ jedoch haben
ein solches Referendum schon für den 11. Mai
angekündigt.
Kiew und Washington einerseits und Moskau
auf der anderen Seite beschuldigen sich seit
dem Genfer Gipfel gegenseitig, die dort ge-
troffenen Vereinbarungen nicht einzuhalten.
Öl ins Feuer goss zuletzt der russische Außen-
minister Sergej Lawrow mit seiner Erklärung,
Russland sehe für den Fall, dass „die legiti-
men Interessen von russischen Staatsbürgern
direkt attackiert werden“, keinen anderen
Weg als „in voller Übereinstimmung mit dem
internationalen Recht“ zu antworten. Dass
Lawrow dabei auf das Beispiel Südossetien
verwies, das die russische Armee 2008 besetz-
te, wertete das ukrainische Außenministeri-
um als „Drohung eines Einsatzes der russi-
schen Armee als Antwort auf die legitime
Durchführung von Maßnahmen im Kampf
mit terroristischen und separatistischen Akti-
vitäten in der Ukraine“.
Kiew übergab der OSZE Material, das bewei-
sen soll, dass russische Spezialeinheiten hin-
ter den Besetzungen stehen. Allerdings bele-
gen die Fotos dies nicht eindeutig. Die „Time“
etwa überprüfte in der vergangenen Woche
den Fall eines von Kiew als russischen Agen-
ten präsentierten Kämpfers – und konnte kei-
ne direkten Beweise für eine Unterstützung
von Seiten des russischen Staates finden. 

Ungelöst ist weiterhin die Frage der russi-
schen Gaslieferungen an die Ukraine: Seit
April muss die Ukraine dem russsichen Gas-
lieferanten Gazprom 480 Dollar pro 1.000
Kubikmeter bezahlen, dabei ist der staatliche
ukranische Gasmonopolist Naftogaz schon
jetzt praktisch zahlungsunfähig: Seine Schul-
den gegenüber Gazprom sind auf 2,2 Milliar-
den Dollar gestiegen. Der ukrainische Ener-
gieminister Juri Prodan hat Gazprom nun ei-
nen Preis von 268,5 Dollar vorgeschlagen –
weit unter den üblichen Importpreisen in
Europa. 
Ein vollkommener Stopp der Gaslieferungen
ist für Russland allerdings nicht denkbar: Die
Ukraine ist das wichtigste Transitland für Gas-
lieferungen nach Europa. Die unterirdischen
Gasspeicher in der Ukraine, aus denen im
Winter das Gas in den Westen gepumpt wird,
waren Anfang April nur mit sieben Milliarden
Kubikmetern Gas gefüllt – es müssten jedoch
20 Milliarden sein. Moritz Gathmann ❚

Der Autor berichtet als freier Journalist 
aus Russland und der Ukraine.
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W
elches Ausmaß die
Proteste auf dem
Maidan für die
Ukraine und mit ihr
für Europa haben, ist
noch lange nicht ab-

zusehen. Klar ist aber, dass Russlands Präsi-
dent Wladimir Putin auf das Kiewer Macht-
Vakuum mit der Macht des Faktischen ant-
wortet und seine postsowjetischen Groß-
machtansprüche gnadenlos umsetzt. Die
Krim hatte sich bereits abgespalten, da war
in der ukrainischen Hauptstadt kaum eine
Übergangsregierung gefunden. Zur gleichen
Zeit stürzte der Osten des Landes ins Cha-
os. Die Parallele, die Russlands Außenmi-
nister Lawrow dieser Tage zum Georgien-
Krieg zieht, lässt das Schlimmste befürch-
ten. 

Ohnmächtig Die Europäische Union und
die Nato sehen den sich überschlagenden
Ereignissen  vor ihrer Haustür ohnmächtig
zu, erst recht nach dem offensichtlich nutz-
losen Gipfel in Genf. Die EU-Außenminis-
ter wie auch die US-Regierung verhängen
Sanktionen, doch eine Eskalation auf ukrai-
nischem Boden können diese nicht verhin-
dern. Und obwohl die Nato und zuvorderst
die USA mit einer massiven Verstärkung ih-
rer Präsenz an den Nato-Außengrenzen kla-
re Zeichen setzen, steht ein militärisches
Eingreifen des Westens außer Frage. 
Am Vorabend der Europawahlen Ende Mai
und des Nato-Gipfels im Frühherbst stehen
die beiden wichtigsten Bündnisse des Wes-

tens vor einer immensen Herausforderung:
Wie gehen sie in Zukunft mit Russland um?
„Das Vorgehen Moskaus wird seinen Preis
haben“, lässt US-Präsident Barack Obama
wiederholt verlauten.  „Wenn Russland sich
noch weiter in der Ukraine einmischt, wür-
de ich nicht zögern, dies ei-
nen historischen Fehler zu
nennen“, warnt Nato-Gene-
ralsekretär Anders Fogh Ras-
mussen Kreml-Chef Putin. 
Der historische Fehler wur-
de aber schon weit früher ge-
macht – vom Westen selbst.
In Brüssel und anderswo ge-
steht man ein, dass es für die
Region zu lange keine echten
Konzepte gab. Nach dem En-
de des Kalten Krieges er-
schien eine geschlossene
Haltung gegenüber dem
Kreml überflüssig. Die Oster-
weiterung von EU und Nato
in den 2000er Jahren hat da-
ran nichts geändert, im Ge-
genteil: Die gegensätzlichen
Interessen im westlichen
Bündnis haben sich nur ver-
schärft. 
„Außenpolitik ist die Kunst, Prioritäten zu
setzen“, mahnt der ehemalige US-Außen-
minister Henry Kissinger. Aus „bürokrati-
schem Zaudern und der Unterordnung al-
ler strategischer Elemente unter innenpoli-
tische Erwägungen“ sei jetzt eine kapitale
Krise geworden. Viel zu wenig haben sich

die EU-Verantwortlichen in Brüssel Gedan-
ken gemacht, wie eine Antwort auf die He-
rausforderungen einer unreifen Demokratie
wie in der Ukraine mit ihren machtvollen
Oligarchen und einer anhaltenden Span-
nung zwischen West, Süd und Ost aussehen

könnte. Und wie oder ob überhaupt die eu-
ropäischen Pläne mit den Interessen Russ-
lands zu vereinbaren sind.
Im Nato-Hauptquartier dominierte beim
Thema Russland und Ukraine ebenfalls
über Jahrzehnte Ratlosigkeit. Das Verhältnis
zu Moskau glich von jeher einer Achter-
bahn. Nach dem Georgien-Krieg und dem

bitteren Streit um die von den USA geplan-
te Raketenabwehr  in Europa herrschte Eis-
zeit im Nato-Russland-Rat. Dann wieder
folgten Versöhnungsgipfel, bei denen beide
Seiten enge Kooperation für die gemeinsa-
me Sicherheit versprachen. Am 1. April nun
haben die Nato-Außenminister jegliche Zu-
sammenarbeit mit Moskau bis auf Weiteres
ausgesetzt.
Auch in Hinsicht auf jene Staaten, die aus
der Einflusszone Moskaus heraus und in die
westliche hinein wollen oder vielmehr
wollten, gab es niemals eine klare Linie.
Während sich vor allem die osteuropäi-
schen Mitglieder und mit ihnen zumindest
zeitweise die USA für eine Aufnahme der
Ukraine und Georgiens stark machten, tra-
ten Briten, Deutsche und Franzosen auf die
Bremse. 

Europa uneins Die Uneinigkeit der 
28 Mitglieder setzt sich in der aktuellen Kri-
se anfangs fort: Polen, Balten und Rumä-
nien drangen darauf, die Präsenz der Nato
an der Grenze zu Russland massiv zu ver-
stärken. Da aber wollten die Partner, allen
voran Deutschland, nur sehr bedingt mit-
machen. Eine solche Abschreckung sei
nichts als Eskalation, fürchtet man in Ber-
lin. Die Russen reagierten auf den üblichen
Schlingerkurs in gewohnter Manier: mit Zy-
nismus. Das sei der Versuch, das Bündnis
aus seinem Zustand als „halbe Leiche“ zu
erwecken, kommentierte Alexej Puschkow,
Vorsitzender des Auswärtigen Ausschusses
der Staatsduma. 

Doch die Eskalation im Osten der Ukraine
hat die Nato jetzt doch zu einer klaren und
harten Haltung gebracht, wie man sie seit
Afghanistan 2001 nicht mehr gesehen hat:
Demonstrativ erhöht die Allianz ihre Prä-
senz an der Grenze zu Russland, See-, Luft-
und Landstreitkräfte in der Region werden
verstärkt. Das ist ein klares Zeichen an die
Partner aus dem ehemaligen Warschauer
Pakt – und an Putin. 

»Kalter Kieg light« Dieser „Kalte Krieg
light“ hat die Relevanz der Allianz auf neue
Höhen katapultiert. Was sie daraus macht,
muss sie im September beim nächsten Gip-
fel im walisischen Cardiff zeigen. Beobach-
ter sind sich sicher, dass die Krise „der Be-
ginn einer lang anhaltenden, zutiefst gegen-
läufigen Beziehung mit Russland ist. Putins
Eurasische Union der postsowjetischen
Staaten ist sein neues Empire. Der Osten der
Ukraine kann kein Teil des Westens werden,
weil es ohne ihn keinen Eurasischen Raum
gibt“, ist der Sicherheitsexperte Francois
Heisbourg überzeugt. Putin sei kein Partner
mehr, sondern Gegner, heißt es jetzt klar
seitens der Nato. 
In der EU mahlen die Mühlen langsamer –
was mit dazu geführt hat, dass das jahrelan-
ge Tauziehen um das Assoziierungsabkom-
men mit Kiew vor Weihnachten 2013 als
Farce endete. Nun jedoch hat sich Brüssel
klar positioniert, man will den pro-westli-
chen Kräften mit dem helfen, was Europa
am Besten kann: Finanzhilfen bis zu einer
Milliarde Euro und Aufbauprogrammen,

die der lange vernachlässigten, unreifen De-
mokratie dringend fehlen.
Während die EU-Hauptstädte Sanktionen
eingangs nur sehr punktuell verhängten,
forderte das Europarlament derweil frakti-
onsübergreifend, umgehend ein komplettes
Waffen- und Technologieembargo gegen
Moskau durchzusetzen. 

Putins Weltsicht Diese Forderungen nach
Embargo-Maßnahmen dürften vermutlich
an den Interessen ganzer Wirtschaftszweige
scheitern. Die Forderung aber, sich endlich
vom russischen Gas unabhängig zu ma-
chen, könnte durch die Ukraine-Krise Wirk-
lichkeit werden. Die G-7-Staaten wollen bei
ihrem nächsten Treffen Anfang Mai den
Ausbau von Speicherkapazitäten und Net-
zen wie auch alternative Versorgung zum
russischen Gas anschieben. Polen fordert ei-
ne Energie-Union, um machtvoller gegen-
über Gazprom auftreten zu können. Zwar
ist die Diversifizierung der Energieversor-
gung langwierig. Doch der Energieexport in
die EU macht 50 Prozent des Kreml-Haus-
halts aus – Druckmittel halten mithin auch
die Europäer in der Hand. 
EU und NATO haben zu lange keine Ant-
wort darauf gesucht, dass Putins Weltsicht
nicht mit der des Westens vereinbar ist. Die
Ukraine-Krise, von der wir möglicherweise
erst den Anfang der Eskalation sehen, wird
sie dazu zwingen. Stefanie Bolzen ❚

Die Autorin ist Korrespondentin von „Welt“
und „Welt am Sonntag“.

Pro-russische Separatisten demonstrieren in der Ost-Ukraine gegen EU und Nato

Gewalt und Gespräche: Während in einigen Teilen der östlichen Ukraine bereits bürgerkriegsähnliche Zustände herrschen, gibt der Westen den Dialog mit Russland noch nicht verloren, wie die jüngsten Gespräche in Genf zeigen.
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Die Macht des Faktischen
UKRAINE I Europäische Konzepte für den Osten des Kontinents wurden nie erstellt. Das rächt sich jetzt
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Die Ukraine ist ein Land im Osten Europas mit einer lan-
gen Grenze zu Russland. Das Land ist fast doppelt so
groß wie Deutschland. Es hat aber nur 45 Millionen Ein-
wohner. Das ist etwas mehr als Hälfte der Menschen,
die in Deutschland leben. Die meisten Menschen in der
Ukraine wollen enger zu Europa gehören. Sie verspre-
chen sich davon mehr Mitbestimmung in der Politik.
Und mehr Sicherheit und mehr Wohlstand.Aber es gibt
auch viele Einwohner in der Ukraine, die Russisch
sprechen. Sie wollen lieber zu Russland gehören. Ob-
wohl es verboten war, hat Russland schon ein Stück
der Ukraine besetzt, die Halbinsel Krim.

Ukraine

Im Osten schwindet Einfluß der Regierung aus Kiew
UKRAINE II Mehrere wichtige Städte werden von pro-russischen Kräften kontrolliert. Die Rechnungen des Energielieferanten Gazprom werden zum Problem

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper



4 5EUROPAWAHLEN Das Parlament – Nr. 18/19 – 28. April 2014

Europawahlen 2014

Das Europäische Parlament (EP) mit Sitz in Straßburg ist die einzige direkt gewählte Institution der
Europäischen Union. Seit 1979 können alle Wahlberechtigten in den EU-Mitgliedstaaten für die Dau-
er von fünf Jahren frei und unmittelbar über die Zusammensetzung des EP entscheiden. Nächster Wahl-
termin ist vom 22. bis 25. Mai 2014. In Deutschland wird traditionell sonntags gewählt.
Das EP repräsentiert mehr als 500 Millionen EU-Bürger. Die europäischen Verträge verpflichten es, in
Straßburg mindestens zwölf Sitzungen jährlich abzuhalten. Sie dauern von Montag bis Donnerstag.
Sechs so genannte Mini-Plenarsitzungen, die nur zwei Tage dauern, finden jährlich in Brüssel statt.
Auch Ausschuss- und Fraktionssitzungen werden meist in der belgischen Hauptstadt abgehalten.
Durch den 2009 in Kraft getretenen Vertrag von Lissabon kann das Europäische Parlament heute in
fast allen Politikbereichen mitbestimmen, das gilt für Landwirtschaft, Energie und Einwanderung eben-
so wie für Justiz und Inneres, Gesundheit und Strukturfonds. Es kann gleichberechtigt mit dem Minis-

terrat über den EU-Haushalt entscheiden und selbst Änderungen in den EU-Verträgen vorschlagen.Al-
le internationalen Abkommen, die die EU abschließt – einschließlich der Handelsabkommen – bedür-
fen der Zustimmung der Europaabgeordneten. Kaum Mitspracherechte haben sie in der Gemeinsa-
men Außen- und Sicherherheitspolitik. Allerdings muss der „Hohe Vertreter für Außen- und Sicher-
heitspolitik“ – seit 2009 hat dieses Amt die Britin Catherine Ashton inne – das Parlament regelmäßig
informieren. Die Stellungnahmen und Empfehlungen des Europäischen Parlaments müssen „gebüh-
rend berücksichtigt“ werden.
Der Lissabonner Vertrag regelt, dass das Ergebnis der Europawahlen im Mai erstmals auch bei der
Wahl des Kommissionspräsidenten berücksichtigt werden muss. Deshalb stellen die europäischen Par-
teien bei dieser Europawahl EU-weite Spitzenkandidaten auf, die automatisch als Bewerber für den
Posten des EU-Kommissionspräsidenten gelten.

Das Europäische Parlament

Aktuelle Sitzverteilung im Europäischen Parlament

Die Fraktionen im Europäischen Parlament Die Spitzenkandidaten Wahlprogramme und Spitzenkandidaten der deutschen Parteien

EVP EVP

Fraktionsvorsitz:

Joseph Daul
UMP/Frankreich

www.eppgroup.eu/de/home

Die EVP-Fraktion, in der sich viele pro-europäische und konservative Parteien, da-
runter auch die deutschen Parteien CDU und CSU,  zusammengeschlossen haben,
ist seit 1999 stärkste Kraft im Europäischen Parlament. Ganz oben auf ihrer Agenda
steht im Wahljahr 2014 die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, eine stärkere Koordi-
nierung der Wirtschaftspolitik in der Euro-Zone, die Regulierung des europäischen
Finanzsektors sowie der Bürokratieabbau. Die EVP setzt sich für eine nachhaltige so-
ziale Marktwirtschaft und den gemeinsamen Binnenmarkt ein und will die EU
schrittweise zu einer echten politischen Union ausbauen. Unter anderem will sie die
bisher schwache Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik der EU stärken. Sie for-
dert zudem eine einheitliche europäische Datenschutzverordnung, den Abschluss
des umstrittenen Freihandelsabkommens mit den USA und ein gemeinsames euro-
päisches Konzept für Immigration und Asylpolitik. 

Das Europawahlprogramm der CDU trägt den Titel „Ge-
meinsam erfolgreich in Europa“. Ziel der Partei ist es, die
wirtschaftspolitische Abstimmung der Euroländer zu ver-
bessern, auf die Einhaltung der Schuldenbremse zu achten
und die Bankenunion umzusetzen. Ausdrücklich wendet
sich  die CDU gegen eine „Schuldenvergemeinschaftung“,
also gegen Eurobonds und Schuldentilgungsfonds. Sie will
außerdem den internationalen Freihandel stärken, Über-
regulierung in der EU bekämpfen und die Energiewende
zu einem europäischen Projekt machen. Die Partnerschaft
zwischen Deutschland und Frankreich sieht sie als beson-
ders bedeutsam an. Darüber hinaus will sie aber auch die
trilaterale Zusammenarbeit zwischen Deutschland, Frank-
reich und Polen intensivieren (Weimarer Dreieck). Das Eu-
ropäische Parlament soll gestärkt werden, indem es lang-
fristig ein eigenes Initiativrecht erhalten soll. 

Der ehemalige Luxemburger Premier-
minister und langjährige Vorsitzende
der Euro-Gruppe zählt zu den erfah-
rensten Politikern der Europäischen
Union. Der 59-Jährige, der auch den
Spitznamen „Mr. Euro“ trägt, setzt
sich für ein sozialeres Europa und we-
niger  Regulierung ein. Brüssel solle
sich in Zukunft nur noch um die wirk-
lich wichtigen Dinge kümmern: „Zu
viel Europa im Kleinen tötet Europa
im Großen“, meint Juncker.

S&D S&D

Fraktionsvorsitz:

Hannes Swoboda
(SPÖ/Österreich)

www.socialistsanddemocrats.eu/de

Die Sozialdemokraten im Europäischen Parlament, darunter auch die deutsche SPD,
setzen sich für ein sozial gerechteres und nachhaltiges Europa ein. Die wirtschaftli-
chen Freiheiten des Binnenmarktes dürfen nach Ansicht der zweitgrößten EP-Frak-
tion nicht wichtiger sein als grundlegende soziale Rechte. Sie fordern unter anderem
ein menschenwürdiges Mindesteinkommen – mindestens 60 Prozent  des nationa-
len Durchschnitts – in jedem Land, einen besseren Verbraucherschutz und eine ko-
ordinierte europäische Beschäftigungspolitik, um die hohe Arbeitslosigkeit in
Europa effektiv zu bekämpfen. Außerdem will die S&D-Fraktion eine Finanztrans-
aktionssteuer einführen, Steueroasen schließen und Banken regulieren. Die Integra-
tion legaler Einwanderer will sie fördern und ein gemeinsames europäisches Asyl-
system schaffen. Außenpolitisch fordert sie eine „starke EU“, die mit einer Stimme
spricht. 

Der 58-Jährige ist Spitzenkandidat
der Europäischen Sozialdemokraten
wie auch der SPD. Er sitzt seit 1998
im EP, war dort lange Fraktionsvorsit-
zender und ist seit Januar 2012 des-
sen Präsident. Schulz ist bekannt da-
für, auch mal anzuecken. Er hält die
EU für zu bürokratisch, zu undemo-
kratisch und zu unsozial. Sein Motto
im Wahlkampf: Reform statt Renatio-
nalisierung. Sein Ziel: „Europa vom
Kopf auf die Füße stellen.“

ALDE ALDE

Fraktionsvorsitz:

Guy Verhofstadt
(Open-VLD/Belgien)

www.alde.eu

Die drittgrößte Fraktion im EP, der auch die FDP angehört, setzt sich für einen star-
ken europäischen Binnenmarkt und den Schutz der Bürgerrechte und Bürgerfreihei-
ten ein. Der Kampf gegen den Terrorismus darf ihrer Meinung nach nicht zur Ein-
schränkung fundamentaler Rechte führen. Die Fraktion fordert weniger staatliche
Einmischung, dafür mehr Freiraum für individuelle Entscheidungen der Bürger. Den
europäischen Binnenmarkt will sie vollenden und erweitern, Verbraucher sowie klei-
ne und mittlere Unternehmen besser schützen. Die Fraktion meint, dass die EU noch
mehr tun muss, um die Personen- und Arbeitnehmerfreizügigkeit in Europa zu ge-
währleisten. Außerdem setzt sie sich für eine Stärkung des Datenschutzes, den Ab-
schluss von Freihandelsabkommen mit wichtigen Wirtschaftsregionen wie den USA
und eine Reform des EU-Finanzsystems ein. Auch soziale Rechte für illegale Einwan-
derer und die Bekämpfung des Klimawandels stehen auf ihrer Agenda.

Die Liberalen treten mit einer Doppel-
spitze an. Der 60-jährige Verhofstadt,
ehemals Premierminister von Belgien
und heute Fraktionschef der Liberalen
im EP, sieht die Zukunft der EU in ei-
nem föderalen Bundesstaat. Er meint:
Die Staaten müssten ihr nationales
Denken überwinden und auf die eu-
ropäische Ebene verschieben. Unter
anderem brauche die EU schnellst-
möglich eine Bankenunion, eine Fis-
kalunion und eine politische Union.

Grüne/EFA ALDE

Fraktionsvorsitz:

Rebecca Harms und Daniel Cohn-Bendit
(beide Bündnis 90/Die Grünen/Deutschland)

www.greens-efa.eu/de.html

In dieser Fraktion haben sich die europäischen Grünen mit kleineren europäischen
Regionalparteien zusammengeschlossen, um mehr Einfluss im Europäischen Parla-
ment zu gewinnen. Ganz oben auf ihrer Agenda steht die „Grüne Energierevoluti-
on“: mehr Energieeffizienz, weniger Energieverbrauch, Umstieg auf erneuerbare
Energien. Außerdem tritt sie ein für soziale Gerechtigkeit und den Schutz der Men-
schenrechte. Ihrer Ansicht nach müssen Handel, Sicherheitspolitik, Wirtschafts- und
Sozialpolitik an ökologische, kulturelle und demokratische Rechte gebunden sein.
Die Fraktion will zudem Wege legaler Zuwanderung und effizientere Prozeduren in
der Asylpolitik schaffen und eine wirksame Regulierung des globalen Finanzsektors
sowie transparentere Märkte durchsetzen. Wichtige Themen für die Grünen-Frakti-
on sind auch der Verbraucherschutz, nachhaltige Entwicklung und die Gleichstel-
lung der Geschlechter.

Der 51-jährige Finne  gehört seit 2004
der EU-Kommission an, derzeit ist er
Kommissar für Wirtschafts- und Wäh-
rungsfragen und damit maßgeblich
an der Euro-Rettung beteiligt. Rehn
steht für einen klassischen liberalen
Kurs, sein Europa-Konzept ist mode-
rater als das von Verhofstadt. Er
meint: Europas Probleme lassen sich
nicht durch mehr Zentralisierung lö-
sen, notwendig seien auch starke Re-
gierungen in den Mitgliedstaaten.

ECR Grüne/EFA

Fraktionsvorsitz:

Jan Zahradil
(ODS/Tschechien)

ecrgroup.eu

Die ECR-Fraktion ist eine der jüngsten Fraktionen im EP. Im Juni 2009 nach der letz-
ten Europawahl gegründet, haben sich ihr viele konservative und europakritische
Parteien angeschlossen, die vorher anderen Fraktionen angehört haben. Ihre größ-
ten Gründungsparteien sind die britische „Conservative Party“ von David Cameron,
die tschechische „Demokratische Bürgerpartei (ODS) und die polnische Partei
„Recht und Gerechtigkeit“ (PiS). Die ECR bezeichnet sich selbst als „eurorealistische“
Fraktion. Die Parteien, die sich ihr angeschlossen haben, wollen die nationalen Sou-
veränitätsrechte bewahren und stärken. Den Lissabon-Vertrag lehnen sie ab, weil er
der EU in ihren Augen zu viel politische Macht verschafft. In der gemeinsam verab-
schiedeten „Prager Erklärung“ fordern sie: freie Marktwirtschaft, freien Handel, mehr
Transparenz und weniger Regulierung durch die EU. Außerdem wollen sie die Ein-
wanderung nach Europa stärker kontrollieren und Asylmissbrauch bekämpfen. 

Die 32-Jährige Brandenburgerin war
die Überraschungssiegerin der grü-
nen Urwahl im Internet. Seit 2009
sitzt sie im EP und ist dort handelspo-
litische Sprecherin ihrer Fraktion. Au-
ßerdem kümmert sie sich um Migra-
tions- und Flüchtlingspolitik. Keller
kritisiert die „Festung Europa“ und
fordert ein gerechteres Europa, das
Flüchtlinge schützt und sich für Men-
schenrechte und soziale Gerechtig-
keit einsetzt.

GUE/NGL Grüne/EFA

Fraktionsvorsitz:

Gabi Zimmer
(Die Linke/Deutschland)

www.guengl.eu

In dieser Fraktion haben sich 18 sozialistische, kommunistische und rot-grüne Par-
teien Europas zusammengeschlossen, darunter auch Die Linke aus Deutschland. Die
Fraktion bezeichnet sich als „konföderales Bündnis“, da die Positionen der ihr an-
gehörenden Parteien vielfältig und oft kontrovers sind. So befürworten einige Mit-
glieder die europäische Integration, andere lehnen sie ab. Was sie eint, ist ihre For-
derung nach einem sozial gerechten und demokratischen Europa. Die Fraktion will
die Menschenrechte und bürgerlichen Freiheiten schützen und setzt sich für eine
nachhaltige ökonomische Entwicklung ein. Die EU-Politik kritisiert sie als neolibe-
ral und zu stark fokussiert auf freie Märkte, Wachstum und Wettbewerb. Ihre zentra-
len Forderungen: mehr direkte Demokratie und aktive Bürgerbeteiligung in der EU,
europaweite Mindestlöhne, eine Finanztransaktionssteuer und mehr Rechte für Asyl-
suchende.

Der Landwirt und Umweltaktivist
zählt zu den Gründungsmitgliedern
der globalisierungskritischen Organi-
sation Attac. Er ist seit 2009 Abgeord-
neter in Brüssel und dort  Vize-Vorsit-
zender des Landwirtschaftsausschus-
ses. Der 60-Jährige setzt sich beson-
ders für Umwelt, nachhaltige
Agrarpolitik und fairen Handel ein.
2005 wurde er zu vier Monaten Ge-
fängnis wegen des Verwüstens von
Genmais-Plantagen verurteilt.

EFD GUE/NGL

Fraktionsvorsitz:

Nigel Farage und Francesco Speroni
(UKIP/Großbritannien, Lega Nord/Italien)

www.efdgroup.eu

Das Spektrum dieser nach der Europawahl 2009 gegründeten Fraktion reicht von eu-
ropaskeptischen über nationalkonservative bis hin zu rechtspopulistischen Parteien.
Neben der britischen „United Kingdom Party“ (UKIP) und der italienischen „Lega
Nord“ gehören ihr elf weitere Parteien an.  Die programmatischen Unterschiede sind
sehr groß, entsprechend gering ist die Fraktiondisziplin. Was die Parteien in der Frak-
tion jedoch eint, ist die Sorge um einen Verlust von Souveränität und Identität. Die
meisten Mitglieder lehnen die Mitgliedschaft in der Europäischen Union ab. Sie wol-
len eine weitere europäische Integration verhindern, da sie ihrer Auffassung nach
das Demokratiedefizit und die Bürokratisierung in Europa verschärft und die zen-
tralistischen politischen Strukturen der EU verstärkt. Die Fraktion will stattdessen
die staatliche Souveränität bewahren und die EU in einen rein intergouvernementa-
len Staatenbund umwandeln.

Der Chef der Linkspartei Syriza, der
zweitstärksten Fraktion im grie-
chischen Parlament, fordert ein Ende
der europäischen Sparpolitik. Aus
Sicht des 39-Jährigen sind die euro-
päischen Hilfsprogramme für die Kri-
senstaaten gescheitert. Sie hätten ei-
ne „soziale Katastrophe“ hervorge-
bracht. Tsipras fordert einen Schul-
denerlass für die Länder des Südens,
flankiert von einem umfangreichen
europäischen Investitionspaket.

Der Landesvorsitzende der niedersächsi-
schen CDU und frühere Ministerpräsident
Niedersachsens (2010 bis 2013) bekennt
sich klar zur Europäischen Union und dis-
tanziert sich damit vom eher europakriti-
schen Wahlkampf der Schwesterpartei
CSU. Europa soll sich nach Ansicht des 43-
Jährigen aber künftig auf seine Kernauf-
gaben konzentrieren. Wegen seines Va-
ters – einem britischen Militärbeamten –
hat McAllister auch einen britischen Pass.

CDU

David McAllister

Die bayrische Schwesterpartei der CDU, die derzeit acht
Abgeordnete im EP stellt, setzt in ihrem 12-Punkte-Plan für
die Europawahl vor allem auf mehr Bürgernähe und weni-
ger Bürokratie. Sie sieht sich als „Garant für ein starkes Bay-
ern in Europa“ und fordert eine deutliche Verkleinerung
der EU-Kommission und ein Europa, das sich nicht „in die
Kleinigkeiten des Alltags einmischt“, wie CSU-Chef Horst
Seehofer betont. Leitbild der CSU ist ein „Europa der Re-
gionen“, das seine Grenzen kennt – geografisch wie poli-
tisch. So positioniert sich die CSU weiter gegen einen EU-
Beitritt der Türkei, außerdem lehnt sie die Beitrittsverhand-
lungen mit Serbien ab. Die Aufnahme Bulgariens und Ru-
mäniens bezeichnet sie als „Fehler“. Vor der Aufnahme
neuer Mitgliedstaaten fordert die CSU eine mehrjährige
Pause. Wie die CDU ist auch die CSU gegen eine Schulden-
union in der Eurozone. 

Der 49-Jährige leitet seit 1999 die CSU-
Europagruppe im EP, dem er seit 20 Jah-
ren angehört. Er ist Mitglied im Ausschuss
für Wirtschaft und Währung sowie im Ver-
kehrsausschuss. Zum Vorwurf, die CSU sei
zu europakritisch, sagt er: „Wer in Brüs-
sel etwas kritisiert, ist deshalb noch lan-
ge kein Anti-Europäer.“ Ferber steht für
ein Europa, „das die deutsche Sprache
achtet und sich seiner christlichen Wur-
zeln bewusst ist“.

CSU

Markus Ferber

Die SPD hat das erklärte Ziel, „das Primat der Politik ge-
genüber den Finanzmärkten wieder zurückzugewinnen“.
Dazu gehört nach Ansicht der Partei eine handlungsfähige
Bankenunion, eine Finanztransaktionssteuer und eine bes-
sere Regulierung des hochspekulativen Schattenbanksek-
tors. Wie die Unionsparteien will die SPD ein Europa der
Regionen. Aufgaben sollen dort angepackt werden, wo sie
am besten politisch zu lösen sind – auf EU-Ebene, aber
eben auch in Städten, Kommunen, Ländern oder Staaten.
Die SPD fordert zudem eine Reform der EU-Institutionen:
Die Kommission soll zu einer „wahren EU-Regierung wer-
den, die dem Europäischen Parlament vollständig verant-
wortlich ist“. Das EP soll mit einem Initiativrecht in der Ge-
setzgebung und einem vollen Budgetrecht ausgestattet
werden. Außerdem auf der Agenda: ein europäischer Pakt
für Mindestlöhne und ein besserer Datenschutz.

Der 58-Jährige Nordrhein-Westfale, der
seit 1974 Mitglied der SPD ist und seit
zehn Jahren im Europäischen Parlament
sitzt, kandidiert für die SPD, bewirbt sich
aber auch für die Europäischen Sozialde-
mokraten um das Amt des Kommissions-
präsidenten (siehe Kasten). Für Kritik
sorgt, dass er als EU-Parlamentspräsident
nach den Europawahlen genau in dem
Gremium sitzt, das berät, wer neuer EU-
Kommissionspräsident werden wird.

SPD

Martin Schulz

Der erste Satz im Europawahlprogramm der Liberalen ist
ein klares Bekenntnis zur Europäischen Union: „Europa ist
ein großartiges Projekt, das für Frieden, Freiheit und Wohl-
stand steht“, heißt es dort. Nach Ansicht der FDP sollte
Europa langfristig ein föderaler Bundesstaat auf Grundla-
ge einer gemeinsamen Verfassung werden. Sie will die eu-
ropäische Integration daher weiter vorantreiben und die
Diskussion über eine europäische Verfassung wiederbele-
ben. Die europäischen Institutionen sollen demokratisiert
und die Rechte des Europäischen Parlaments  gestärkt wer-
den. Darüber hinaus sollen die Deutschen künftig durch
Volksabstimmungen über besonders wichtige Integrati-
onsschritte entscheiden können. Zugleich fordert die FDP
mehr Eigenverantwortung für die Bürger, Kommunen und
Mitgliedstaaten. Nationalen und regionalen Ebenen sollen
klare Verantwortungen zugewiesen werden. 

Der 48-Jährige Neffe des früheren Bun-
desministers Otto Graf Lambsdorff gehört
seit 2011 dem FDP-Bundesvorstand an.
Zehn Jahre lang war er Diplomat im Aus-
wärtigen Amt, seit 2004 sitzt er im EP.
Lambsdorff sieht seine Partei in einer
Schlüsselrolle bei der Frage, ob die Euro-
Stabilisierung „marktwirtschaftlich um-
gesetzt wird“. Das „Fehlen ausgegliche-
ner Haushalte und liberaler Wirtschafts-
politik“ sieht er als Ursache der Krise an.

FDP

Alexander Graf
Lambsdorff

Über ihr Europawahlprogramm hat Die Linke wochenlang
diskutiert. Die umstrittenste, vom linken Parteiflügel initi-
ierte Passage – die EU sei eine „neoliberale, militaristische
und weithin undemokratische Macht“ – kommt in dem im
Februar verabschiedeten Programm nun nicht mehr vor.
Einig sind sich die Linken in ihrer Forderung nach einer
Neuausrichtung der EU. Unter anderem wollen sie EU-weit
verbindliche Mindestlöhne, eine Mindestsicherung und ei-
ne gesetzliche Mindestrente in Höhe von 60 Prozent des
jeweiligen mittleren Einkommens vor Ort einführen. Allen
EU-Bürgern soll ein kostenfreies Grundkontingent an Wär-
me, Wasser und Energie sowie ein Telefon- und Internet-
zugang zustehen. Zudem fordert die Fraktion ein Ende der
Sparpolitik in der Euro-Krise und eine europäische Vermö-
gensabgabe. Private Großbanken sollen vergesellschaftet
und unter öffentliche Verwaltung gestellt werden.

Trotz der Flügelkämpfe in der Partei ha-
ben die Linken die 58-Jährige Gabi Zim-
mer mit großer Mehrheit (76,5 Prozent)
zu ihrer Spitzenkandidatin gekürt. 1981
trat die gebürtige Ostberlinerin in die SED
ein, von 2000 bis 2003 war sie Vorsitzen-
de der PDS. Seit 2004 sitzt Zimmer im EP,
seit März 2012 leitet sie dort die
GUE/NGL-Fraktion. Der EU wirft sie vor,
ein Krisenmanagement zulasten der
„Ärmsten der Armen“ zu betreiben.

Die Linke

Gabi Zimmer

Die „Alternative für Deutschland“ setzt sich für eine Euro-
päische Union souveräner Staaten ein. Die jetzige EU be-
trachtet sie als zentralistisch, bürokratisch und bürgerfern.
Sie betont die Eigenverantwortung der Mitgliedstaaten für
ihre jeweilige Wirtschafts- und Fiskalpolitik und lehnt je-
de Form der Vergemeinschaftung von Schulden ab, außer-
dem den dauerhaften Euro-Rettungsschirm ESM sowie die
Bankenunion. Die AfD will jedem Land das Recht einräu-
men, die Eurozone zu verlassen, ohne aus der EU ausschei-
den zu müssen. Aus dem „Einheits-Euro“ will sie ausstei-
gen und alternativ eine Währungsordnung schaffen, in der
sich die Währungen den unterschiedlichen Ökonomien
anpassen können. Außerdem fordert die AfD mehr direk-
te Demokratie, die Rückverlagerung von Verantwortlich-
keiten an die Mitgliedsländer sowie ein Vetorecht nationa-
ler Parlamente gegen geplante EU-Gesetze. 

Der 41-Jährige, der 33 Jahre lang Mitglied
der CDU war, ist Professor für Makroöko-
nomie an der Universität Hamburg und
Mitbegründer der „Wahlalternative
2013“. Auf deren Basis wurde im Juni
2013 die „Alternative für Deutschland“
gegründet. Lucke wurde einer von drei
Parteisprechern. Bei der Bundestagswahl
2013 kam die AfD aus dem Stand auf 4,7
Prozent. Die Einführung des Euro bezeich-
net Lucke als „historischen Fehler“.

AfD

Bernd Lucke

Die Piraten, die bei den Europawahlen 2009 mit 0,9 Pro-
zent der Stimmen den Einzug ins EP verpasst haben, nach
dem Wegfall der Sperrklausel in Deutschland aber diesmal
Chancen haben, setzen sich für eine Vertiefung der euro-
päischen Integration, mehr Demokratie und Transparenz
ein. Die Bürger sollen in EU-weiten Abstimmungen direkt
über die europäische Gesetzgebung entscheiden und selbst
Gesetze vorschlagen oder stoppen können. Das EP soll ein
Initiativrecht bekommen, außerdem soll „jegliche Korres-
pondenz mit und Einflussnahme von Interessenverbänden
und Lobbyisten auf den europäischen Gesetzgebungspro-
zess“ offengelegt werden müssen. Zudem fordern die Pira-
ten eine ressourcenschonende Wirtschaftsstruktur, ein be-
dingungsloses Grundeinkommen in ganz Europa, einen
europaweit einheitlichen Datenschutz sowie ein interna-
tionales Abkommen zur Freiheit des Internets. 

Die 28-Jährige Vorsitzende der Jugendor-
ganisation der europäischen Piraten,
„Young Pirates of Europa“, trat mit 16
Jahren der SPD bei, wechselte aber 2009
zu den Piraten. Im EP will sie sich für ei-
ne Reform des Urheberrechts und mehr
Mitsprache in Europa stark machen. Au-
ßerdem kritisiert sie die „Abschottungs-
politik“ der EU und fordert eine „mensch-
liche Asylpolitik“ sowie die Abschaffung
der EU-Grenzschutzagentur Frontex.

Piratenpartei

Im Februar hat das Bundesverfassungsgericht geurteilt,
dass die deutsche Drei-Prozent-Hürde bei der Europawahl
verfassungswidrig ist, da sie gegen die Chancengleichheit
der Parteien verstoße. Der Wegfall der Sperrklausel bedeu-
tet, dass deutschen Parteien bei der Wahl im Mai bereits
ein Stimmenanteil von ungefähr 0,9 Prozent genügt, um
einen der 96 deutschen Sitze im Europäischen Parlament
zu bekommen. Legt man die Ergebnisse der letzten Euro-
pawahl im Jahr 2009 beziehungsweise der jüngsten Bun-
destagwahl 2013 zugrunde, haben 2014 auch kleinere Par-
teien Chancen, ins EP einzuziehen, insbesondere die Frei-
en Wähler, die Republikaner, die NPD, die Tierschutzpar-
tei und die Familienpartei. Die Karlsruher Richter hatten
bereits im November 2011 die bis dato geltende Fünf-Pro-
zent-Hürde gekippt. Daraufhin hatte der Bundestag eine
Drei-Prozent-Hürde beschlossen.

Sperrklausel-Urteil

Julia Reda

Nachhaltiges Wirtschaften steht im Mittelpunkt der Poli-
tik der Grünen. Dazu gehört für sie ein konsequenter Kli-
maschutz, eine neue Agrarwirtschaft ohne industrielle
Massentierhaltung und die Investition in grüne Technolo-
gien, wie Erneuerbare Energien und effiziente Gebäude-
technik. Nach Ansicht der Grünen hat das Krisenmanage-
ment der EU die Wirtschaftskrise in den überschuldeten
Ländern noch verschärft. Sie fordern „Reformen mit sozia-
ler Balance“, unter anderem ein europäisches Investitions-
programm, das die ökologische Modernisierung und die
Energiewende voranbringen und so neue Jobs und Zu-
kunftsperspektiven schaffen soll. Außerdem setzen sie sich
für einen besseren Flüchtlingsschutz und mehr Demokra-
tie in der EU ein. Sie wollen mehr Mitbestimmung für die
Bürger und mehr Macht für die Parlamente, auf nationaler
wie europäischer Ebene.

Die 57-Jährige Anti-Atom-Aktivistin sitzt
seit 2004 im EP und ist dort seit Juli 2010
Vorsitzende der Grünen-Fraktion. 1977
war Harms Mitbegründerin der Bürgerini-
tiative gegen das atomare Endlager Gor-
leben. Bis heute fordert sie einen europa-
weiten Ausstieg aus der Atomenergie. Der
Bundesregierung wirft sie vor, die Ener-
giewende auszubremsen und zuzulassen,
dass für Europa „sehr schwache Klimazie-
le“ verankert werden.

Bündnis 90/Die Grünen

Rebecca Harms

Fraktion der Europäischen Volkspartei

Fraktion der Progressiven Allianz der
Sozialdemokraten

Fraktion der Allianz der Liberalen
und Demokraten Europas

Die Grünen/Europäische Freie Allianz

Europäische Konservative und
Reformisten

Vereinte Europäische Linke/Nordische
grüne Linke

Europa der Freiheit und der
Demokratie

Jean-Claude Juncker
CSV/Luxemburg

Martin Schulz
SPD/Deutschland

Guy Verhofstadt
Open-VLD/Belgien

Olli Rehn
Zentrumspartei/Finnland

Ska Keller
B90/Grüne/Deutschland

José Bové
EELV/Frankreich

Alexis Tsipras
Syriza/Griechenland

DEUTSCHLAND
BEITRITT ZUR EU 1957

ABGEORDNETE 96 (-3)

EINWOHNER 82,0 Mio.

FRANKREICH
BEITRITT ZUR EU 1957

ABGEORDNETE 74 (+2)

EINWOHNER 64,3 Mio.

GROSS-
BRITANNIEN
BEITRITT ZUR EU 1973

ABGEORDNETE 73 (+1)

ITALIEN
BEITRITT ZUR EU 1957

ABGEORDNETE 73 (+1)

SPANIEN
BEITRITT ZUR EU 1986

ABGEORDNETE 54 (+4)

POLEN
BEITRITT ZUR EU 2004

ABGEORDNETE 51 (+1)

RUMÄNIEN
BEITRITT ZUR EU 2007

ABGEORDNETE 32 (-1)

NIEDERLANDE
BEITRITT ZUR EU 1957

ABGEORDNETE 26 (+1)

PORTUGAL
BEITRITT ZUR EU 1986

ABGEORDNETE 21 (-1)

EINWOHNER 10,6 Mio.

GRIECHENLAND
BEITRITT ZUR EU 1981

ABGEORDNETE 21 (-1)

EINWOHNER 11,2 Mio.

TSCHECHIEN
BEITRITT ZUR EU 2004

ABGEORDNETE 21 (-1)

BELGIEN
BEITRITT ZUR EU 1957

ABGEORDNETE 21 (-1)

UNGARN
BEITRITT ZUR EU 2004

ABGEORDNETE 21 (-1)

LETTLAND
BEITRITT ZUR EU 2004

ABGEORDNETE 8

SCHWEDEN
BEITRITT ZUR EU 1995

ABGEORDNETE 20 (+2)

FINNLAND
BEITRITT ZUR EU 1995

ABGEORDNETE 13

EINWOHNER 5,3 Mio.

BULGARIEN
BEITRITT ZUR EU 2007

ABGEORDNETE 17

ÖSTERREICH
BEITRITT ZUR EU 1995

ABGEORDNETE 18 (+1)

IRLAND
BEITRITT ZUR EU 1973

ABGEORDNETE 

ABGEORDNETE/R 

11 (-1)

EINWOHNER 4,5 Mio.

LITAUEN
BEITRITT ZUR EU 2004

ABGEORDNETE 11 (-1)

EINWOHNER 60,0 Mio.

EINWOHNER 10,7 Mio.

EINWOHNER 3,3 Mio.

DÄNEMARK
BEITRITT ZUR EU 1973

ABGEORDNETE 13

SLOWAKEI
BEITRITT ZUR EU 2004

ABGEORDNETE 13

LUXEMBURG
BEITRITT ZUR EU 1957

ABGEORDNETE 6

ZYPERN
BEITRITT ZUR EU 2004

ABGEORDNETE 6

EINWOHNER 38,1 Mio.

EINWOHNER 7,6 Mio.

EINWOHNER 0,8 Mio.

ESTLAND
BEITRITT ZUR EU 2004

ABGEORDNETE 6

EINWOHNER 45,8 Mio.

EINWOHNER 8,3 Mio.

EINWOHNER 1,3 Mio.

SLOWENIEN
BEITRITT ZUR EU 2004

ABGEORDNETE 8 (+1)

EINWOHNER 10,0 Mio.

EINWOHNER 2,3 Mio.

EINWOHNER 9,2 Mio.

EINWOHNER 2,0 Mio.

MALTA
BEITRITT ZUR EU 2004

ABGEORDNETE 6 (+1)

EINWOHNER 21,5 Mio. EINWOHNER 16,4 Mio.

EINWOHNER 5,5 Mio. EINWOHNER 5,4 Mio.

EINWOHNER 0,5 Mio. EINWOHNER 0,4 Mio.

KROATIEN
BEITRITT ZUR EU 2013

ABGEORDNETE 11

EINWOHNER 61,7 Mio.

EINWOHNER 10,5 Mio.

EINWOHNER 4,4 Mio.

Nach dem Beitritt Kroatiens im Juni 2013 sitzen in der eu-
ropäischen Volksvertretung 766 Abgeordnete aus 28 EU-
Mitgliedstaaten. 99 von ihnen stammen aus Deutschland.
Gemäß dem Vertrag von Lissabon wird es nach der Wahl

nur noch 751 Abgeordnete im Europäischen Parlament
geben. Deutschland verliert drei Sitze, andere Länder wie
Spanien, Frankreich und Schweden gewinnen Mandate
hinzu (Veränderungen zu 2009 in Klammern).

Künftige Anzahl der Sitze pro Mitgliedsland

Grafik: Stephan Roters; Texte: Johanna Metz; Fotos: picture-alli-
ance/dpa, Parteien; Quellen: Europäisches Parlament, Parteien
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Europawahlen 2014

Das Europäische Parlament (EP) mit Sitz in Straßburg ist die einzige direkt gewählte Institution der
Europäischen Union. Seit 1979 können alle Wahlberechtigten in den EU-Mitgliedstaaten für die Dau-
er von fünf Jahren frei und unmittelbar über die Zusammensetzung des EP entscheiden. Nächster Wahl-
termin ist vom 22. bis 25. Mai 2014. In Deutschland wird traditionell sonntags gewählt.
Das EP repräsentiert mehr als 500 Millionen EU-Bürger. Die europäischen Verträge verpflichten es, in
Straßburg mindestens zwölf Sitzungen jährlich abzuhalten. Sie dauern von Montag bis Donnerstag.
Sechs so genannte Mini-Plenarsitzungen, die nur zwei Tage dauern, finden jährlich in Brüssel statt.
Auch Ausschuss- und Fraktionssitzungen werden meist in der belgischen Hauptstadt abgehalten.
Durch den 2009 in Kraft getretenen Vertrag von Lissabon kann das Europäische Parlament heute in
fast allen Politikbereichen mitbestimmen, das gilt für Landwirtschaft, Energie und Einwanderung eben-
so wie für Justiz und Inneres, Gesundheit und Strukturfonds. Es kann gleichberechtigt mit dem Minis-

terrat über den EU-Haushalt entscheiden und selbst Änderungen in den EU-Verträgen vorschlagen.Al-
le internationalen Abkommen, die die EU abschließt – einschließlich der Handelsabkommen – bedür-
fen der Zustimmung der Europaabgeordneten. Kaum Mitspracherechte haben sie in der Gemeinsa-
men Außen- und Sicherherheitspolitik. Allerdings muss der „Hohe Vertreter für Außen- und Sicher-
heitspolitik“ – seit 2009 hat dieses Amt die Britin Catherine Ashton inne – das Parlament regelmäßig
informieren. Die Stellungnahmen und Empfehlungen des Europäischen Parlaments müssen „gebüh-
rend berücksichtigt“ werden.
Der Lissabonner Vertrag regelt, dass das Ergebnis der Europawahlen im Mai erstmals auch bei der
Wahl des Kommissionspräsidenten berücksichtigt werden muss. Deshalb stellen die europäischen Par-
teien bei dieser Europawahl EU-weite Spitzenkandidaten auf, die automatisch als Bewerber für den
Posten des EU-Kommissionspräsidenten gelten.

Das Europäische Parlament

Aktuelle Sitzverteilung im Europäischen Parlament

Die Fraktionen im Europäischen Parlament Die Spitzenkandidaten Wahlprogramme und Spitzenkandidaten der deutschen Parteien

EVP EVP

Fraktionsvorsitz:

Joseph Daul
UMP/Frankreich

www.eppgroup.eu/de/home

Die EVP-Fraktion, in der sich viele pro-europäische und konservative Parteien, da-
runter auch die deutschen Parteien CDU und CSU,  zusammengeschlossen haben,
ist seit 1999 stärkste Kraft im Europäischen Parlament. Ganz oben auf ihrer Agenda
steht im Wahljahr 2014 die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, eine stärkere Koordi-
nierung der Wirtschaftspolitik in der Euro-Zone, die Regulierung des europäischen
Finanzsektors sowie der Bürokratieabbau. Die EVP setzt sich für eine nachhaltige so-
ziale Marktwirtschaft und den gemeinsamen Binnenmarkt ein und will die EU
schrittweise zu einer echten politischen Union ausbauen. Unter anderem will sie die
bisher schwache Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik der EU stärken. Sie for-
dert zudem eine einheitliche europäische Datenschutzverordnung, den Abschluss
des umstrittenen Freihandelsabkommens mit den USA und ein gemeinsames euro-
päisches Konzept für Immigration und Asylpolitik. 

Das Europawahlprogramm der CDU trägt den Titel „Ge-
meinsam erfolgreich in Europa“. Ziel der Partei ist es, die
wirtschaftspolitische Abstimmung der Euroländer zu ver-
bessern, auf die Einhaltung der Schuldenbremse zu achten
und die Bankenunion umzusetzen. Ausdrücklich wendet
sich  die CDU gegen eine „Schuldenvergemeinschaftung“,
also gegen Eurobonds und Schuldentilgungsfonds. Sie will
außerdem den internationalen Freihandel stärken, Über-
regulierung in der EU bekämpfen und die Energiewende
zu einem europäischen Projekt machen. Die Partnerschaft
zwischen Deutschland und Frankreich sieht sie als beson-
ders bedeutsam an. Darüber hinaus will sie aber auch die
trilaterale Zusammenarbeit zwischen Deutschland, Frank-
reich und Polen intensivieren (Weimarer Dreieck). Das Eu-
ropäische Parlament soll gestärkt werden, indem es lang-
fristig ein eigenes Initiativrecht erhalten soll. 

Der ehemalige Luxemburger Premier-
minister und langjährige Vorsitzende
der Euro-Gruppe zählt zu den erfah-
rensten Politikern der Europäischen
Union. Der 59-Jährige, der auch den
Spitznamen „Mr. Euro“ trägt, setzt
sich für ein sozialeres Europa und we-
niger  Regulierung ein. Brüssel solle
sich in Zukunft nur noch um die wirk-
lich wichtigen Dinge kümmern: „Zu
viel Europa im Kleinen tötet Europa
im Großen“, meint Juncker.

S&D S&D

Fraktionsvorsitz:

Hannes Swoboda
(SPÖ/Österreich)

www.socialistsanddemocrats.eu/de

Die Sozialdemokraten im Europäischen Parlament, darunter auch die deutsche SPD,
setzen sich für ein sozial gerechteres und nachhaltiges Europa ein. Die wirtschaftli-
chen Freiheiten des Binnenmarktes dürfen nach Ansicht der zweitgrößten EP-Frak-
tion nicht wichtiger sein als grundlegende soziale Rechte. Sie fordern unter anderem
ein menschenwürdiges Mindesteinkommen – mindestens 60 Prozent  des nationa-
len Durchschnitts – in jedem Land, einen besseren Verbraucherschutz und eine ko-
ordinierte europäische Beschäftigungspolitik, um die hohe Arbeitslosigkeit in
Europa effektiv zu bekämpfen. Außerdem will die S&D-Fraktion eine Finanztrans-
aktionssteuer einführen, Steueroasen schließen und Banken regulieren. Die Integra-
tion legaler Einwanderer will sie fördern und ein gemeinsames europäisches Asyl-
system schaffen. Außenpolitisch fordert sie eine „starke EU“, die mit einer Stimme
spricht. 

Der 58-Jährige ist Spitzenkandidat
der Europäischen Sozialdemokraten
wie auch der SPD. Er sitzt seit 1998
im EP, war dort lange Fraktionsvorsit-
zender und ist seit Januar 2012 des-
sen Präsident. Schulz ist bekannt da-
für, auch mal anzuecken. Er hält die
EU für zu bürokratisch, zu undemo-
kratisch und zu unsozial. Sein Motto
im Wahlkampf: Reform statt Renatio-
nalisierung. Sein Ziel: „Europa vom
Kopf auf die Füße stellen.“

ALDE ALDE

Fraktionsvorsitz:

Guy Verhofstadt
(Open-VLD/Belgien)

www.alde.eu

Die drittgrößte Fraktion im EP, der auch die FDP angehört, setzt sich für einen star-
ken europäischen Binnenmarkt und den Schutz der Bürgerrechte und Bürgerfreihei-
ten ein. Der Kampf gegen den Terrorismus darf ihrer Meinung nach nicht zur Ein-
schränkung fundamentaler Rechte führen. Die Fraktion fordert weniger staatliche
Einmischung, dafür mehr Freiraum für individuelle Entscheidungen der Bürger. Den
europäischen Binnenmarkt will sie vollenden und erweitern, Verbraucher sowie klei-
ne und mittlere Unternehmen besser schützen. Die Fraktion meint, dass die EU noch
mehr tun muss, um die Personen- und Arbeitnehmerfreizügigkeit in Europa zu ge-
währleisten. Außerdem setzt sie sich für eine Stärkung des Datenschutzes, den Ab-
schluss von Freihandelsabkommen mit wichtigen Wirtschaftsregionen wie den USA
und eine Reform des EU-Finanzsystems ein. Auch soziale Rechte für illegale Einwan-
derer und die Bekämpfung des Klimawandels stehen auf ihrer Agenda.

Die Liberalen treten mit einer Doppel-
spitze an. Der 60-jährige Verhofstadt,
ehemals Premierminister von Belgien
und heute Fraktionschef der Liberalen
im EP, sieht die Zukunft der EU in ei-
nem föderalen Bundesstaat. Er meint:
Die Staaten müssten ihr nationales
Denken überwinden und auf die eu-
ropäische Ebene verschieben. Unter
anderem brauche die EU schnellst-
möglich eine Bankenunion, eine Fis-
kalunion und eine politische Union.

Grüne/EFA ALDE

Fraktionsvorsitz:

Rebecca Harms und Daniel Cohn-Bendit
(beide Bündnis 90/Die Grünen/Deutschland)

www.greens-efa.eu/de.html

In dieser Fraktion haben sich die europäischen Grünen mit kleineren europäischen
Regionalparteien zusammengeschlossen, um mehr Einfluss im Europäischen Parla-
ment zu gewinnen. Ganz oben auf ihrer Agenda steht die „Grüne Energierevoluti-
on“: mehr Energieeffizienz, weniger Energieverbrauch, Umstieg auf erneuerbare
Energien. Außerdem tritt sie ein für soziale Gerechtigkeit und den Schutz der Men-
schenrechte. Ihrer Ansicht nach müssen Handel, Sicherheitspolitik, Wirtschafts- und
Sozialpolitik an ökologische, kulturelle und demokratische Rechte gebunden sein.
Die Fraktion will zudem Wege legaler Zuwanderung und effizientere Prozeduren in
der Asylpolitik schaffen und eine wirksame Regulierung des globalen Finanzsektors
sowie transparentere Märkte durchsetzen. Wichtige Themen für die Grünen-Frakti-
on sind auch der Verbraucherschutz, nachhaltige Entwicklung und die Gleichstel-
lung der Geschlechter.

Der 51-jährige Finne  gehört seit 2004
der EU-Kommission an, derzeit ist er
Kommissar für Wirtschafts- und Wäh-
rungsfragen und damit maßgeblich
an der Euro-Rettung beteiligt. Rehn
steht für einen klassischen liberalen
Kurs, sein Europa-Konzept ist mode-
rater als das von Verhofstadt. Er
meint: Europas Probleme lassen sich
nicht durch mehr Zentralisierung lö-
sen, notwendig seien auch starke Re-
gierungen in den Mitgliedstaaten.

ECR Grüne/EFA

Fraktionsvorsitz:

Jan Zahradil
(ODS/Tschechien)

ecrgroup.eu

Die ECR-Fraktion ist eine der jüngsten Fraktionen im EP. Im Juni 2009 nach der letz-
ten Europawahl gegründet, haben sich ihr viele konservative und europakritische
Parteien angeschlossen, die vorher anderen Fraktionen angehört haben. Ihre größ-
ten Gründungsparteien sind die britische „Conservative Party“ von David Cameron,
die tschechische „Demokratische Bürgerpartei (ODS) und die polnische Partei
„Recht und Gerechtigkeit“ (PiS). Die ECR bezeichnet sich selbst als „eurorealistische“
Fraktion. Die Parteien, die sich ihr angeschlossen haben, wollen die nationalen Sou-
veränitätsrechte bewahren und stärken. Den Lissabon-Vertrag lehnen sie ab, weil er
der EU in ihren Augen zu viel politische Macht verschafft. In der gemeinsam verab-
schiedeten „Prager Erklärung“ fordern sie: freie Marktwirtschaft, freien Handel, mehr
Transparenz und weniger Regulierung durch die EU. Außerdem wollen sie die Ein-
wanderung nach Europa stärker kontrollieren und Asylmissbrauch bekämpfen. 

Die 32-Jährige Brandenburgerin war
die Überraschungssiegerin der grü-
nen Urwahl im Internet. Seit 2009
sitzt sie im EP und ist dort handelspo-
litische Sprecherin ihrer Fraktion. Au-
ßerdem kümmert sie sich um Migra-
tions- und Flüchtlingspolitik. Keller
kritisiert die „Festung Europa“ und
fordert ein gerechteres Europa, das
Flüchtlinge schützt und sich für Men-
schenrechte und soziale Gerechtig-
keit einsetzt.

GUE/NGL Grüne/EFA

Fraktionsvorsitz:

Gabi Zimmer
(Die Linke/Deutschland)

www.guengl.eu

In dieser Fraktion haben sich 18 sozialistische, kommunistische und rot-grüne Par-
teien Europas zusammengeschlossen, darunter auch Die Linke aus Deutschland. Die
Fraktion bezeichnet sich als „konföderales Bündnis“, da die Positionen der ihr an-
gehörenden Parteien vielfältig und oft kontrovers sind. So befürworten einige Mit-
glieder die europäische Integration, andere lehnen sie ab. Was sie eint, ist ihre For-
derung nach einem sozial gerechten und demokratischen Europa. Die Fraktion will
die Menschenrechte und bürgerlichen Freiheiten schützen und setzt sich für eine
nachhaltige ökonomische Entwicklung ein. Die EU-Politik kritisiert sie als neolibe-
ral und zu stark fokussiert auf freie Märkte, Wachstum und Wettbewerb. Ihre zentra-
len Forderungen: mehr direkte Demokratie und aktive Bürgerbeteiligung in der EU,
europaweite Mindestlöhne, eine Finanztransaktionssteuer und mehr Rechte für Asyl-
suchende.

Der Landwirt und Umweltaktivist
zählt zu den Gründungsmitgliedern
der globalisierungskritischen Organi-
sation Attac. Er ist seit 2009 Abgeord-
neter in Brüssel und dort  Vize-Vorsit-
zender des Landwirtschaftsausschus-
ses. Der 60-Jährige setzt sich beson-
ders für Umwelt, nachhaltige
Agrarpolitik und fairen Handel ein.
2005 wurde er zu vier Monaten Ge-
fängnis wegen des Verwüstens von
Genmais-Plantagen verurteilt.

EFD GUE/NGL

Fraktionsvorsitz:

Nigel Farage und Francesco Speroni
(UKIP/Großbritannien, Lega Nord/Italien)

www.efdgroup.eu

Das Spektrum dieser nach der Europawahl 2009 gegründeten Fraktion reicht von eu-
ropaskeptischen über nationalkonservative bis hin zu rechtspopulistischen Parteien.
Neben der britischen „United Kingdom Party“ (UKIP) und der italienischen „Lega
Nord“ gehören ihr elf weitere Parteien an.  Die programmatischen Unterschiede sind
sehr groß, entsprechend gering ist die Fraktiondisziplin. Was die Parteien in der Frak-
tion jedoch eint, ist die Sorge um einen Verlust von Souveränität und Identität. Die
meisten Mitglieder lehnen die Mitgliedschaft in der Europäischen Union ab. Sie wol-
len eine weitere europäische Integration verhindern, da sie ihrer Auffassung nach
das Demokratiedefizit und die Bürokratisierung in Europa verschärft und die zen-
tralistischen politischen Strukturen der EU verstärkt. Die Fraktion will stattdessen
die staatliche Souveränität bewahren und die EU in einen rein intergouvernementa-
len Staatenbund umwandeln.

Der Chef der Linkspartei Syriza, der
zweitstärksten Fraktion im grie-
chischen Parlament, fordert ein Ende
der europäischen Sparpolitik. Aus
Sicht des 39-Jährigen sind die euro-
päischen Hilfsprogramme für die Kri-
senstaaten gescheitert. Sie hätten ei-
ne „soziale Katastrophe“ hervorge-
bracht. Tsipras fordert einen Schul-
denerlass für die Länder des Südens,
flankiert von einem umfangreichen
europäischen Investitionspaket.

Der Landesvorsitzende der niedersächsi-
schen CDU und frühere Ministerpräsident
Niedersachsens (2010 bis 2013) bekennt
sich klar zur Europäischen Union und dis-
tanziert sich damit vom eher europakriti-
schen Wahlkampf der Schwesterpartei
CSU. Europa soll sich nach Ansicht des 43-
Jährigen aber künftig auf seine Kernauf-
gaben konzentrieren. Wegen seines Va-
ters – einem britischen Militärbeamten –
hat McAllister auch einen britischen Pass.

CDU

David McAllister

Die bayrische Schwesterpartei der CDU, die derzeit acht
Abgeordnete im EP stellt, setzt in ihrem 12-Punkte-Plan für
die Europawahl vor allem auf mehr Bürgernähe und weni-
ger Bürokratie. Sie sieht sich als „Garant für ein starkes Bay-
ern in Europa“ und fordert eine deutliche Verkleinerung
der EU-Kommission und ein Europa, das sich nicht „in die
Kleinigkeiten des Alltags einmischt“, wie CSU-Chef Horst
Seehofer betont. Leitbild der CSU ist ein „Europa der Re-
gionen“, das seine Grenzen kennt – geografisch wie poli-
tisch. So positioniert sich die CSU weiter gegen einen EU-
Beitritt der Türkei, außerdem lehnt sie die Beitrittsverhand-
lungen mit Serbien ab. Die Aufnahme Bulgariens und Ru-
mäniens bezeichnet sie als „Fehler“. Vor der Aufnahme
neuer Mitgliedstaaten fordert die CSU eine mehrjährige
Pause. Wie die CDU ist auch die CSU gegen eine Schulden-
union in der Eurozone. 

Der 49-Jährige leitet seit 1999 die CSU-
Europagruppe im EP, dem er seit 20 Jah-
ren angehört. Er ist Mitglied im Ausschuss
für Wirtschaft und Währung sowie im Ver-
kehrsausschuss. Zum Vorwurf, die CSU sei
zu europakritisch, sagt er: „Wer in Brüs-
sel etwas kritisiert, ist deshalb noch lan-
ge kein Anti-Europäer.“ Ferber steht für
ein Europa, „das die deutsche Sprache
achtet und sich seiner christlichen Wur-
zeln bewusst ist“.

CSU

Markus Ferber

Die SPD hat das erklärte Ziel, „das Primat der Politik ge-
genüber den Finanzmärkten wieder zurückzugewinnen“.
Dazu gehört nach Ansicht der Partei eine handlungsfähige
Bankenunion, eine Finanztransaktionssteuer und eine bes-
sere Regulierung des hochspekulativen Schattenbanksek-
tors. Wie die Unionsparteien will die SPD ein Europa der
Regionen. Aufgaben sollen dort angepackt werden, wo sie
am besten politisch zu lösen sind – auf EU-Ebene, aber
eben auch in Städten, Kommunen, Ländern oder Staaten.
Die SPD fordert zudem eine Reform der EU-Institutionen:
Die Kommission soll zu einer „wahren EU-Regierung wer-
den, die dem Europäischen Parlament vollständig verant-
wortlich ist“. Das EP soll mit einem Initiativrecht in der Ge-
setzgebung und einem vollen Budgetrecht ausgestattet
werden. Außerdem auf der Agenda: ein europäischer Pakt
für Mindestlöhne und ein besserer Datenschutz.

Der 58-Jährige Nordrhein-Westfale, der
seit 1974 Mitglied der SPD ist und seit
zehn Jahren im Europäischen Parlament
sitzt, kandidiert für die SPD, bewirbt sich
aber auch für die Europäischen Sozialde-
mokraten um das Amt des Kommissions-
präsidenten (siehe Kasten). Für Kritik
sorgt, dass er als EU-Parlamentspräsident
nach den Europawahlen genau in dem
Gremium sitzt, das berät, wer neuer EU-
Kommissionspräsident werden wird.

SPD

Martin Schulz

Der erste Satz im Europawahlprogramm der Liberalen ist
ein klares Bekenntnis zur Europäischen Union: „Europa ist
ein großartiges Projekt, das für Frieden, Freiheit und Wohl-
stand steht“, heißt es dort. Nach Ansicht der FDP sollte
Europa langfristig ein föderaler Bundesstaat auf Grundla-
ge einer gemeinsamen Verfassung werden. Sie will die eu-
ropäische Integration daher weiter vorantreiben und die
Diskussion über eine europäische Verfassung wiederbele-
ben. Die europäischen Institutionen sollen demokratisiert
und die Rechte des Europäischen Parlaments  gestärkt wer-
den. Darüber hinaus sollen die Deutschen künftig durch
Volksabstimmungen über besonders wichtige Integrati-
onsschritte entscheiden können. Zugleich fordert die FDP
mehr Eigenverantwortung für die Bürger, Kommunen und
Mitgliedstaaten. Nationalen und regionalen Ebenen sollen
klare Verantwortungen zugewiesen werden. 

Der 48-Jährige Neffe des früheren Bun-
desministers Otto Graf Lambsdorff gehört
seit 2011 dem FDP-Bundesvorstand an.
Zehn Jahre lang war er Diplomat im Aus-
wärtigen Amt, seit 2004 sitzt er im EP.
Lambsdorff sieht seine Partei in einer
Schlüsselrolle bei der Frage, ob die Euro-
Stabilisierung „marktwirtschaftlich um-
gesetzt wird“. Das „Fehlen ausgegliche-
ner Haushalte und liberaler Wirtschafts-
politik“ sieht er als Ursache der Krise an.

FDP

Alexander Graf
Lambsdorff

Über ihr Europawahlprogramm hat Die Linke wochenlang
diskutiert. Die umstrittenste, vom linken Parteiflügel initi-
ierte Passage – die EU sei eine „neoliberale, militaristische
und weithin undemokratische Macht“ – kommt in dem im
Februar verabschiedeten Programm nun nicht mehr vor.
Einig sind sich die Linken in ihrer Forderung nach einer
Neuausrichtung der EU. Unter anderem wollen sie EU-weit
verbindliche Mindestlöhne, eine Mindestsicherung und ei-
ne gesetzliche Mindestrente in Höhe von 60 Prozent des
jeweiligen mittleren Einkommens vor Ort einführen. Allen
EU-Bürgern soll ein kostenfreies Grundkontingent an Wär-
me, Wasser und Energie sowie ein Telefon- und Internet-
zugang zustehen. Zudem fordert die Fraktion ein Ende der
Sparpolitik in der Euro-Krise und eine europäische Vermö-
gensabgabe. Private Großbanken sollen vergesellschaftet
und unter öffentliche Verwaltung gestellt werden.

Trotz der Flügelkämpfe in der Partei ha-
ben die Linken die 58-Jährige Gabi Zim-
mer mit großer Mehrheit (76,5 Prozent)
zu ihrer Spitzenkandidatin gekürt. 1981
trat die gebürtige Ostberlinerin in die SED
ein, von 2000 bis 2003 war sie Vorsitzen-
de der PDS. Seit 2004 sitzt Zimmer im EP,
seit März 2012 leitet sie dort die
GUE/NGL-Fraktion. Der EU wirft sie vor,
ein Krisenmanagement zulasten der
„Ärmsten der Armen“ zu betreiben.

Die Linke

Gabi Zimmer

Die „Alternative für Deutschland“ setzt sich für eine Euro-
päische Union souveräner Staaten ein. Die jetzige EU be-
trachtet sie als zentralistisch, bürokratisch und bürgerfern.
Sie betont die Eigenverantwortung der Mitgliedstaaten für
ihre jeweilige Wirtschafts- und Fiskalpolitik und lehnt je-
de Form der Vergemeinschaftung von Schulden ab, außer-
dem den dauerhaften Euro-Rettungsschirm ESM sowie die
Bankenunion. Die AfD will jedem Land das Recht einräu-
men, die Eurozone zu verlassen, ohne aus der EU ausschei-
den zu müssen. Aus dem „Einheits-Euro“ will sie ausstei-
gen und alternativ eine Währungsordnung schaffen, in der
sich die Währungen den unterschiedlichen Ökonomien
anpassen können. Außerdem fordert die AfD mehr direk-
te Demokratie, die Rückverlagerung von Verantwortlich-
keiten an die Mitgliedsländer sowie ein Vetorecht nationa-
ler Parlamente gegen geplante EU-Gesetze. 

Der 41-Jährige, der 33 Jahre lang Mitglied
der CDU war, ist Professor für Makroöko-
nomie an der Universität Hamburg und
Mitbegründer der „Wahlalternative
2013“. Auf deren Basis wurde im Juni
2013 die „Alternative für Deutschland“
gegründet. Lucke wurde einer von drei
Parteisprechern. Bei der Bundestagswahl
2013 kam die AfD aus dem Stand auf 4,7
Prozent. Die Einführung des Euro bezeich-
net Lucke als „historischen Fehler“.

AfD

Bernd Lucke

Die Piraten, die bei den Europawahlen 2009 mit 0,9 Pro-
zent der Stimmen den Einzug ins EP verpasst haben, nach
dem Wegfall der Sperrklausel in Deutschland aber diesmal
Chancen haben, setzen sich für eine Vertiefung der euro-
päischen Integration, mehr Demokratie und Transparenz
ein. Die Bürger sollen in EU-weiten Abstimmungen direkt
über die europäische Gesetzgebung entscheiden und selbst
Gesetze vorschlagen oder stoppen können. Das EP soll ein
Initiativrecht bekommen, außerdem soll „jegliche Korres-
pondenz mit und Einflussnahme von Interessenverbänden
und Lobbyisten auf den europäischen Gesetzgebungspro-
zess“ offengelegt werden müssen. Zudem fordern die Pira-
ten eine ressourcenschonende Wirtschaftsstruktur, ein be-
dingungsloses Grundeinkommen in ganz Europa, einen
europaweit einheitlichen Datenschutz sowie ein interna-
tionales Abkommen zur Freiheit des Internets. 

Die 28-Jährige Vorsitzende der Jugendor-
ganisation der europäischen Piraten,
„Young Pirates of Europa“, trat mit 16
Jahren der SPD bei, wechselte aber 2009
zu den Piraten. Im EP will sie sich für ei-
ne Reform des Urheberrechts und mehr
Mitsprache in Europa stark machen. Au-
ßerdem kritisiert sie die „Abschottungs-
politik“ der EU und fordert eine „mensch-
liche Asylpolitik“ sowie die Abschaffung
der EU-Grenzschutzagentur Frontex.

Piratenpartei

Im Februar hat das Bundesverfassungsgericht geurteilt,
dass die deutsche Drei-Prozent-Hürde bei der Europawahl
verfassungswidrig ist, da sie gegen die Chancengleichheit
der Parteien verstoße. Der Wegfall der Sperrklausel bedeu-
tet, dass deutschen Parteien bei der Wahl im Mai bereits
ein Stimmenanteil von ungefähr 0,9 Prozent genügt, um
einen der 96 deutschen Sitze im Europäischen Parlament
zu bekommen. Legt man die Ergebnisse der letzten Euro-
pawahl im Jahr 2009 beziehungsweise der jüngsten Bun-
destagwahl 2013 zugrunde, haben 2014 auch kleinere Par-
teien Chancen, ins EP einzuziehen, insbesondere die Frei-
en Wähler, die Republikaner, die NPD, die Tierschutzpar-
tei und die Familienpartei. Die Karlsruher Richter hatten
bereits im November 2011 die bis dato geltende Fünf-Pro-
zent-Hürde gekippt. Daraufhin hatte der Bundestag eine
Drei-Prozent-Hürde beschlossen.

Sperrklausel-Urteil

Julia Reda

Nachhaltiges Wirtschaften steht im Mittelpunkt der Poli-
tik der Grünen. Dazu gehört für sie ein konsequenter Kli-
maschutz, eine neue Agrarwirtschaft ohne industrielle
Massentierhaltung und die Investition in grüne Technolo-
gien, wie Erneuerbare Energien und effiziente Gebäude-
technik. Nach Ansicht der Grünen hat das Krisenmanage-
ment der EU die Wirtschaftskrise in den überschuldeten
Ländern noch verschärft. Sie fordern „Reformen mit sozia-
ler Balance“, unter anderem ein europäisches Investitions-
programm, das die ökologische Modernisierung und die
Energiewende voranbringen und so neue Jobs und Zu-
kunftsperspektiven schaffen soll. Außerdem setzen sie sich
für einen besseren Flüchtlingsschutz und mehr Demokra-
tie in der EU ein. Sie wollen mehr Mitbestimmung für die
Bürger und mehr Macht für die Parlamente, auf nationaler
wie europäischer Ebene.

Die 57-Jährige Anti-Atom-Aktivistin sitzt
seit 2004 im EP und ist dort seit Juli 2010
Vorsitzende der Grünen-Fraktion. 1977
war Harms Mitbegründerin der Bürgerini-
tiative gegen das atomare Endlager Gor-
leben. Bis heute fordert sie einen europa-
weiten Ausstieg aus der Atomenergie. Der
Bundesregierung wirft sie vor, die Ener-
giewende auszubremsen und zuzulassen,
dass für Europa „sehr schwache Klimazie-
le“ verankert werden.

Bündnis 90/Die Grünen

Rebecca Harms

Fraktion der Europäischen Volkspartei

Fraktion der Progressiven Allianz der
Sozialdemokraten

Fraktion der Allianz der Liberalen
und Demokraten Europas

Die Grünen/Europäische Freie Allianz

Europäische Konservative und
Reformisten

Vereinte Europäische Linke/Nordische
grüne Linke

Europa der Freiheit und der
Demokratie

Jean-Claude Juncker
CSV/Luxemburg

Martin Schulz
SPD/Deutschland

Guy Verhofstadt
Open-VLD/Belgien

Olli Rehn
Zentrumspartei/Finnland

Ska Keller
B90/Grüne/Deutschland

José Bové
EELV/Frankreich

Alexis Tsipras
Syriza/Griechenland

DEUTSCHLAND
BEITRITT ZUR EU 1957

ABGEORDNETE 96 (-3)

EINWOHNER 82,0 Mio.

FRANKREICH
BEITRITT ZUR EU 1957

ABGEORDNETE 74 (+2)

EINWOHNER 64,3 Mio.

GROSS-
BRITANNIEN
BEITRITT ZUR EU 1973

ABGEORDNETE 73 (+1)

ITALIEN
BEITRITT ZUR EU 1957

ABGEORDNETE 73 (+1)

SPANIEN
BEITRITT ZUR EU 1986

ABGEORDNETE 54 (+4)

POLEN
BEITRITT ZUR EU 2004

ABGEORDNETE 51 (+1)

RUMÄNIEN
BEITRITT ZUR EU 2007

ABGEORDNETE 32 (-1)

NIEDERLANDE
BEITRITT ZUR EU 1957

ABGEORDNETE 26 (+1)

PORTUGAL
BEITRITT ZUR EU 1986

ABGEORDNETE 21 (-1)

EINWOHNER 10,6 Mio.

GRIECHENLAND
BEITRITT ZUR EU 1981

ABGEORDNETE 21 (-1)

EINWOHNER 11,2 Mio.

TSCHECHIEN
BEITRITT ZUR EU 2004

ABGEORDNETE 21 (-1)

BELGIEN
BEITRITT ZUR EU 1957

ABGEORDNETE 21 (-1)

UNGARN
BEITRITT ZUR EU 2004

ABGEORDNETE 21 (-1)

LETTLAND
BEITRITT ZUR EU 2004

ABGEORDNETE 8

SCHWEDEN
BEITRITT ZUR EU 1995

ABGEORDNETE 20 (+2)

FINNLAND
BEITRITT ZUR EU 1995

ABGEORDNETE 13

EINWOHNER 5,3 Mio.

BULGARIEN
BEITRITT ZUR EU 2007

ABGEORDNETE 17

ÖSTERREICH
BEITRITT ZUR EU 1995

ABGEORDNETE 18 (+1)

IRLAND
BEITRITT ZUR EU 1973

ABGEORDNETE 

ABGEORDNETE/R 

11 (-1)

EINWOHNER 4,5 Mio.

LITAUEN
BEITRITT ZUR EU 2004

ABGEORDNETE 11 (-1)

EINWOHNER 60,0 Mio.

EINWOHNER 10,7 Mio.

EINWOHNER 3,3 Mio.

DÄNEMARK
BEITRITT ZUR EU 1973

ABGEORDNETE 13

SLOWAKEI
BEITRITT ZUR EU 2004

ABGEORDNETE 13

LUXEMBURG
BEITRITT ZUR EU 1957

ABGEORDNETE 6

ZYPERN
BEITRITT ZUR EU 2004

ABGEORDNETE 6

EINWOHNER 38,1 Mio.

EINWOHNER 7,6 Mio.

EINWOHNER 0,8 Mio.

ESTLAND
BEITRITT ZUR EU 2004

ABGEORDNETE 6

EINWOHNER 45,8 Mio.

EINWOHNER 8,3 Mio.

EINWOHNER 1,3 Mio.

SLOWENIEN
BEITRITT ZUR EU 2004

ABGEORDNETE 8 (+1)

EINWOHNER 10,0 Mio.

EINWOHNER 2,3 Mio.

EINWOHNER 9,2 Mio.

EINWOHNER 2,0 Mio.

MALTA
BEITRITT ZUR EU 2004

ABGEORDNETE 6 (+1)

EINWOHNER 21,5 Mio. EINWOHNER 16,4 Mio.

EINWOHNER 5,5 Mio. EINWOHNER 5,4 Mio.

EINWOHNER 0,5 Mio. EINWOHNER 0,4 Mio.

KROATIEN
BEITRITT ZUR EU 2013

ABGEORDNETE 11

EINWOHNER 61,7 Mio.

EINWOHNER 10,5 Mio.

EINWOHNER 4,4 Mio.

Nach dem Beitritt Kroatiens im Juni 2013 sitzen in der eu-
ropäischen Volksvertretung 766 Abgeordnete aus 28 EU-
Mitgliedstaaten. 99 von ihnen stammen aus Deutschland.
Gemäß dem Vertrag von Lissabon wird es nach der Wahl

nur noch 751 Abgeordnete im Europäischen Parlament
geben. Deutschland verliert drei Sitze, andere Länder wie
Spanien, Frankreich und Schweden gewinnen Mandate
hinzu (Veränderungen zu 2009 in Klammern).

Künftige Anzahl der Sitze pro Mitgliedsland

Grafik: Stephan Roters; Texte: Johanna Metz; Fotos: picture-alli-
ance/dpa, Parteien; Quellen: Europäisches Parlament, Parteien
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Herr Egeler, als Bundeswahlleiter sind
Sie auch verantwortlich für die Durchfüh-
rung der Europawahlen in Deutschland. Ist
alles klar für den 25. Mai? 
Wir sind gerüstet. Immerhin beschäftigen wir
uns seit fast einem Jahr mit den Europawah-
len. Vieles muss aufeinander abgestimmt
werden. Aber ich bin sicher: Am 25. Mai wird
das Europaparlament gewählt.

Wie viele Parteien treten in Deutsch-
land an? 
23 Parteien und sonstige politische Vereini-

gungen mit Bundeslisten, und zwei Parteien
haben Landeslisten.

Wovon hängt denn eigentlich ab, ob ei-
ne Partei zugelassen wird oder nicht?
Vor allem muss eine Partei zum Ausdruck
bringen, dass sie zur politischen Meinungs-
bildung beitragen will. Und sie muss bereit
sein, sich in der parlamentarischen Arbeit zu
engagieren. Darüber hinaus müssen die Par-
teien und politischen Vereinigungen noch an-

dere Voraussetzungen erfüllen, insbesondere
eine bestimmte Anzahl von sogenannten Un-
terstützungsunterschriften beibringen. 

Zusammen mit den Europawahlen gibt
es in nicht wenigen deutschen Kommunen
auch Kommunalwahlen oder Bürgerent-
scheide. Erwächst daraus eine zusätzliche
Fehlerquelle in den Wahllokalen? 
Ich denke, die jeweiligen Vorstände in den
Wahllokalen haben das im Griff. Letztlich
geht es darum, darauf zu achten, dass Wahl-
scheine für unterschiedliche Wahlen in die
richtigen Urnen gesteckt werden. Das ist ja
nichts Neues, da Wahlen in einem föderalen
System aus guten Gründen häufig kombi-
niert werden. 

Also ist es auch kein Problem, wenn 16- bis
18-Jährige kommunal wählen dürfen, bei
der Europawahl aber nicht?
Es gibt vor Ort getrennte Wählerverzeichnis-
se für die Kommunal- und die Europawah-
len. Gegebenenfalls muss noch genauer auf
die Ausweise geschaut werden. Insofern ist
das eine größere Herausforderung. Trotzdem
bin ich sicher, dass das in den allermeisten
Fällen komplikationslos funktioniert. Und
zweifellos bringt die Bündelung von Wahlen
einen Vorteil für die Wahlbeteiligung. Die
hat sich bei der Europawahl in Deutschland

auf rund 43 Prozent eingepegelt. Und ich
hoffe, dass diesmal die erstmals stattgefunde-
ne Personifizierung von Parteiprogrammen
über europaweite Spitzenkandidaten einen
positiven Effekt auf die Wahlbeteiligung ha-
ben wird. Das könnte dazu beitragen, die Be-
deutung Europas weiter hervorzuheben.

Was ändert sich an Ihrer Arbeit mit
dem Aus der Sperrklausel, die das Bundes-
verfassungsgericht verworfen hat? 

Für die Organisation der Wahl ändert sich gar
nichts. Allerdings ändert sich absehbar das
Ergebnis: Es wird sehr viel bunter, weil auch
kleinere politische Parteien und Vereinigun-
gen einen Parlamentssitz gewinnen können.  

Das Europäische Parlament wird nach teils
sehr verschiedenen nationalen Wahlrech-
ten gewählt. Wer rechnet eigentlich am En-
de das Ergebnis aus?
So schwierig ist das nicht. Am Ende setzt sich
das Ergebnis aus der Summe der Einzelergeb-
nisse in den 28 Mitgliedstaaten zusammen.
Steht das deutsche Ergebnis fest, melden wir
die Abgeordneten, die bei uns gewählt wur-
den. Die anderen Nationen machen das
auch. Und so entsteht dann die personelle
Zusammensetzung für das neue Parlament. 

Was macht Ihnen mit Blick auf den Wahl-
sonntag die größten Sorgen?
Da bin ich sorgenfrei. Wir sind so aufgestellt,
dass alles funktionieren wird. Es gibt keinen
Grund, nicht optimistisch zu sein. Unser
Qualitätsmaßstab ist: Wann können wir in
der Wahlnacht das Ergebnis präsentieren?
Ich hoffe, irgendwann zwischen 0 und 3 Uhr.
Gelingt das, bin ich zufrieden.                                ❚

Das Gespräch führten Jörg Biallas und
Alexander Heinrich.

Roderich Egeler: Es wird sehr viel bunter
BUNDESWAHLLEITER Die fehlende Sperrklausel eröffnet auch kleineren Parteien die Möglichkeit auf einen Parlamentssitz

D
ie Hoffnungen auf mehr
europäische Demokratie
liegen auf den Schultern
von Martin Schulz. Und
von Jean-Claude Juncker.
Und ein bisschen auch auf

den Schultern von Guy Verhofstadt, Rebecca
Harms und Gabi Zimmer. Vor allem aber da-
rauf, dass die Spitzenkandidaten der Sozial-
demokraten, der konservativen Volkspartei-
en, der Liberalen, Grünen und Linken im Eu-
ropäischen Parlament (EP) bis zu den Wah-
len vom Ende Mai vielleicht doch noch
Themen finden, über die sie sich wirklich
streiten und die die Leute aufregen. Damit
endlich Leben in den Wahlkampf einzieht
und Europas Bürger das Gefühl bekommen,
dass es einen Unterschied macht, wer als
Nachfolger  von José Manuel Barroso an die
Spitze der Kommission rückt.
Es ist das erste Mal in der Geschichte der EU,
dass die Bürger bei der Europawahl indirekt
auch über den künftigen Kommissionspräsi-
denten abstimmen. Ganz sicher ist es nicht,
denn noch zögern Regierungschefs in eini-
gen Mitgliedsländern, den Anspruch der
Spitzenkandidaten anzuerkennen. Bislang
haben sie die Besetzung des Kommissions-
präsidenten immer unter sich ausgehandelt,
das EP durfte dann nicken oder ablehnen.
Dabei müssen die Regierungschefs seit dem
Inkrafttreten des Lissabonner Vertrages im
Dezember 2009 die Mehrheitsverhältnisse
im Europaparlament berücksichtigen. 
Das europäische Wahlrecht insgesamt ist ei-
ner von  vielen Kompromissen, die die EU
so schwer verständlich machen. Dass die
deutschen Wähler ihre Europaabgeordneten
am Sonntag bestimmen, die Briten schon
am Donnerstag, die Iren am Freitag und die
Tschechen am Freitag und Samstag wählen
gehen, das ist vielleicht nicht so wichtig.
Aber  dass in Österreich schon 16-Jährige
mitstimmen dürfen, in Belgien Wahlpflicht
herrscht, dass französische Kandidaten min-
destens 23 Jahre alt sein müssen, italienische
sogar 25, während in den meisten anderen
EU-Staaten sich schon 18-Jährige zur Wahl
stellen dürfen, das sind Unterschiede, die
nicht mehr so leicht zu vermitteln sind.

Hürden Und erst die Sperrklauseln: Nach-
dem das Bundesverfassungsgericht nun die
bisherige Mindeststimmenanteil von drei
Prozent für den Einzug deutscher Parteien
ins Europaparlament gekippt hat, gehört
Deutschland zu den 13 Ländern ohne Sperr-
klauseln (siehe Beitrag rechts). In Griechen-
land dagegen gilt nach wie vor die Drei-Pro-
zent-Hürde, in Österreich, Slowenien, Ita-
lien und Schweden liegt die Eintrittsschwel-
le ins Europaparlament bei vier Prozent, in
Frankreich, Polen und Kroatien bei fünf Pro-
zent. Bulgarien stellt mit 5,88 Prozent die
höchsten Anforderungen. Die krumme Zahl
kommt durch eine komplizierte mathemati-
sche Auszählmethode zustande.
Dafür dürfen bulgarische Wähler Vorzugs-
stimmen vergeben, so wie auch Luxembur-
ger, Belgier, Dänen und noch ein paar ande-
re Europäer mehr. Damit können sie Kandi-
daten auf den Parteilisten nach vorne schie-
ben, dorthin, wo sie mehr Chancen auf einen
Einzug ins Parlament haben – häufeln nennt
man das in Deutschland. Irische Wähler kön-
nen nicht nur Stimmen auf einzelne Kandi-
daten häufeln, sondern auch panaschieren,
also Kandidaten verschiedener Parteien an-
kreuzen. Durch äußerst komplizierte Re-
chenakrobatik wird dann das Stimmenver-
hältnis der Parteien zueinander und die Rei-
henfolge der Listenplätze errechnet.
Häufeln und Panaschieren erweitern den
Einfluss der Wähler auf die Zusammenset-
zung des Parlaments. Sie wirken sich auch
auf das Selbstverständnis der Abgeordneten
während der Legislaturperiode aus: Wer
wiedergewählt werden will, sollte die Er-
wartungen seiner Wähler nicht aus den Au-
gen verlieren. Doch nicht nur die nationa-
len Wahlgesetze, auch die Parteitraditionen

spielen in Europa eine erhebliche Rolle.
Während deutsche Parteien die Listen für
die Europawahl in der Regel auf Nominie-
rungsparteitagen zusammenstellen und es
in skandinavischen Parteien oft um jeden
einzelnen Listenplatz zu Kampfabstim-
mungen zwischen den Kandidaten kommt,
erfahren griechische Sozialisten, spanische
Konservative oder Kandidaten der Berlus-
coni-Partei in Italien häufig erst kurz vor
den Europawahlen von ihren Parteipatriar-
chen, ob sie einen Platz auf der Liste  ha-
ben oder nicht. Gegen Ende der Legislatur-
perioden lässt sich in Straßburg und Brüs-
sel häufig beobachten, welche Abgeordne-
ten bei den Abstimmungen deshalb kaum
noch an die Wähler und schon gar nicht an
Europa denken, sondern nur noch an die
Wünsche der Parteispitze.

Nationale Traditionen lassen sich nicht ver-
einheitlichen, Wahlgesetze schon. Seit 1979,
seit das Europaparlament zum ersten Mal ge-
wählt wurde, gibt es Bemühungen, die Spiel-
regeln der Wahl europaweit zu vereinheitli-
chen. Und genauso alt sind die Bemühungen
vieler Regierungen, genau das zu verhindern.
Offiziell geht es den Verteidigern der Vielfalt
stets darum, die nationalen Eigenheiten zu
bewahren. Doch dahinter steht nicht selten
auch die Entschlossenheit, das Europaparla-
ment nicht zu mächtig werden zu lassen. In
vielen Hauptstädten ist man nach wie vor
überzeugt, das politische Gewicht im Minis-
terrat, also im Kreis der Regierungen, besser
zur Geltung bringen zu können als im Euro-
päischen Parlament.
Trotz solcher Widerstände hat sich das Euro-
paparlament seit 1979 mit viel Hartnäckigkeit

– und manchmal auch mit Chuzpe – seinen
Platz im europäischen Machtgefüge er-
kämpft. Dabei half ihm, dass die Öffentlich-
keit eher auf Seiten des gewählten Parlamen-
tes stand. Die Regierungen lernten, dass man
ein Parlament, das vom Volk gewählt ist, nicht
einfach ignorieren kann. In Maastricht, in
Amsterdam, in Lissabon – wann immer die
europäischen Verträge geändert wurden, be-
kam das Europaparlament mehr Macht zuge-
standen. Inzwischen entscheiden die Europa-
abgeordneten bei praktisch allen europäi-
schen Gesetzesvorhaben mit. Europaparla-
ment zu Ministerrat, das ist in vielen
Politikbereichen wie Bundestag zu Bundesrat:
Beide Kammern entscheiden gleichberechtigt
und müssen sich dann einigen.
Der Europa-Direktwahlakt schreibt ein ein-
heitliches Wahlverfahren vor, in der Praxis ist

dieser Akt aber nie umgesetzt worden. Seit
2004 gilt nun immerhin, dass die Europa-
wahlen in allen Mitgliedsländern nach dem
Verhältniswahlrecht abzuhalten sind. Die
Ausgestaltung aber bleibt den Mitgliedslän-
dern, teilweise sogar den Parteien selbst über-
lassen. Während die Sozialdemokraten ihre
Kandidaten für die 96 deutschen Parlaments-
sitze in Straßburg und Brüssel auf einer bun-
desweiten Liste zur Abstimmung stellen, ver-
teilen sich die Kandidaten der CDU und CSU
auf 16 Landeslisten. Grüne, Linke, Liberale
und alle kleineren Parteien tendieren ohne-
hin zu bundesweiten Listen, weil sie sonst zu
viele Landeslisten hätten, von denen kein
einziger Kandidat den Sprung nach Straß-
burg schaffen würde.

Sitzverteilung Das Verhältniswahlrecht hat
den Vorteil, dass es die Verteilung der politi-
schen Meinungen in den Mitgliedsländern
besser wiedergibt als das Mehrheitswahl-
recht. Und den Nachteil, dass man selbst aus
den kleinsten EU-Ländern wie Malta oder Lu-
xemburg mindestens sechs Abgeordnete ins
Europaparlament schicken muss, um diese
politischen Kräfteverhältnisse zur Geltung zu
bringen. Strikt 1:1 umgerechnet, müsste
Deutschland, das der Einwohnerzahl nach
zweihundert Mal größer ist als Malta, durch
zweihundert mal sechs Abgeordnete in Straß-
burg und Brüssel vertreten sein – macht
1.200. Hochgerechnet auf alle EU-Länder er-
gäbe dies zusammen ein Parlament mit
7.000 Abgeordneten – fast dreimal soviel wie
Chinas Volkskongress.
Ein solches Mammutparlament will nie-
mand, und so kam es zu einem weiteren
Kompromiss. Danach stehen Malta und Lu-
xemburg sechs Parlamentssitze zu, Deutsch-
land aber nur 96. Europakritiker wie der
Staatsrechtler Karl-Albrecht Schachtschnei-
der und der CSU-Politiker Peter Gauweiler
haben dagegen vor dem Bundesverfassungs-
gericht geklagt. Doch die Richter wiesen die
Klage zurück: Es gehe eben nicht anders, zu-
mal Deutschland keineswegs besonders be-
nachteiligt sei. Länder wie Lettland oder Slo-
wenien, die fünfmal so groß sind wie Malta,
haben mit acht Europaabgeordneten gerade
mal zwei Sitze mehr als die Kleinsten.
Doch in Straßburg und Brüssel hat man die-
ser Tage ohnehin ganz andere Sorgen. Die
Wahlbeteiligung bei Europawahlen ist seit
1979 von 62 auf 43 Prozent gesunken, und
das dürfte nicht an der Verzerrung bei der
Sitzverteilung liegen. Vielmehr fehlt dem Eu-
ropaparlament die klassische Auseinander-
setzung von Regierungsparteien und Oppo-
sition. Genau deshalb setzen viele Abgeord-
nete ihre Hoffnung nun auf den Wettbewerb
der Spitzenkandidaten um den Kommissi-
onsvorsitz. Umso mehr ärgert es sie, dass ei-
nige Regierungschefs die Bedeutung des
Wahlausganges für wichtige Besetzungen in
der Europäischen Union schon wieder he-
runterspielen.
Dabei geht es eigentlich nur um den Posten
des Kommissionspräsidenten. Ein Jean-Clau-
de Juncker wird keine christdemokratische
Europäische Kommission zusammenstellen
und ein Martin Schulz keine sozialdemokra-
tische. Es sind die nationalen Regierungen,
die die übrigen 27 Kommissare bestimmen
und nach Brüssel entsenden. Das Europapar-
lament hat lediglich das Recht, nach Anhö-
rungen einzelne Kandidaten abzulehnen.
Trotzdem: Sollte aus den Europawahlen 2014
ein eindeutiger Wahlsieger hervorgehen,
dann wird es schwierig für die Regierungs-
chefs, den Spitzenkandidaten einfach abzu-
lehnen. Was dann kommt?  Eine neue Macht-
probe zwischen den Europaabgeordneten
und den nationalen Regierungen und damit
einer jener Machtkämpfe, mit denen sich das
Europäische Parlament seit 35 Jahren lang-
sam aber sicher an die demokratische Nor-
malität heranarbeitet. Alois Berger ❚

Der Autor ist langjähriger EU-Korrespondent
unter anderem für den „Deutschlandfunk“. 

Ungleiche Hürden
WAHLRECHT Frei und direkt, aber nicht gleich – bei den
Europawahlen gelten in jedem Land andere Regeln 

Roderich Egeler (63) ist Präsident des
Statistischen Bundesamtes und
Bundeswahlleiter.

In 13 EU-Ländern existieren keine Sperrklauseln, in den anderen 15 liegen sie in der Regel zwischen drei und fünf Prozent.
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Vorteil für 
die Kleinen 
Stärkung oder Schwächung der Demokratie?
Als das Bundesverfassungsgericht in Karlsru-
he Ende Februar 2014 die Drei-Prozent-Hür-
de bei den Europawahlen in Deutschland für
verfassungswidrig erklärte, konnten die Reak-
tionen nicht unterschiedlicher ausfallen.
Kleinere Parteien rechnen sich seither realis-
tische Chancen auf einen Einzug ins Europa-
parlament aus, die größeren Parteien warnen
hingegen vor einer drohenden Zersplitterung
in der EU-Volksvertretung. Die „Alternative
für Deutschland“, die neben einer Reihe an-
derer Parteien wie Freie Wähler, Piraten und
NPD gegen die Hürde geklagt hatten, sprach
von einem „guten Signal für die Demokratie
in Europa“. EU-Parlamentspräsident Martin
Schulz (SPD) bedauerte die Entscheidung:
„Jetzt kommt es darauf an, dass wir für die
Europawahl im Mai so mobilisieren, dass
möglichst keine extremistischen Parteien ins

Europaparlament
einziehen.“ Bundes-
tagspräsident Nor-
bert Lammert
(CDU) nannte das
Urteil „rechtlich
umstritten, politisch
nicht hilfreich“. 
Bereits im Novem-
ber 2011 hatten die
Karlsruher Richter
die damals noch be-
stehende Fünf-Pro-
zent-Hürde bei den

Europawahlen in Deutschland gekippt. Be-
gründung: Die Sperrklausel verstoße gegen
die Grundsätze der Wahlrechtsgleichheit
und der Chancengleichheit der politischen
Parteien. Ein Eingriff in diese Grundsätze be-
dürfe eines „zwingenden Grundes“ – etwa
die Gefahr der Beeinträchtigung der Funkti-
onsweise des Europäischen Parlaments. 

Funktionsfähigkeit Mit dem neuen Urteil
zur Drei-Prozent-Hürde, die der Bundestag
mit den Stimmen von CDU/CSU, SPD, FDP
und Bündnis90/Die Grünen im Juni 2013
beschlossen hatte, knüpft das Gericht an die-
se Argumentation an. „Alle Wähler sollen
mit der Stimme, die sie abgeben, den glei-
chen Einfluss auf das Wahlgesetz haben“,
heißt es im Urteil. Im Mittelpunkt stand er-
neut die Frage nach der Funktionsfähigkeit
des Parlaments. Union, SPD, FDP und Grü-
ne hatten die Drei-Prozent-Hürde unter an-
derem damit begründet, dass mit Aufstellung
von europäischen Spitzenkandidaten für das
Amt des Kommissionspräsidenten sich die
Arbeit des Europäischen Parlaments politi-
sieren werde und sich ein Antagonismus zwi-
schen einer festen Mehrheit und einer festen
Minderheit herausbilden könnte. „Bei einer
starken Zersplitterung der Zusammenset-
zung des EP steigt auch das Risiko einer an-
haltenden Blockade der parlamentarischen
Willensbildung“, argumentierten die Bun-
destagsabgeordneten. Dagegen führten die
Richter in Karlsruhe unter anderem ins Feld,
dass das EP im Unterschied zum Bundestag
nach wie vor keine Regierung wähle, die auf
die fortlaufende Unterstützung einer Mehr-
heit angewiesen wäre. Eine solche Entwick-
lung stecke im EP noch in den Anfängen, ar-
gumentierte Gerichtspräsident Andreas Voß-
kuhle.  
Das Urteil war im Zweiten Senat offenbar
nicht unumstritten und erfolgte knapp – mit
fünf zu drei Richterstimmen. In einem Son-
dervotum argumentierte der Richter und frü-
here CDU-Ministerpräsident des Saarlandes,
Peter Müller, dass es Aufgabe des Gerichts sei,
die Prognose-Entscheidungen des Gesetzge-
bers zur künftigen Funktionsfähigkeit des EP
zu kontrollieren, nicht aber „seine eigene
Prognose an die Stelle derjenigen des Gesetz-
gebers zu setzen“. ahe ❚

Andreas Voßkuhle
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Jetzt auch als E-Paper.
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D
ie Premiere fiel ein wenig
mau aus. Artig saßen die
beiden aussichtsreichsten
Spitzenkandidaten der
Europawahl, der Konser-
vative Jean-Claude Jun-

cker (59) und der Sozialdemokrat Martin
Schulz (58), auf ihren Stühlen und beant-
worteten die Fragen der Moderatorinnen
pflichtbewusst. Eine echte Debatte oder gar
Streit kam nicht zustande. Stattdessen gaben
die politischen Kontrahenten einander
Recht. Auf die Unterschiede zwischen den
Kandidaten angesprochen, konnte Schulz
keinen einzigen benennen. 
Nur Zuschauer mit einem ausgeprägten In-
teresse an Europa dürften Anfang April die
50minütige Debatte im französischen Sen-
der France24 bis zum Ende verfolgt haben.
Das in der Brüsseler Bibliothèque Solvay auf-
genommene Gespräch, einem Ort an dem
sich sonst Lobbyisten auf Empfängen drän-
gen, war die erste von mindestens sieben
Fernseh-Debatten, die im Vorfeld der Euro-
pawahl Ende Mai stattfinden. Ein direktes
Aufeinandertreffen der politischen Konkur-
renten ist ein Novum in der EU-Geschichte,
in der Europawahlen bisher eine rein natio-
nale Angelegenheit waren. 
Der im Dezember 2009 in Kraft getretene
Vertrag von Lissabon hat die Modalitäten
nun verändert. Erstmals soll der nächste EU-
Kommissionspräsident „im Lichte“ des
Wahlergebnisses bestimmt werden, weshalb
die Parteien europäische Spitzenkandidaten
aufgestellt haben. 

Die Personalisierung des Europawahlkamp-
fes ist der Versuch, die Abstimmung spannen-
der zu machen. Die unterschiedlichen Cha-
raktere sollen den Europäern verdeutlichen,
wofür die Parteien stehen. Der zähe Start der
Kontrahenten Schulz und Juncker zeigt aller-
dings, wie weit der Weg zu einem echten eu-
ropäischen Wahlkampf noch ist.
Dabei haben die Parteien eine durchaus illus-
tere Runde zu ihren Topleuten erkoren: Mit
dem Luxemburger Juncker und dem früheren
belgischen Premier Guy Verhofstadt (61), der
für die Liberalen antritt, gehen zwei ehemali-
ge Regierungschefs in Ren-
nen. Martin Schulz bringt sei-
ne langjährige Erfahrung aus
dem Europaparlament mit,
wo er die Fraktion der Sozia-
listen leitete, ehe er zum Prä-
sidenten aufstieg.  Die 32-
jährige Europa-Abgeordnete
Ska Keller aus Brandenburg
präsentiert sich als frisches
Gesicht der Grünen an der
Seite des französischen Akti-
visten José Bové (60). Und
die Linke hat Alexis Tsipras
(39) als Frontfigur gewählt, der in Griechen-
land als Parteichef der Syriza sein Talent als
Populist unter Beweis gestellt hat. (siehe auch
Seiten 4 und 5)

Ein offenes Geheimnis Etwas Etiketten-
schwindel ist bei diesem Wahlkampf freilich
im Spiel, kann ein deutscher Wähler weder
für Juncker noch für Verhofstadt oder Tsipras

direkt stimmen. Und in Brüssel ist es ein of-
fenes Geheimnis, dass der Wahlsieger wohl
nicht Kommissionspräsident wird, auch
wenn Juncker und Schulz dies beschwören.
Zwei Tage nachdem die Wahllokale schlie-
ßen, treffen sich in Brüssel die Staats- und Re-
gierungschef, um ihre Personalentscheidung
zu treffen. Weder Juncker noch Schulz dürf-
ten das entsprechende Profil haben, um dort
auf allgemeine Zustimmung zu stoßen.
Unterdessen überlegen die Parteien, wieviel
Europa sie dem Wähler zumuten wollen. So
plakatiert die CDU in Deutschland groß

Kanzlerin Angela Merkel, die
nicht nur beliebter ist als
Spitzenkandidat Juncker,
sondern schlicht bekannter.
Die Grünen haben bei ihrer
Kandidatenkür, nach US-
Vorbild  „Primaries“ getauft,
gemerkt, wie schwer es ist,
Menschen für die EU zu be-
geistern. Nur 22.000 Euro-
päer gaben online ihre Stim-
me ab, obwohl das Votum
noch nicht einmal die Partei-
mitgliedschaft voraussetzte.

Fritz Kuhn, grüner Oberbürgermeister von
Stuttgart, nannte die Entscheidung schlicht
einen „Witz“. 
Trotz aller Widrigkeiten mühen sich die eu-
ropäischen Parteien in Brüssel, einen ein-
heitlichen Wahlkampf für ihre Kandidaten
auf die Beine zu stellen. Die konservative Eu-
ropäische Volkspartei, bisher stärkste Kraft
im EU-Parlament, hat Juncker in ihrer Zen-

trale in Brüssel nach US-Vorbild einen „war
room“ eingerichtet, in dem Informationen
zusammenlaufen und  junge Freiwillige so-
ziale Medien mit ihren Botschaften bestü-
cken. Wie US-Präsidentschaftskandidaten
tourt Juncker in einem Bus, der sein Konter-
fei trägt, durch die Lande. Allerdings hat er
schon eingestanden, dass der Marketing-Gag
nicht für den gesamten Wahlkampf taugt.
Nach Finnland und Lettland ist er kürzlich
mit dem Flugzeug gereist.
Der Aachener Martin Schulz hat sich mit
Matthias Machnig einen erfahrenen Wahl-
kampfmanager geholt, der 1998 Gerhard
Schröder mit seiner „Kampa“ zum Sprung
ins Bundeskanzleramt verhalf. Zehn Millio-
nen Euro stehen den Sozialdemokraten für
den Europawahlkampf zur Verfügung. Wie
Juncker tourt auch Schulz von Land zu Land.
Dabei hat Machnig Italien als strategisch be-
sonders wichtig identifiziert, erfreut sich
Schulz doch dort großer Bekanntheit, seit der
frühere Ministerpräsident Silvio Berlusconi
ihn in einer Parlamentsdebatte mit einem
Nazi-Vergleich überzog.
Aber auch die anderen Parteien schicken ih-
re Spitzenkandidaten kreuz und quer durch
Europa. Der Liberale Verhofstadt sprach in
Polen und Österreich, der Linke Tsipras hat
in Rom Sirtaki getanzt. Doch häufige Orts-
wechsel machen noch keine europäische
Kampagne. Allein die Sprachen stellen die
Bewerber vor eine große Herausforderung,
obwohl sie alle mehrere Idiome beherr-
schen. Dass die Fernsehdebatte zwischen
Juncker und Schulz so hölzern ausfiel, lag

auch daran, dass keiner von beiden in einer
Muttersprache kommunizierte. Juncker fehl-
te der Wortwitz, den er sonst pflegt, Schulz
ließ seinen üblichen Kampfgeist vermissen.
Der Grieche Tsipras umschifft die Schwierig-
keit, indem er sich dolmetschen lässt wie
jüngst in Italien. Aber so recht springt der
Funke auf Wahlkampfveranstaltungen nicht
über, wenn Zuhörer ihre Botschaft immer
erst mit Zeitverzögerung erhalten. 

Schwere Themenfindung Noch schwerer
tun sich die Kandidaten mit einheitlichen
Botschaften in einem Europa, in dem die Be-
findlichkeiten der Bürger so sehr variieren
wie die Arbeitslosenquoten. Juncker will die
Menschen mit dem Slogan „Erfahrung, Soli-
darität, Zukunft“ ansprechen. Schulz wirbt
für ein „gerechteres Europa“. Darunter wer-
den sich Wähler etwas anderes vorstellen, je
nachdem ob sie in Griechenland oder
Deutschland leben. Juncker und Schulz ver-
sprechen beide ein Europa, das sich um die
wichtigen Dinge kümmert, aber nicht in den
Alltag der Menschen hineinregiert. Damit
könnten sie schon eher punkten. Aber es
stellt sich die Frage, warum sie die Regulie-
rungswut Brüssels bisher nicht gebändigt ha-
ben, obwohl sie beide seit Jahren an Schlüs-
selstellen in der EU tätig sind. Und allein we-
gen ihres Alters stehen sie nur schwer für ei-
nen Neuanfang in Europa.
Den kleineren Parteien fällt es oft wesentlich
leichter, Themen für sich zu besetzen. So ge-
hen die Grünen mit einem Nein zum geplan-
ten Transatlantischen Freihandelsabkommen

(T-TIP) in den Wahlkampf. Sie argumentie-
ren, dass T-TIP den hohen europäischen Ver-
braucher- und Umweltschutz aushöhlen und
die Rechte von Arbeitnehmern gefährden
würde. All diese Punkte sind geeignet, den
Wahlkampf zu emotionalisieren – was bei
Europawahlkämpfen eher selten der Fall ist.
Die Linke sieht sich als Kämpfer gegen die
Austeritätspolitik. Tsipras pflegt dieselbe
Rhetorik, derer er sich seit zwei Jahren erfolg-
reich in Griechenland bedient. „Angela Mer-
kel zittert im Angesicht unseres Wahlsiegs“,
behauptete er kürzlich in Italien. Tsipras ver-
kürzt und verdreht.  Aber seine schematische
Darstellung einer Bundesregierung, die an-
deren Staaten einen unerbittlichen Sparkurs
aufzwingt, kommt nicht nur in seiner Hei-
mat an. In Italien haben Intellektuelle eine
Liste „Ein anderes Europa mit Tsipras“ ge-
gründet, die in den Meinungsfragen auf den
vierten Platz kommt.
Während sich Konservative und Sozialde-
mokraten ein Kopf-an-Kopf-Rennen liefern,
ist jetzt schon absehbar, dass die euroskep-
tischen Kräfte zu den Wahlgewinnern zäh-
len werden, deren Themen sichtbar ziehen.
Wie sehr sich Menschen mit Spitzenkandi-
daten für Europa begeistern lassen, wird
sich am Schluss an der Wahlbeteiligung ab-
lesen lassen. Die ist seit 1979 stetig gesun-
ken und lag in Deutschland 2009 bei 43
Prozent – und damit genau im EU-Durch-
schnitt. Silke Wettach ❚

Die Autorin ist EU-Korrespondentin der
„Wirtschaftswoche“ in Brüssel.

Die Spitzenkandidaten im TV-Duell des französischen Fernsehens: der Sozialdemokrat Martin Schulz (links) und der Konservative Jean-Claude Juncker

Die Personali-
sierung ist 

der Versuch,
die

Abstimmung
spannender zu

machen.
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Auf Weltreise durch Europa
WAHLKAMPF 2014 Die Kandidaten tun sich mit einheitlichen Botschaften für den ganzen Kontinent schwer

Zum achten Mal seit 1979 sind die Bürger der
EU-Staaten vom 22. Mai bis 25. Mai zur Di-
rektwahl des Europäischen Parlaments aufge-
rufen. Erstmals treten Parteienfamilien mit ei-
genen Spitzenkandidaten an. Der luxembur-
gische Christdemokrat Jean-Claude Juncker
und der deutsche Sozialdemokrat Martin
Schulz haben dabei nicht nur den Anspruch,
sondern auch gewisse Chancen, künftig die
Europäische Kommission zu führen. Dafür
müssen natürlich die über das Vorschlags-
recht verfügenden 28 Staats- und Regierungs-
chefs mitspielen.
Mit der Zuspitzung auf die Alternative „Jun-
cker oder Schulz“ ist nicht nur die Hoffnung
verbunden, dass die Wahlen Ende Mai  weni-
ger als früher in den Ruch einer innenpoli-
tisch motivierten „Denkzettelwahl“ gelangen.
Auch für die europäischen Parteien bietet sich
dadurch die Gelegenheit, ihr Profil zu schär-
fen. Dies gilt nicht nur für die christlich-de-
mokratische Europäische Volkspartei  (EVP)
und die Sozialdemokratische Partei Europas
(SPE), sondern auch für die anderen, kleine-
ren Parteien. 

13 europäische Parteienfamilien Insge-
samt gibt es 13 europäische Parteienfamilien,
die offiziell gemäß den Vorgaben der EU-Ver-
träge als „politische Parteien auf europäischer
Ebene“ anerkannt worden sind und im Jahr
2012 insgesamt 31 Millionen Euro aus dem

EU-Haushalt erhalten haben. Darunter sind
neben „Dinosauriern“ der Parteienlandschaft
wie die 1981 gegründete regionalistische Eu-
ropäische Freie Allianz (EFA), die Allianz der
Liberalen und Demokraten (ALDE), die Eu-
ropäische Grüne Partei (EGP) oder die Euro-
päische Linke.  Hinzu kommen neuere Grün-
dungen wie die euroskeptische Allianz der
Europäischen Konservativen (AECR) oder die
2010 entstandene rechtspopulistische Euro-
päische Allianz für Freiheit (EAF). Sie stellt
derzeit fünf von 766 Europaabgeordneten,
könnte aber, vor allem mit Hilfe der Wähler
des französischen Front National im Mai
deutlich erstarken  – und damit mehr Gelder
aus Brüssel bekommen.
Die Geschichte der europäischen Parteien
reicht weiter als die erste Direktwahl zum Par-
lament im Jahr 1979 zurück. Die EVP wurde
1976 gegründet. Auch im damals noch indi-
rekt gewählten Parlament gab es  durch die
Gemeinschaft finanzierte Fraktionen. In ei-
nem schleichenden Prozess kam es dazu, dass
die europäischen Parteien zunehmend indi-
rekt über die ihnen nahestehenden Fraktio-
nen finanziert wurden. Das änderte sich,  als
1992 den Parteien in den EU-Verträgen die
Rolle zugesprochen wurde, „ein europäisches
Bewusstsein herauszubilden“. Erst mit dem
Amsterdamer Vertrag von 1997 wurde  auch
die rechtliche Möglichkeit zur Finanzierung
der Parteien aus dem EU-Haushalt eröffnet.

In der Praxis können Parteien seit 2004 eine
Finanzhilfe beantragen. Dieser sogenannte
Betriebskostenzuschuss kann sich auf bis zu
85 Prozent der Ausgaben belaufen. Die Mit-
tel dienen zur Finanzierung von Sitzungen
und Konferenzen, Veröffentlichungen, Studi-
en und Werbung, aber auch von Verwaltungs-
aufwendungen, Personal- und Reisekosten.
Die Gelder dürfen jedoch nicht zur Finanzie-
rung einzelstaatlicher, sondern nur für euro-
päische Wahlkampagnen genutzt werden.
Ausgeschlossen sind Quersubventionen für
Mitgliedsparteien.

Neue Regeln im Statut Rechtzeitig zum Ab-
schluss der Wahlperiode hat das Parlament
kurz vor Ostern eine mit den EU-Regierungen
ausgehandelte Neuregelung zum Statut der
europäischen Parteien gebilligt. Während die-
se bisher aus praktischen Gründen meist nach
belgischem Vereinigungsrecht eingetragen wa-
ren, können sie künftig einen eigenen euro-
päischen Rechtstatus erhalten. Verschärft und
klarer gefasst sind die Auflagen zur Achtung
der in Artikel 2 des EU-Vertrags enthaltenen
Grundwerte.  Über die Anerkennung der Par-
teien und ihrer Stiftungen wird ein neues, un-
abhängiges Gremium entscheiden. Entfallen
wird die Verpflichtung, künftig jährlich ein Ar-
beitsprogramm vorzulegen.
Die für die entsprechende Änderung der
Haushaltsordnung zuständige Europaabge-

ordnete Inge Gräßle zeigte sich zufrieden mit
der von 2017 an gültigen Neuregelung. „Die
neuen Rechtsgrundlangen werden es den eu-
ropäischen politischen Parteien ermöglichen,
auf wirksame Weise die ihnen in den Verträ-
gen zugewiesene Rolle zu erfüllen: Herausbil-
dung eines europäischen politischen Bewusst-
seins und Ausdruck des Willens der Bürgerin-
nen und Bürger“, sagt die CDU-Politikerin,
die seit 2004 dem Europaparlament angehört.
Der SPD-Abgeordnete Jo Leinen glaubt, dass
europäische Parteien zu grenzüberschreiten-
den Diskussionen und damit zur Ausbildung
einer europäischen Öffentlichkeit beitragen
könnten. Für den Ex-Vorsitzenden des Verfas-
sungsausschusses des Parlaments liegt es in
der Logik der Entwicklung, einen Teil der Ab-
geordneten über transnationale Listen wählen
zu lassen. „Das wäre dann wirklich der Durch-
bruch zu europäischen Wahlkampagnen mit
europäischen Persönlichkeiten und Program-
men“, sagte Leinen. Michael Stabenow ❚

Der Autor ist Korrespondent der „Frankfurter
Allgemeinen Zeitung“ in Brüssel. 
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Quadratur
eines
Kreises
VERTRAG VON LISSABON I Obwohl nur
Ersatz für die gescheiterte Verfassung, hat
der spätere »Reformvertrag« die EU positiv
beflügelt. Der Offenbarungseid steht nach
der Europawahl an, wenn der nächste
Kommissionspräsident bestimmt wird

Der Lissabon-Vertrag – oben rechts die Feiern am 1. Dezember 2009 am Belém-Turm in Portugals Hauptstadt – verändert das EU-Institutionengefüge. Das Europaparlament bekommt
mehr Einfluss – und macht davon Gebrauch, wie beim Votum gegen den Acta-Vertrag 2012 (links). Der Europäische Rat hat nun auch einen Präsidenten – derzeit Herman Van Rompuy.

A
ls die 105 Mitglieder des euro-
päischen Verfassungskonvents
am 28. Februar 2002 im Brüs-
seler Schloss Laeken zusam-
mentrafen, um über ein neues
Regelwerk für die EU zu bera-

ten, war das Ziel klar definiert: Ein Gesetzes-
text von der schlichten Eleganz einer dori-
schen Säulenordnung, der als Grundlage für
den Weiterbau des Hauses Europa dienen
würde. Der ehemalige französische Staatschef
Valéry Giscard d'Estaing, der als graue Emi-
nenz der Europapolitik dem Konvent vor-
stand, gab die Parole aus, der Verfassungstext
müsse für jeden Schüler verständlich sein.
Doch das Produkt der eineinhalb Jahre dau-
ernden schöpferischen Arbeit wurde diesem
Anspruch alles andere als gerecht, der große
Wurf verkam zum kleinsten gemeinsamen
Nenner: Ein gut 300 Seiten umfassendes
Wortungetüm mit 35 Zusatzprotokollen, das
2005 bei Referenden in Frankreich und den
Niederlanden mit Bomben und Granaten
durchfiel. Fast schien es, als sei der hehre
Wunsch nach einem legislativen Befreiungs-
schlag an der realpolitischen Wirklichkeit zer-
schellt.
Zu diesem Malheur beigetragen hat der Um-
stand, dass es nicht ein einziges Europa gibt,
sondern gleich drei: ein „Europa der Staaten“,
ein „Europa der Ämter“ und ein „Europa der
Bürger“, um eine Definition des niederländi-
schen Philosophen Luuk Van Middelaar zu
gebrauchen. Die Verfassung war ein Versuch,
dieses Kräftedreieck neu zu zeichnen, die
komplexen Verhältnisse zwischen nationalen
Regierungskanzleien (also dem Rat), Brüsse-
ler Institutionen (der EU-Kommission) und
dem europäischen Wähler (dem Europapar-

lament) zu vereinfachen und zu Gunsten des
Letzteren auszutarieren. Dass dieses löbliche
Wagnis ausgerechnet am Souverän geschei-
tert ist, entbehrt nicht einer gewissen Ironie.
Doch die EU wäre nicht die EU, hätte sie nicht
einen Plan B in der Hinterhand. Dieser trug
die prosaische Bezeichnung „Reformvertrag
von Lissabon“, wurde am 13. Dezember 2007
in der portugiesischen Hauptstadt unter-
zeichnet und trat am 1. Dezember 2009 in
Kraft. Anders als die EU-Verfassung machte
der Lissabon-Vertrag nicht Tabula rasa, son-
dern war als Ergänzung zu den bestehenden
europäischen Pakten konzipiert – unter be-
wusstem Verzicht auf alle Attribute einen ei-
genständigen europäischen „Staatlichkeit“,
die der Verfassungsentwurf beinhaltete. In-
haltlich standen sich Verfassung und Vertrag
allerdings nahe. Der europäische Normalbe-
trieb seit 2009 basiert folglich zu einem nicht
unbeträchtlichen Teil auf Ideen des Konvents.

Erstes Resümee Vom 22. bis 25. Mai bietet
sich die Gelegenheit, ein erstes Resümee über
diesen Normalbetrieb zu ziehen, denn die be-
vorstehende Europawahl ist das erste Votum,
das seit der Installation des Betriebssystems
von Lissabon abgehalten wird. Zu einem de-
finitive Schluss zu kommen, ist nicht einfach,
denn wie es der Zufall so wollte, fiel das In-
krafttreten des Lissaboner Vertrags mit dem
Startschuss für die Eurokrise zusammen – die
EU war die letzten Jahre zu sehr mit Scha-
densbegrenzung bemüht, um sich große Ge-
danken über vertragliche Feinmechanik zu
machen. Nichtsdestotrotz kann man allen
Ablenkungen zum Trotz behaupten, dass der
Lissabon-Vertrag die Union in jenen drei Be-
reichen, die den Ecken des Van Midde-

laar'schen Dreiecks entsprechen, zum Besse-
ren verändert hat.
Bereich Nummer eins ist das Europaparla-
ment, dass durch Lissabon eine massive Auf-
wertung erfahren hat und nun gleichberech-
tigt mit dem Gremium der EU-Mitglieder
über Gesetzesinitiativen befinden darf. Dieser
Machtzuwachs versteckt sich hinter dem
Fachterminus „ordentliches Gesetzgebungs-
verfahren“ und bedeutet, dass die Europaab-
geordneten einen von der EU-Kommission
vorgelegten Rechtsakt (die
Brüsseler Behörde hat als Hü-
terin der Verträge das alleini-
ge Initiativrecht) zurück an
den Start schicken können,
wenn ihnen sein Inhalt nicht
passt. Mittlerweile umfasst
der Geltungsbereich unter
anderem das Budget der EU,
Umwelt und Verkehr, Bin-
nenmarkt und Verbraucher-
schutz sowie Justiz und Inne-
res – und wo die Parlamenta-
rier Mitspracherecht haben,
machen sie davon immer öfter Gebrauch. Ein
Erweckungserlebnis war in dieser Hinsicht
das Gerangel um Acta 2012. Das internatio-
nale Urheberrechtsabkommen wurde vom
Europaparlament wegen Defiziten beim Da-
tenschutz abgeschmettert. Ähnliches geschah
vor wenigen Wochen mit dem Telekom-Libe-
ralisierungspaket, das neben der (im Parla-
ment unumstrittenen) Abschaffung der Roa-
minggebühren im EU-Ausland auch einen
Passus enthielt, mit dem sich die Gleichbe-
handlung von Daten im Internet (die soge-
nannte Netzneutralität) aushebeln ließe –
dieser Aspekt fiel im Plenum durch. Und

auch beim Swift-Abkommen mit den Verei-
nigten Staaten, das den Zugriff der US-Behör-
den auf europäische Bankdaten regelt, ließen
die Abgeordneten ihre Muskeln spielen.
Apropos USA: Die US-Konzerne haben als
Erste erkannt, dass immer weniger Wege am
EU-Parlament vorbeiführen, und haben im
Laufe der vergangenen Jahre ihre Lobbyingar-
beit in Brüssel intensiviert.
Die zweite Veränderung betrifft die zwischen-
staatliche Sphäre. Zum einen wurde im Rat

der Europäischen Union –
die Formation der Fachmi-
nister – das Prinzip der qua-
lifizierten Mehrheit etabliert,
dem zufolge es im ordentli-
chen Gesetzgebungsverfah-
ren einer doppelten Mehr-
heit bedarf: 55 Prozent der
EU-Mitglieder, die 65 Pro-
zent der EU-Bürger repräsen-
tieren, müssen mit Ja stim-
men, damit eine Verordnung
oder Richtlinie in Kraft tritt.
Hier steht die Probe aufs

Exempel allerdings noch aus, denn die neue
Abstimmungsmodalität wird erst ab 2017 un-
eingeschränkt zum Einsatz kommen. Und
noch eine Neuerung für das Europa der Staa-
ten brachte der Lissabon-Vertrag: Der Euro-
päische Rat, also die Zusammenkunft der
Staats- und Regierungschefs der Union, um-
gangssprachlich „EU-Gipfel“ genannt, wurde
vertraglich verankert und mit einem Präsi-
denten ausgestattet. Denn so erstaunlich es
heute klingen mag: In den ursprünglichen
Bauplänen der europäischen Vereinigung wa-
ren EU-Gipfel nicht vorgesehen. Sie entstan-
den erst Ende der 1960er Jahre in einer inter-

gouvernmentalen Grauzone und haben sich
seither zu einem Gremium entwickelt, das in
der Europapolitik die strategischen Weichen
stellt und in Krisenfällen rasch Entscheidun-
gen trifft, wie zuletzt bei der Krim-Krise. Die-
ser wichtigen Aufgabe trägt der Lissabon-Ver-
trag erstmals Rechnung.

Ashtons Profilierung Und auch das Europa
der Ämter funktioniert seit Lissabon anders:
Hier ist die augenscheinlichste Neuerung die
Einführung eines Europäischen Auswärtigen
Dienstes samt dem Posten des Hohen Vertre-
ters der EU für Außen- und Sicherheitspolitik
(vulgo „EU-Außenminister“), der seit De-
zember 2009 von Catherine Ashton bekleidet
wird. Anfangs als Fliegengewicht verspottet,
ist es der Britin nach und nach gelungen, sich
in ihrer Funktion zu profilieren. 2013 konn-
te Ashton gleich zwei Erfolge verzeichnen:
Unter ihrer Ägide einigten sich im April Ser-
ben und Kosovaren über den Status der ser-
bischen Volksgruppe im Nordkosovo – ein
historisches Abkommen, für das Belgrad mit
dem EU-Beitrittskandidatenstatus belohnt
wurde. Und im November fädelte Ashton ei-
nen Kompromiss im Atomstreit zwischen
dem Iran und der internationalen Gemein-
schaft ein. Dem Vernehmen nach agierte die
Hohe Vertreterin so geschickt, dass der irani-
sche Außenminister Mohammad Javad Zarif
am Ende nur noch mit ihr verhandeln woll-
te. Wer auch immer Ashton nach dem Ende
ihrer Amtszeit im Herbst 2014 nachfolgen
wird, wird eine Institution übernehmen, de-
ren Aktionsradius weiter ist als ursprünglich
gedacht.
Ist also der Vertrag von Lissabon ein uneinge-
schränkter Erfolg? Ganz so einfach ist es

nicht, denn gerade in der Außenpolitik wur-
den der EU die Grenzen des Machbaren zu-
letzt schmerzhaft vor die Augen geführt: Als
der ukrainische Staatschef Viktor Januko-
witsch im Februar auf Demonstranten schie-
ßen ließ, war es nicht Ashton, die dem Blut-
vergießen am Kiewer Maidan ein Ende berei-
tete, sondern die Außenminister Deutsch-
lands, Frankreichs und Polens. Es zeigt sich
also, dass die EU nur dort erfolgreich agieren
kann, wo sie als unbeteiligter „ehrlicher Mak-
ler“ auftritt. Sobald aber vitale Interessen ei-
nes EU-Mitglieds berührt sind, muss Ashton
auf den Beifahrersitz wechseln.

Sondergipfel Der eigentliche Offenba-
rungseid steht allerdings für den 27. Mai an:
Für diesen Tag, nur 48 Stunden nach der Eu-
ropawahl, hat der Brüsseler Ratspräsident
Herman Van Rompuy einen Sondergipfel an-
gesetzt, bei dem über das Wahlergebnis be-
raten werden soll. Und dann dürfte es sich
zeigen, wie ernst es die Staats- und Regie-
rungschefs mit Lissabon meinen. Denn ge-
mäß dem Vertrag muss der neue Präsident
der EU-Kommission vom Rat „im Lichte“ des
Wahlergebnisses bestimmt und anschlie-
ßend vom Europaparlament abgesegnet wer-
den. Jean-Claude Juncker und Martin Schulz,
die Spitzenkandidaten der Europäischen
Volkspartei und der Allianz der Sozialisten
und Demokraten, beanspruchen für den Fall
des Wahlsiegs den Chefposten für sich. Je
eindeutiger dieses Votum ausfällt, desto
schwerer wird es dem Rat fallen, dieses zu
ignorieren. Michael Laczynski ❚

Der Autor ist politischer Korrespondent der
Wiener Tageszeitung „Die Presse“ in Brüssel. 

Mit dem am 1. Dezember 2009 in Kraft getre-
tenen Vertrag von Lissabon wurde die EU
nach jahrelanger  Debatte institutionell refor-
miert. Er ersetzt die geplante EU-Verfassung,
die nach Plebisziten in Frankreich und den
Niederlanden gescheitert war und soll die
Handlungsfähigkeit der inzwischen auf 
28 Mitglieder angewachsenen Union sicher-
stellen. Zuvor wurde die nach der Wende in
Osteuropa erweiterte EU durch die Verträge
von Amsterdam (1999) und Nizza (2003)
modernisiert. Der Lissabon-Vertrag will die
EU demokratischer, transparenter und effi-
zienter machen. Wichtige Neuerungen sind:

Die Grundrechtecharta von 2000 ist zwar
weiter kein Bestandteil des EU-Vertrags, durch
einen Verweis aber dennoch verbindlich. Mit
Lissabon bekennt sich die EU zu wesentli-
chen Grundrechten westlicher Demokratien
wie Menschenwürde, Freiheit, Demokratie,
Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit oder Achtung
der Menschenrechte. Großbritannien, Polen

und Tschechien sind durch Zusatzprotokolle
von den Bindungen der Charta befreit. 
Das Europäische Parlament bekommt mehr
Einfluss, indem es stärker an den Rechtsakten
beteiligt wird, auch auf den wichtigen Feldern
der Innen- und Rechtspolitik sowie dem EU-
Haushalt. Dies war bislang
den EU-Regierungen vorbe-
halten. Allerdings haben die
EU-Abgeordneten weiter
kein Initiativrecht bei der Ge-
setzgebung. Dies bleibt der
Kommission vorbehalten.
Das EU-Parlament wird mit
der Wahl 2014 von 785 auf
750 Sitze verkleinert.
Deutschland als größtes EU-
Land verliert drei Sitze und
hat künftig 96 EU-Parla-
mentsmandate. 
Auch die nationalen Parlamente erhalten
mehr Einfluss. Sie werden früher über die Vor-
schläge der Europäischen Kommssion infor-
miert. Spricht sich mehr als die Hälfte der na-
tionalen Parlamente der EU-Länder gegen ei-
nen Rechtsakt der Kommission aus, muss die-
se ihren Vorschlag überprüfen.
Entscheidungen im Rat der Europäischen
Union werden von 2014 an mit doppelter
Mehrheit getroffen. Jede Entscheidung bedarf

damit der Zustimmung einer 55-prozentigen
Mehrheit der EU-Staaten, die zugleich min-
destens 65 Prozent der EU-Bevölkerung re-
präsentieren müssen. Dieses neue Verfahren
war lange heftig umstritten, vor allem von Po-
len. Deutschland hat nach dem neuen Vertrag

17,2 Prozent der Stimmrech-
te, Polen zum Beispiel 8,0
Prozent.. Bisher hatte Berlin
8,4 Prozent der EU-Stim-
men, Warschau 7,8 Prozent –
obwohl Deutschland mehr
als doppelt soviele Einwoh-
ner hat. Damit ist das bishe-
rige System der Stimmenge-
wichtung im Rat nur nach
den Einwohnerzahlen abge-
schafft. Allerdings kann jedes
Ratsmitglied bis 2017 verlan-
gen, dass die alten Regeln

weiter angewendet werden.
Die Zahl der Politikbereiche, in denen die
Rats-Mitglieder Mehrheitsentscheidungen
treffen können und nicht mehr einstimmig
entscheiden müssen, wird deutlich ausgewei-
tet. Dies gilt jetzt für die Mehrheit der Fälle,
auch die oft umkämpften Bereiche Inneres
und Justiz. In Feldern wie Steuern, soziale Si-
cherheit, Außenpolitik oder EU-Etat gilt aber
weiterhin die Einstimmigkeit im Rat. Im Mi-

nisterrat sind die Sitzungen – wie im Europa-
parlament – öffentlich, wenn über Rechtsak-
te beraten oder abgestimmt wird.
Erstmals wird ein Europäisches Bürgerbe-
gehren eingeführt. Eine Million Menschen
aus verschiedenen Mitgliedsstaaten können
künftig die EU-Kommission in Brüssel zwin-
gen, sich mit einem Thema zu befassen und
gegebenenfalls einen Gesetzesvorschlag aus-
zuarbeiten.
Es gibt eine deutlichere Abgrenzung bei der
Verteilung der Zuständigkeiten bei der Ge-
setzgebung in der Europäischen Union. Es
wird nun zwischen „ausschließlicher“, „ge-
teilter“ und „unterstützender“ Gesetzge-
bungskompetenz der Union unterschieden.
Ausschließlich zuständig ist die EU in folgen-
den Bereichen: Wettbewerb im Binnenmarkt,
Zoll, Währungspolitik in der Euro-Zone, Na-
turschutz in den Meeren und gemeinsame
Handelspolitik. Die Europäische Union darf
unabhängig über internationale Verträge ver-
handeln, wenn es um ihre eigenen Zuständig-
keiten geht oder die Mitgliedsstaaten sie da-
mit beauftragen. Mit dem Lissabon-Vertrag
wird die EU erstmals zur eigenen Rechtsper-
sönlichkeit.
Der schon immer geltende Subsidiaritäts-
grundsatz wird klarer geregelt: Die EU soll
erst dann tätig werden, wenn andere Ebenen

wie Nationalstaat, Bundesland oder Region
dies nicht ebensogut regeln können. Dafür
werden Überprüfungsmechanismen einge-
führt und die nationalen Parlamente stärker
einbezogen. Wenn sie den Europäischen Rat
oder das EU-Parlament nicht überzeugen

können, eine europäische Gesetzgebung auf-
zuhalten, steht ihnen der Weg zum Europäi-
schen Gerichtshof offen. 
Der Europäische Rat der Staats- und Regie-
rungschefs wird von einem Präsidenten ge-
führt, dessen Amtszeit zweieinhalb Jahre be-
trägt und der einmal wiedergewählt werden
darf. Er koordiniert die Arbeit der Mitglieds-
staaten und vertritt die EU nach außen. Erster
Präsident des Europäischen Rats wurde der
Belgier Herman Van Rompuy. Vorher wech-
selte der Ratsvorsitz halbjährlich zwischen
den europäischen Regierungschefs.
Die EU hat durch Lissabon nun de facto ei-
nen Außenminister, der Hoher Vertreter der
EU für Außen- und Sicherheitspolitik heißt.
Er führt den Vorsitz im Außenministerrat,
fungiert als EU-Außenkommissar und ist zu-
gleich Vizepräsident der Kommission. Er ver-
fügt auch über einen eigenen Europäischen
Auswärtigen Dienst. Erste „Hohe Vertreterin“
der EU ist die Britin Catherine Ashton. In den
übrigen Fachminister-Räten der EU-Staaten
gilt weiter das halbjährliche Rotationsprinzip.
Mit einer Austrittsklausel wird erstmals die
Möglichkeit des Austritts eines Staates aus der
Union geregelt. Die EU muss dann ein Ab-
kommen mit dem betreffenden Staat aushan-
deln, das die künftigen Beziehungen mit
Brüssel regelt. Hans Krump ❚

Doppelte Mehrheiten, der Rats-Präsident und eine Außenministerin 
VERTRAG VON LISSABON II In der EU hat sich seit 2009 viel geändert. Weitreichende Reformen sollen der größeren Union mehr Handlungsfähigkeit geben

Das 
EU-Parlament

ist auf viel
mehr Feldern

der Politik
gesetzgebe-

risch beteiligt.

Hohe EU-Vertreterin Catherine Ashton
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In der
Außenpolitik

wurden der EU
die Grenzen des

Machbaren
zuletzt schmerz-
lich aufgezeigt.
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Herr Krichbaum, der Präsident des Eu-
ropaparlaments, Martin Schulz, sagt, auf
der Beliebtheitsskala rangiere die EU bei
den Menschen noch hinter Schweißfüßen.
„Stinkt“ den Leuten Europa wirklich so?
Nun, ich weiß nicht, wo Herr Schulz auf
dieser Skala zu finden ist, aber bei vielen
Menschen wohnen im Hinblick auf Europa
zwei Seelen in der Brust. Frieden, Wohl-
stand, Freizügigkeit, Studentenaustausch-
programme, Städtepartnerschaften – all das
hat für die Menschen eine große Bedeutung.
Aber sie klagen eben auch über Bürokratie
und Regelungswut. Zu Recht, denn da hat es
in der Vergangenheit Auswüchse gegeben.

Oft ist zu hören: Brüssel kümmert sich
mehr um Banken als um Arbeitsplätze.
Hat die EU ein Vermittlungsproblem?
Wenn wir Banken retten und Krisenländern
helfen, dann müssen wir den Menschen of-
fenbar noch besser erklären, dass wir das im
wohlverstandenen Eigeninteresse tun. Das
Vertrauen in die europäischen Märkte muss
zurückkehren, denn nur so können wieder
Arbeitsplätze entstehen. Dass die Politik
wirkt, die vor allem die Bundeskanzlerin
durchgesetzt hat, sieht man an den positi-
ven Entwicklungen in Irland, Portugal und
Spanien. Und allen Unkenrufen zum Trotz
gibt es auch Fortschritte in Griechenland.

Es heißt auch: Die EU nimmt immer
mehr Länder auf, obwohl sie mit denen,
die drin sind, schon genug Sorgen hat.

Auch da müssen wir klar sagen: Die Erwei-
terung der Europäischen Union ist eine Er-
folgsgeschichte. Es sind neue Märkte ent-
standen, was für uns als exportorientiertes
Land natürlich ein großer Vorteil ist. Aber
darüber hinaus will die Europäische Union
eben nicht nur eine Wirtschaftsgemein-
schaft sein, sondern sie ist und will auch ei-
ne politische Wertegemeinschaft sein, eine
Gemeinschaft, die 100 Jahre nach Ausbruch
des Ersten Weltkriegs und 75 Jahre nach
Ausbruch des Zweiten Weltkriegs gelernt
hat, ihre Konflikte friedlich zu lösen. In die-
ser Wahlperiode wird es keine Neuaufnah-
men geben. Umso wichtiger ist es deshalb,
die Zusammenarbeit mit jenen Staaten zu
intensivieren, die noch nicht Teil der Union
sind.

Wie weit sollte die europäische Eini-
gung noch gehen? Stehen am Ende die Ver-
einigten Staaten von Europa?
Das vermag ich nicht zu sagen. Auf jeden
Fall muss die Zusammenarbeit noch viel en-
ger werden. Gerade in der Industriepolitik
und bei Großforschungsvorhaben können
wir es uns im Zeitalter der Globalisierung
als Nationalstaaten gar nicht mehr leisten,
eigene Wege zu gehen. Wir stehen unter
sehr starken globalen Druck – durch die so
genannten Schwellenländer, aber auch
durch die USA, die sich mehr und mehr re-
industrialisieren und auf dem Weg sind,
sich energieautark zu machen. Das durch
Fracking heimisch geförderte Gas wird in

den USA mittlerweile so günstig angeboten,
dass europäische Unternehmen Teile ihrer
Produktion dorthin verlagern. 

In wenigen Wochen sind Europawah-
len. Was kommt auf die Abgeordneten in
den kommenden fünf Jahren zu? 
Neben der Regulierung des Finanzsektors
stehen für mich zwei Themen ganz oben auf
der Agenda: die Europäische Nachbar-
schaftspolitik und der Klimaschutz. Beide
gehören aus meiner Sicht untrennbar zu-
sammen. Der Arabische Frühling in den
nordafrikanischen Staaten ist in vielen die-
ser Länder ja leider zu einem Arabischen
Herbst, vielleicht sogar Winter, geworden.
Darum müssen wir uns kümmern, denn es
liegt in unserem eigenen Interesse, dass in
unserer unmittelbaren Nachbarschaft poli-
tische Stabilität herrscht. Da kommt auch
der Klimaschutz ins Spiel: Wenn ein Land
aufgrund des Klimawandels versteppt und
schließlich seine Menschen nicht mehr er-
nähren kann, bleibt ihnen gar nichts ande-
res übrig, als dieses Land zu verlassen. Gin-
ge dies so weiter, wäre die bisherige Migra-
tion nur die Spitze des Eisbergs. Hier müs-
sen wir gegensteuern und dafür sorgen, dass
die Menschen in ihren Ländern wieder Per-
spektiven gewinnen. 

Wie sehr besorgt Sie die Lage in der
Ukraine?
Die Situation beunruhigt mich sehr. Die Ge-
fahr ist, dass sich die Unruhen weiter aus-

breiten, denn wir wissen, dass Russland tag-
täglich Provokateure in die von der Repu-
blik Moldau abtrünnige Region Transnis-
trien einschleust, um dort eine Entwicklung
ähnlich der auf der Krim auszulösen. Das
alles schafft Instabilität, die nur Ursache für
neue Konflikte sein kann. Wenn wir uns
nicht darum kümmern, werden wir bald al-
le die Zeche zahlen müssen.

Als globaler Akteur wird die EU bisher
eher belächelt. Wie will die EU diese gro-
ßen Probleme anpacken?
Man darf nicht vergessen, dass die „DNA“
der europäischen Integration eine wirt-
schaftliche ist. Erst mit den Jahren kam der

Anspruch hinzu, auch eine politische Uni-
on werden zu wollen. Das ist ein noch rela-
tiv neuer Prozess. Und doch gibt es ermuti-
gende Fortschritte, etwa wenn ich an die ge-
meinsame Initiative der Außenminister
Deutschlands, Frankreichs und Polens im
Februar in Kiew denke, die zumindest kurz-
zeitig zu einem Ende der Gewalt geführt
hat. Formate wie dieses „Weimarer Dreieck“
haben eine wichtige Vorreiterfunktion im
Hinblick auf eine künftige gemeinsame Au-
ßenpolitik.

Blicken wir noch einmal auf die Euro-
pawahlen. Das Bundesverfassungsgericht
hat entschieden, dass in Deutschland erst-
mals ohne Sperrklausel gewählt wird.
Welche Auswirkungen wird das haben? 
Ich halte von dem Urteil wenig, weil es die
Funktionsweise des Europäischen Parla-
ments nicht berücksichtigt. Es hat sich im
Laufe der Jahre zu einem echten Mitbestim-
mungsparlament gewandelt und ist seit
dem Vertrag von Lissabon an allen Entschei-
dungen beteiligt. Eine Sperrklausel, die wir
für nationale Wahlen nach wie vor haben,
hat einen guten Grund: Sie sichert stabile
Mehrheiten. Genau diese Stabilität wird
aber gefährdet, wenn man sie abschafft. 

Fürchten Sie, dass im Mai mehr Split-
terparteien ins EP einziehen?
Das ist zu befürchten und für die Durchset-
zung deutscher Interessen wird es nicht hilf-
reich sein. Das Parlament muss sich in der

kommenden Legislatur mit sehr wichtigen
Fragen auseinandersetzen, einige habe ich
schon erwähnt. Aber es geht natürlich auch
darum, wie die Arbeitsplätze geschaffen
werden können, die wir im 21. Jahrhundert
in Europa benötigen. Das Europäische Par-
lament ist kein Debattierclub. Ich bedaure
es zutiefst, dass die Mehrheit der Karlsruher
Richter das offenbar nicht erkennen wollte.

Umfragen zufolge werden ohnehin
mehr europakritische Parteien ins neue
Europaparlament einziehen. Muss das ei-
ne Demokratie nicht aushalten können? 
Ja, muss sie. Aber viele dieser Parteien ma-
chen sich doch vor allem die Verunsiche-
rung in der Bevölkerung zu Nutze. Ange-
sichts der Weichenstellungen, vor denen die
EU in den nächsten Jahren steht, sollten
sich die Menschen sehr genau überlegen,
wem sie ihre Stimme geben. Es reicht nicht,
nur zu sagen, wogegen man ist. Eine Partei
muss vor allem sagen, wofür sie steht und
wie sie ihre Ziele erreichen will. Da sehe ich
bei vielen europakritischen und Ein-The-
men-Parteien eine riesige Leerstelle. ❚

Das Interview führte Johanna Metz.

»Das Europäische Parlament ist kein Debattierclub«
INTERVIEW Der Vorsitzende des EU-Ausschusses, Gunther Krichbaum, über Karlsruher Fehlurteile, schwierige Nachbarn und politisches Neuland

E
ines der vielen Herzen Europas
schlägt ausgerechnet in einem
fast verwaisten DDR-Platten-
baukomplex am Berliner
Schiffbauerdamm. Wer in ei-
nem der Gebäude mit dem

1970er-Jahre Fahrstuhl ein paar Etagen nach
oben fährt, landet in einem kleinen, aber
hellen Büro mit Blick auf Spree und Reichs-
tag. Darin sitzt Herbert Walther, ein freund-
licher, älterer Herr mit Brille und weißen
Schnauzbart, einer von knapp 20 Mitarbei-
tern des Referats 5 der Unterabteilung
Europa. „PE 5“, wie es im Verwaltungssprech
heißt, ist nicht irgendein Bundestagsreferat.
Nein, es ist die „offizielle Eingangsstelle für
alle Unterrichtungen und Dokumente in
EU-Angelegenheiten“, wie die Mitarbeiter
betonen. Ob Bankenunion oder transatlan-
tisches Freihandelsabkommen – in den
Mailpostfächern von Walther und seinen
Kollegen landen alle, auch viele als geheim
eingestufte EU-Dokumente, bevor sie ihren
weiteren Weg durch den Bundestag nehmen.
Rund 25.000 solcher Dokumente bekommt
der Bundestag pro Jahr. Von ihnen sind al-
lerdings nur 1.200 so genannte Initialdoku-
mente, also Entwürfe für Verordnungen der
EU-Kommission. Der große „Rest“ sind Fol-
gedokumente, etwa Stellungnahmen von
EU-Institutionen oder vorbereitende Papie-
re von Bundesregierung und Kommission.  

Sichten und Filtern Bei „PE 5“ kommen
täglich 50 bis 100 Mails an – die meisten aus
dem Wirtschaftsministerium, denn das ist
zuständig für die Zustellung der Rats- und
Kommissionsdokumente an den Bundes-
tag. Alle Dokumente müssen gesichtet und
möglichst noch am selben Tag nach Vorha-
ben sortiert in die eigens vom Bundestag ge-
schaffene Datenbank EuDoX eingestellt
werden. Zusammen mit anderen Kollegen
aus der Unterabteilung Europa werden Vor-
schläge erarbeitet: Muss die Vorlage vom
Bundestag beraten werden? Wenn ja, an
welchen Ausschuss sollte sie überwiesen
werden? Sollte irgendein Dokument fehlen
– davon erfahren die Mitarbeiter manchmal
aus der Zeitung –, müssen sie der Regierung
auf die Finger klopfen: Da fehlt was, bitte
nachreichen! „Wir müssen schnell sein“, be-
tont Walther. Die Abgeordneten sollen sich
unmittelbar und gezielt über aktuelle EU-
Vorhaben informieren können, schließlich
müssen sie mitentscheiden und das Han-
deln der Bundesregierung auf europäischer
Ebene kontrollieren.
Dass die Unterabteilung Europa heute so
wichtig ist, hat damit zu tun, dass die Ver-
antwortung des Bundestages in EU-Angele-
genheiten in den vergangenen Jahren ex-
trem zugenommen hat. Bis Anfang der
1990er Jahre hatte er kaum die Möglichkeit,
sich in die Europapolitik einzumischen. Die
Abgeordneten wurden von der Bundesregie-
rung nur lückenhaft unterrichtet. Das än-
derte sich langsam mit der Gründung der
Europäischen Union durch den Vertrag von
Maastricht 1992. Um zu ermöglichen, dass
nationale Aufgaben auf EU-Ebene übertra-
gen werden konnten, wurde der so genann-
te „Europa-Artikel“, Artikel 23, in das
Grundgesetz eingefügt. Darin heißt es unter
anderem in Absatz 2: „Die Bundesregierung
hat den Bundestag und den Bundesrat  um-
fassend und zum frühestmöglichen Zeit-
punkt zu unterrichten.“ Im Bundestag ent-
stand zeitgleich der EU-Ausschuss.

Neuer Schwung Doch erst 14 Jahre später
erweiterte und konkretisierte die im Jahr
2006 geschlossene „Vereinbarung von Bun-
destag und Bundesregierung über die Zu-
sammenarbeit in Angelegenheiten der Euro-
päischen Union“ (BBV) die Informations-
rechte des Bundestages. Anfang 2007 eröff-

nete der Bundestag sein Verbindungsbüro in
Brüssel (siehe nebenstehenden Kasten), in
der Verwaltung entstand das Europa-Referat.
Es hatte ähnliche Aufgaben wie die heutige
Unterabteilung Europa, war aber viel kleiner. 
Trotz der genannten Fortschritte markierte
erst das Jahr 2009 den entscheidenden Wen-
depunkt. Der Reformvertrag von Lissabon,
der die Rolle der nationalen Parlamente in
Artikel 12 besonders hervorhebt und ihnen
in vielen Bereichen zusätzliche Rechte zubil-
ligt, trat in Kraft. Im selben Jahr entschied
das Bundesverfassungsgericht in seinem
„Lissabon-Urteil“: Das deutsche Begleitge-
setz zum Lissabon-Vertrag muss Bundesrat
und Bundestag mehr Rechte einräumen. Als
Folge des Urteils entstanden das „Integrati-
onsverantwortungsgesetz“ (IntVG) als neu-
es Begleitgesetz und das „Zusammenar-
beitsgesetz zwischen Bundestag und Bun-

desrat“ (EUZBBG) als Nachfolger der BBV.
Erstmals wurden umfassende Informations-
und Mitwirkungsrechte in ein Gesetz gegos-
sen. Seither gilt: Die Bundesregierung muss
Bundesrat und Bundestag frühzeitig, umfas-
send und fortlaufend unterrichten. Der
Bundestag kann Stellungnahmen abgeben,
die die Bundesregierung bei Verhandlungen
auf europäischer Ebene berücksichtigen
muss („Parlamentsvorbehalt“). Änderun-
gen des EU-Primärrechts und Kompetenzer-
weiterungen der EU sind nach dem IntVG
nur noch möglich, wenn ein Zustimmungs-
gesetz des Bundestages vorliegt.  2012 urteil-
ten die Karlsruher Richter außerdem, dass
der Bundestag auch bei Maßnahmen zur
Euro-Rettung eingebunden sein muss. 
Die Abgeordneten sind damit ein ernst zu-
nehmender Akteur in der Europapolitik ge-
worden. „Wir können jetzt vor wichtigen

EU-Gipfeln die Positionen der Bundesregie-
rung abfragen und frühzeitig auf sie einwir-
ken“, sagt etwa Norbert Spinrath, SPD-Ob-
mann im Europaausschuss. Vor zehn Jahren
sei beispielsweise die Dienstleistungsrichtli-
nie lange unbeachtet geblieben – doch bei
Ihrem Inkrafttreten habe es böse Vorwürfe
gegeben. „So etwas wäre heute nicht mehr
möglich“, urteilt Spinrath. Manuel Sarrazin,
europapolitischer Sprecher der Grünen-
Fraktion, betont, dass die Regierung die Ab-
geordneten heute nicht mehr „hinter die
Fichte“ führen könne. „Wenn sie uns Unter-
lagen vorenthält, kann ich mit einer stärke-
ren Legitimation mein Recht einfordern.“
Der Vorsitzende des EU-Ausschusses, Gun-
ther Krichbaum (CDU, siehe Interview un-
ten), berichtet zudem, dass die Bundesregie-
rung heute schon im eigenen Interesse zu-
sehe, den Bundestag bei europapolitischen

Entscheidungen hinter sich zu bringen.
„Keine Regierung würde mehr ohne die Rü-
ckendeckung der eigenen Regierungskoaliti-
on in Brüssel Vorstöße machen. Denn am
Ende des Tages müsste sie die womöglich
wieder kassieren, weil die Unterstützung aus
dem Parlament fehlt“, sagt Krichbaum. 
Kritischer ist da schon Alexander Ulrich,
Obmann der Linksfraktion im EU-Aus-
schuss. Er nennt es einen „Trugschluss“, da-
von auzugehen, dass der Bundestag nun tat-
sächlich starken Einfluss auf die Entwick-
lung in der EU und ihrer Politik hätte. „Was
bisher erstritten wurde, sind vor allem Infor-
mationsrechte. Bei den Mitentscheidungs-
rechten gibt es noch viel zu tun.“

Ärmel hochkrempeln Trotz der Unterstüt-
zung durch die Bundestagsverwaltung ist es
für die Abgeordneten nicht immer leicht,
die Informationsflut zu bewältigen. Es gelte
eine Auswahl nach politischer Gewichtung
zu treffen und Themenbereiche unter den
Ausschussmitgliedern aufzuteilen, betont
Norbert Spinrath. „Und natürlich bekommt
man im Laufe der Zeit ein Gespür dafür, wo
man genauer hinsehen muss.“ Er beschreibt
seine tägliche Arbeit in Berlin so: „Man
muss die Ärmel hochkrempeln und in müh-
seliger Kleinarbeit versuchen, den Überblick
zu behalten.“ Manuel Sarrazin ist zudem re-
gelmäßiger Gast auf „EuDoX“: „Die Bundes-
tagsverwaltung hat da ein ganz hervorragen-
des System zur Verfügung gestellt“, lobt er. 
Alexander Ulrich berichtet ebenfalls von ei-
ner „guten Arbeitsteilung“ in seiner Frakti-
on, hält aber die parlamentarische Beglei-
tung der EU-Vorhaben unter hohem Zeit-
druck für „problematisch“. Dies komme im
Rahmen der EU-Krisenpolitik häufiger vor,
kritisiert Ulrich. Als Beispiel nennt er den
Kredit des dauerhaften Euro-Rettungs-
schirms (ESM) an Zypern, den der Bundes-
tag im April 2013 mit großer Mehrheit be-
willigt hat. „Sonntags hatte die Regierung
dem Bundestag ihren Antrag übermittelt“,
berichtet der Abgeordnete. „Mehr als hun-
dert Seiten, teilweise hochkomplexe Analy-
sen und Konzepte.“ Bereits vier Tage später
sei die Entscheidung im Plenum gefallen.
„Ich bin überzeugt davon, dass diese Ent-
scheidung nicht auf Basis einer angemesse-
nen Informationsgrundlage beruhte“, sagt
Ulrich. So werde die parlamentarische Mit-
sprache schnell zur „Farce“. 
Manchmal nutzt der Bundestag seine Mit-
wirkungsrechte aber wohl auch, ohne es zu
ahnen – „nämlich dann, wenn die Bundes-
regierung einen Parlamentsvorbehalt in
Brüssel einlegt, ohne, dass das Parlament
das weiß“, berichtet SPD-Mann Spinrath
schmunzelnd. Ein Umstand, der Manuel
Sarrazin ebenfalls schon zu Ohren gekom-
men ist. „Da benutzt die Regierung die Par-
lamentsrechte offenbar, um in eigener Sa-
che Entscheidungen hinauszuzögern.“  Sar-
razin verweist aber auch auf einen anderen
Effekt: „Wenn der Bundestag eine Meinung
vertritt, wird das heute in Brüssel auch au-
ßerhalb des klassischen Verfahrens gehört.
Die Kommission weiß, dass das, was er sagt,
relevant für sie ist, denn er ist inzwischen
ein wichtiger Player auf dem Spielfeld.“ 

Türme von Akten Herbert Walther von 
„PE 5“ kennt die Zeiten noch, als Brüssel sei-
ne Dokumente  nicht elektronisch, sondern
in Papierform an den Bundestag geschickt
hat. Die Mitarbeiter seien damals in „meter-
hohen Aktentürmen“ versunken, berichtet
er.  Die Dokumente würden bis heute in
mehreren Kellerräumen archiviert. Der 64-
Jährige mag sich gar nicht vorstellen, wie
seine Abteilung die heutige Datenflut ohne
Computer und Digitalisierung bewältigen
würde. Kopfschüttelnd sagt er: „Das wäre
Wahnsinn. Unmöglich“. Johanna Metz ❚

Unter Vorbehalt
BUNDESTAG UND EU Mehr Informationen, mehr Macht – das
deutsche Parlament ist heute eine wichtige Instanz in Brüssel 

Gunther Krichbaum (CDU) ist seit 2007
Vorsitzender des Europaausschusses.

Reichstag in Berlin: Unter seiner Kuppel wird auch Europapolitik gemacht.
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

Fachausschüsse
Grundsätzlich sind alle Fachausschüsse des
Bundestages für die Angelegenheiten der
Europäischen Union zuständig, sobald The-
men in ihre sachliche Zuständigkeit fallen.
Je nach Thema hat immer ein Ausschuss die
Federführung inne, andere Ausschüsse kön-
nen mitberaten. Meist enden die Beratun-
gen mit einer bloßen Kenntnisnahme,
manchmal aber auch mit einer Beschluss-
empfehlung an das Parlament.

Europaausschuss 

Wenn es um Grundsatzfragen der europäi-
schen Integration geht, etwa um institutio-
nelle Reformen oder die Erweiterung der EU,
ist der  „Ausschuss für die Angelegenheiten
der Europäischen Union“ zuständig. Als
Querschnittsausschuss ist er der zentrale Ort
für europapolitische Entscheidungen im
Bundestag. So berichtet die Bundesregie-
rung ihm regelmäßig über ihre Vorhaben.
Außerdem veranstaltet er Anhörungen zu
wichtigen Themen. Der Europaausschuss
wird in Artikel 45 des Grundgesetzes aus-
drücklich genannt und muss in jeder Legis-
laturperiode eingerichtet werden. Unter be-
stimmten Voraussetzungen kann er soge-
nannte plenarersetzende Beschlüsse fassen.
Sie werden der Bundesregierung unmittel-
bar, also ohne dass das Plenum befasst wird,
zur Berücksichtigung zugeleitet. Der Euro-
paausschuss hat in der 18. Wahlperiode 34
ständige Mitglieder.Außerdem gehören ihm
14 mitwirkungs-, aber nicht stimmberech-
tigte Mitglieder des Europäischen Parla-
ments an. Vorsitzender ist seit 2007 der 49-
jährige CDU-Abgeordnete Gunther Krich-
baum (siehe Interview unten). Sein Stellver-
treter ist Heinz-Joachim Barchmann (SPD).

Verbindungsbüro in Brüssel

Seit Anfang 2007 hat der Bundestag eine
Außenstelle in Brüssel. Das Verbindungsbü-
ro unter Leitung von Vesna Popovic hat die
Aufgabe, die Abgeordneten,Ausschüsse und
Fraktionen in Berlin im Vorfeld über wichti-
ge EU-Vorhaben, aktuelle politische Ent-
wicklungen und den Stand der Beratungen
zu informieren. Dafür sind enge Kontakte zu
den EU-Institutionen wichtig. Dem Büro ge-
hören Mitarbeiter der Bundestagsverwal-
tung und der Bundestagsfraktionen an.

Unterabteilung Europa

Sie ist seit Anfang 2013 oberster Dienstleis-
ter in EU-Angelegenheiten für alle Abgeord-
neten, Fraktionen und Ausschüsse im Bun-
destag. Hauptaufgabe ist das Sichten und
Filtern der rund 25.000 pro Jahr eingehen-
den EU-Dokumente. Von ihnen sind aller-
dings nur 1.200 Initialdokumente, also (ge-
plante) Verordnungen und Richtlinien der
EU-Kommission, Weiß- und Grünbücher. Al-
le anderen sind Folgedokumente. Die Mitar-
beiter prüfen vor allem, welche der Initial-
dokumente beratungsrelevant sind. Das
sind weniger als 50 Prozent. In einem zwei-
ten Schritt empfehlen sie, an welchen Aus-
schuss die Vorlage überwiesen werden soll-
te. Diese Priorisierungsvorschläge fassen
auch kurz Inhalt und Ziel des Dokuments zu-
sammen. Ein Referat kümmert sich um die
Dokumentation. Dafür wurde zusammen
mit IT-Spezialisten des Bundestages die Da-
tenbank EuDoX geschaffen. Die Abgeordne-
ten können sich so schnell und umfassend
über konkrete Vorhaben informieren. joh ❚

BUNDESTAG UND EUROPA
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Die Zahl ist gigantisch: Seit der Bankenkri-
se 2007 mussten marode Banken in der Eu-
rozone mit mehr als 1,6 Billionen Euro ge-
stützt werden, um einem vollkommenen
Zusammenbruch unseres Finanzsystems zu
verhindern. Mit der Bankenunion, die das
Europaparlament noch vor der Europawahl
verabschieden will, soll in Zukunft verhin-
dert werden, dass der Steuerzahler weiter
dafür in Haftung genommen wird. Stattdes-
sen soll die Finanzbranche nun selbst aus-
reichend Vorsorge leisten und gegebenen-
falls abgewickelt werden dürfen. Doch auch
bei der Bankenunion herrschte hinter den
Kulissen alles andere als Einigkeit bei allen
Beteiligten.
Daran können auch die vielen  großen Lob-
sprüche nichts ändern. „Die Europäische
Bankenunion ist das größte europäische
Projekt seit Einführung des Euro“, erklärte

etwa Bundesfinanzminister Wolfgang
Schäuble (CDU) nach den Verhandlungen.
„Dass wir innerhalb von einem Jahr in den
zentralen Punkten zu einem Ergebnis ge-
kommen sind, ist ein großer Fortschritt für
Europa“, freute er sich. Und auch EU-Kom-
missionspräsident José Manuel Barroso war
am Ende zufrieden. „Die politische Verein-
barung zur Bankenunion wird das Vertrau-
en und die Stabilität in den Finanzmärkten
stärken und die Kreditvergabe an die Real-
wirtschaft wiederherstellen. Wir haben ver-
sprochen, dies vor den Europawahlen zu
tun. Ich bin sehr erfreut, dass wir dieses Ver-
sprechen erfüllt haben.“ 
Da lagen zum Schluss nächtelange Ver-
handlungen hinter allen Beteiligten. In ih-
nen wurde beschlossen, dass der Steuerzah-
ler künftig bei Bankenpleiten weniger zur
Kasse gebeten werden soll. Stattdessen sol-
len Aktionäre, Gläubiger und große Sparer
mehr bluten. Dazu wurden die Modalitäten
einer gemeinsamen Aufsicht unter dem
Dach der Europäischen Zentralbank ge-
klärt, mit der die Finanzbranche besser vor
Krisen geschützt werden soll. Als weiteres
Element soll ein gemeinsamer Abwick-

lungsfonds mit einer Einlage von 55 Milli-
arden Euro nun bereits in acht, statt wie lan-
ge geplant, in zehn Jahren von den Banken
aufgebaut werden. Das gilt sowohl für die
Einzahlung als auch für die Vergemein-

schaftung der Gelder, denn zuerst zahlen
die Banken ihre Abgaben noch in nationa-
le „Kammern“ des Fonds ein. Wie genau die
Gebühren von den Geldhäusern dabei aus-
gestaltet werden, muss jedoch noch von der

EU-Kommission und den EU-Finanzminis-
tern ausgehandelt werden.
Streit hatte es lange Zeit auch darüber gege-
ben, wer am Ende die Entscheidung treffen
soll, dass eine Bank die Pforten schließen
muss. Dem nun gefundenen Kompromiss
zufolge soll ein solcher Prozess in erster Li-
nie von der EZB-Aufsicht angestoßen wer-
den. Anschließend befasst sich das Steue-
rungsgremium des Fonds, das sogenannte
Board, mit dem Fall. Die EU-Kommission
kann das Votum des Boards billigen oder
zurückweisen. 

Kompromiss Doch was nach außen hin als
vorbildliche Einigung daher kommt, könn-
te sich auch nach Zustimmung durch das
Europäische Parlament Mitte April schon
bald als typisch europäische Kompromiss-
lösung herausstellen, die nur bedingt taug-
lich ist, um die unheilige Allianz zwischen
Bankensektor und Nationalstaaten aufzu-
brechen. Denn das größte Hindernis für ei-
ne funktionierende Bankenunion ist auch
weiterhin die Politik, da nicht die EU-Kom-
mission oder die EZB das letzte Wort bei der
Abwicklung maroder Geldinstitute haben,

sondern weiterhin die einzelnen National-
staaten. Die Regierungen der Krisenländern
hoffen dabei auf schnelle Hilfe aus dem Ab-
wicklungsfonds, die Geberländer sorgen
sich davor, allzu schnell in Haftung etwa für
marode spanische Banken genommen zu
werden.  Kritiker bemängeln auch, dass der
Abwicklungsfonds viel zu klein geraten sei.
55 Milliarden Euro könnten ausreichen, um
eine einzelne Bank oder ein paar kleinere In-
stitute zu retten. Im Falle einer wirklichen
Krise dürfte der Topf allerdings schnell auf-
gebraucht sein.  Deshalb soll er auch kapi-
talmarktfähig werden, das heißt, er kann
sich gegebenenfalls verschulden. Vielleicht
bekommt er auch noch eine eigene Bankli-
zenz und damit die Eintrittskarte, um sich
bei der EZB frisches Geld zu besorgen. Dann
könnte der Abwicklungsfonds Anleihen aus-
geben, um Geld am Kapitalmarkt aufzuneh-
men. Ein neuer Schuldenkreislauf entstün-
de. Ob also die Bankenunion wirklich der
größte Erfolg Europas seit Einführung des
Euros ist, kann erst die nächste Bankenkrise
zeigen. Teuer, wenn nicht für den Steuerzah-
ler, dann für den Bankkunden, wird die
neue Union in jedem Fall. cb ❚

Gläubiger und Aktionäre sollen bluten
BANKENUNION Kreditinstitute müssen gemeinsamen Abwicklungsfonds mit einer Einlage von 55 Milliarden Euro aufbauen. Dafür haben die Geldhäuser acht Jahre Zeit

N
ormalerweise ist es die
Troika, die bei ihren re-
gelmäßigen Besuchen in
den Krisenländern der
Euro-Zone die Fragen
stellt. Doch jetzt ist es

umgekehrt: Rechtzeitig vor der Europawahl
ist es das EU-Parlament, das zur Anhörung
bittet. In einer groß angelegten Untersu-
chung unter der Federführung des österrei-
chischen Abgeordneten und Parlamentsvi-
zepräsidenten  Othmar Karas (ÖVP) hinter-
fragt es die Rolle der Troika bei den Hilfs-
programmen für Griechenland, Irland,
Zypern und Portugal. Der Elan der Parla-
mentarier kommt nicht von ungefähr, denn
das Europäische Parlament will schlicht
und einfach mehr Macht und vor allem
mehr  Mitsprache bei den milliardenschwe-
ren Rettungspaketen haben. Bis heute hat
das Europaparlament in allen Fragen der
Hilfsprogramme für Krisenländer keinerlei
Mitspracherecht. Es kann den einzelnen
EU-Staaten bestenfalls Vorschläge unter-
breiten. 

»Unklares Mandat« Besonders im Fokus
steht dabei die Arbeit der im Herbst 2010 ge-
schaffenen Troika, der Vertreter der Europäi-
schen Zentralbank (EZB), des Internationa-
len Währungsfonds (IWF) und der EU-Kom-
mission angehören. Sie sei weder transpa-
rent noch demokratisch legitimiert, werfen
die EU-Parlamentarier in einem zwischen-
zeitlich vorliegenden Bericht des Ausschus-
ses für Wirtschaft und Währung der Troika
vor. Zudem sei ihr Mandat „unklar“, es man-
gele der Troika an Transparenz. Das Ziel der
EU-Parlamentarier quer durch alle Fraktio-
nen ist dabei eine größere demokratische Le-
gitimation für Entscheidungen über Hilfen
und Sparanforderungen an die Empfänger.
Im Augenblick sei es, sagt Othmar Karas, so,
dass die Troika nur die drei Institutionen re-
präsentiert, aus denen sie besteht, und die
Regierungen der Mitgliedstaaten der Euro-
Zone. Das Europaparlament hingegen habe
nichts zu sagen, obwohl es sonst zu allen
Fragen gehört werde. Doch nur, wenn das
Europaparlament bei finanziellen Hilfspro-
grammen mitentscheiden könne, sei die de-
mokratische Legitimität der Arbeit der Troi-
ka wirklich gegeben.
Aus diesem Grund haben die Parlamenta-
rier eine Liste mit 29 Fragen an eine Reihe
von prominenten Empfängern versandt, da-
runter EZB-Chef  Mario Draghi, IWF-Chefin
Christine Lagarde, Euro-Gruppenchef Jero-
en Dijsselbloem und EU-Kommissionsprä-
sident Jose Manuel Barroso. Antworten will
das Parlament dabei unter anderem auf die
Frage haben, wie die Programme gestaltet
wurden. Etwa, nach welchen Kriterien die
Reformprioritäten gesetzt und die Schul-
dentragfähigkeit prognostiziert wurden.
Darunter auch die Frage: „Sind Sie der Mei-
nung, dass alle Konsolidierungsmaßnah-
men/Strukturreformen gleichmäßig aufge-
teilt wurden unter den Bürgern und zwi-
schen dem privaten und dem öffentlichen
Sektor?“ Aber auch, welchen Spielraum die
Länder bei der Umsetzung der Maßnahmen
hatten. Gefragt wird zudem nach dem Zu-
sammenspiel der Institutionen. Etwa, in
welchem Umfang die Euro-Gruppe an der
Ausgestaltung der Programme beteiligt war
und wie der Entscheidungsprozess abgelau-
fen ist. Wer übernimmt die endgültige Ent-
scheidung über konkrete Maßnahmen, die
von den Mitgliedsstaaten getroffen werden?
Wie schlägt die Troika konkrete Maßnah-
men vor? Was die demokratische Legitimie-
rung angeht, will das Parlament wissen, wie
oft die Vertreter der Troika vor den nationa-
len Parlamenten gehört wurden.
Ähnliche Fragen, allerdings in der Summe
nur neun, gehen im Rahmen der Untersu-
chung auch an die betroffenen Mitglieds-
staaten: Was war die Rolle der nationalen
Parlamente bei der Verhandlung? Wie hat
die Regierung dem Parlament den Text prä-
sentiert? Wie hat das Parlament die endgül-
tige Vereinbarung verabschiedet? Haben die
Sozialpartner sich an der Diskussion über
die Absichtserklärung beteiligt? Besonders

stört die EU-Parlamentarier dabei, dass die
Rettungsaktionen über den Rettungsschirm
ESM und die Arbeit der Troika bislang nur
durch zwischenstaatliche Verträge legiti-
miert sind. „Die Troika ist eine Notkon-
struktion, die nicht auf dem Boden des Ge-
meinschaftsrechts steht“, sagt Parlaments-
vize Karas. Besonders verbittert viele EU-
Abgeordnete, dass die Programme für
Griechenland und Portugal „eine Reihe de-
taillierter Sparvorschriften“ beinhalteten,
die „nicht an die EU-Grundrechtscharta ge-

bunden“ seien – ein deutlicher Hinweis da-
rauf, dass die Autoren sogar Grundrechte in
Gefahr sehen, besonders bei den Kürzun-
gen im Gesundheits- und Sozialsysteme der
betroffenen Länder. „Ich bin zum Schluss
gekommen, dass die Troika zerlegt werden
muss“, meint deshalb auch ganz klar der
Berichterstatter im Wirtschaftsausschuss
des EU-Parlaments, der Sozialist Hoang-
Ngoc.  Er hofft, dass die Untersuchung hel-
fen wird, denjenigen Antworten zu geben,
deren Leben von den Entscheidungen der

Troika beeinflusst wurden. „Fast vier 
Jahre sind vergangen, seit die Troika in
Griechenland ihre Arbeit aufnahm. Es ist
Zeit, auf transparente und demokratische
Weise zu bewerten, ob das die beste Lösung
war“. 
Doch mehr Mitsprache des EU-Parlaments
– zur Zeit haben hier die Empfängerländer
von Hilfsgeldern eine klare Mehrheit – be-
deutet auch gleichzeitig weniger Mitwir-
kungsrechte der nationalen Parlamente vor
allem in den Geberländern. Ihr Einfluss, al-

len voran Deutschlands, würde deutlich be-
schnitten. Dabei findet eine Kontrolle der
Hilfsprogramme durch Abgeordnete auch
heute schon statt – allerdings nur auf natio-
nalstaatlicher Ebene in den einzelnen Mit-
gliedsstaaten, die die Milliardengelder  für
die Hilfsprogramme aufbringen müssen.
Bundesfinanzminister Wolfgang Schäuble
(CDU) braucht so für jede Entscheidung
über Hilfsmaßnahmen einen vorherigen
Beschluss des Deutschen Bundestages, der
die Budgethoheit hat. 

Bundestagspräsident Norbert Lammert
(CDU) sieht deshalb auch bei der Euro-Ret-
tung „kein demokratisches Defizit“. Er argu-
mentierte im Januar auf einer Konferenz in
Brüssel, dass die Eurorettung im EU-Ver-
tragswerk bisher nicht vorgesehen gewesen
sei, deshalb hätten sich die Euro-Staaten auf
ein neues Verfahren geeinigt. Und das wur-
de von den nationalen Parlamenten gebil-
ligt – inklusive der Beteiligung des IWF.
Auch in den Krisenstaaten hätten die Abge-
ordneten den Sparplänen und Auflagen in
jedem einzelnen Fall zugestimmt. Zudem
treffe die Troika selbst keinerlei Entschei-
dungen, sondern unterbreite lediglich Emp-
fehlungen, die von zweifellos demokratisch
legitimierten Regierungen und Parlamenten
beschlossen würden. Man dürfe deshalb,
sagt Lammert, die Fragen von Wirkung und
Akzeptanz der Hilfsprogramme, die die Pro-
grammländer auch zu unpopulären Maß-
nahmen zwängen, nicht mit deren demo-
kratischer Legitimation verwechseln. 
„Den Eindruck zu erwecken, die Troika sei
an der wirtschaftlichen Lage oder der Ar-
beitslosigkeit schuld, ist deshalb auch irr-
sinnig und verantwortungslos“, meint  Her-
bert Reul, Chef der Unionsabgeordneten im
Parlament.  An seiner Seite weiß er dabei die
Fraktionskollegen aus den Niederlanden,
aus Osteuropa, dem Baltikum und Skandi-
navien – die Koalition der Stabilität.
Othmar Karas hält dem entgegen: „Es reicht
nicht aus, zu sagen, nationale Parlamente
sind demokratisch legitimiert und wir brau-
chen deshalb das Europaparlament nicht.
Das würde bedeuten, dass wir die Uhren in
Europa um Jahrzehnte zurückstellen.“ Die
Einbindung der Bevölkerung und die öf-
fentliche Akzeptanz der Maßnahmen wäre
zudem bei einer Kontrolle durch das EU-
Parlament sehr viel größer, meint der EU-
Parlamentsvizepräsident nicht ganz unei-
gennützig. Sein Kollege Sven Giegold von
den Grünen in Brüssel ergänzt: „Der ESM
wird durch 18 nationale Parlamente kon-
trolliert. Das führt zu Ineffizienzen. Wenn
Sie einen europäischen Fonds so kontrollie-
ren lassen, kommen Entscheidungen nicht
in der notwendigen Geschwindigkeit. Aus
meiner Sicht müssen deshalb die Hilfspro-
gramme unter die Kontrolle des Europäi-
schen Parlaments, zumal der Ministerrat die
akute Finanzierung der Krisenbewältigung
mehrheitlich der EZB überlassen hat. Der
Haken dabei: Die EZB ist noch weniger de-
mokratisch legitimiert.“

Nachfolgemodell Wie also soll es weiterge-
hen? In jedem Fall müsse über ein Nachfol-
gemodell der Troika nachgedacht werden, be-
tont Othmar Karas. Denkbar sei, dass der
Euro-Rettungsfonds ESM in Zukunft die Troi-
ka ersetzen könnte. Dazu müsse der ESM von
einer zwischenstaatlichen Organisation zu ei-
ner EU-Einrichtung und zu einem „Europäi-
schen Währungsfonds auf dem Boden des
EU-Gemeinschaftsrechts“ umfunktioniert
werden. Darüber entschieden wird aber erst
nach der Wahl. So wie über die Frage, ob sich
auch die Zusammensetzung der bisherigen
Troika ändern sollte. Denn auch hier bean-
sprucht Europa mehr Mitsprache – vor allem
gegenüber der EZB. Im Berichtsentwurf kriti-
sieren die Parlamentarier, die Rolle der EZB
innerhalb der Troika sei „nicht ausreichend
definiert“. Weil sich ihr Mandat auf Geld- und
Kreditpolitik beschränkt, erfolge ihre Beteili-
gung an haushalts- oder fiskalpolitischen Fra-
gen auf „unsicherer rechtlicher Grundlage“.
Auf Nachfrage des Parlaments konnte die EZB
zudem nicht eindeutig erklären, wie es über-
haupt zur Beteiligung an der Troika kam. 
Vom IWF will sich Europa freischwimmen.
Mittlerweile sei die Beteiligung des IWF an
den Hilfen in den EU-Krisenländern von
mehr als 30 auf zehn Prozent geschrumpft.
„Wenn aber das meiste Geld aus Europa
kommt, muss auch Europa das Sagen ha-
ben“, betont Karas. Und Europa, das ist für
den österreichischen Delegierten vor allem
eins: sein Parlament. Christoph Birnbaum ❚
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Rettungsschirm soll
Troika ersetzen
EURO-ZONE EU-Parlament will mehr Mitsprache bei Hilfen für Krisenländer

Die Vertreter der Troika – das Bild unten zeigt einen Besuch 2013 in Lissabon – erfahren bei ihren Reisen in die krisengeschüttelten Euro-Länder oft viel Kritik. In Zyperns
Hauptstadt Nikosia protestierten im vergangenen Jahr Bürger mit einem Plakat „Troika druckt Euros und kauft Nationen“.

Die Europäische Zentralbank soll große Banken in Europa überwachen.
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper



INNERES UND JUSTIZ Umsetzen lautet das
Schlüsselwort für die europäische Innen-
und Justizpolitik der nächsten Jahre. Diese
Linie zeichnet sich schon vor der Europa-
wahl  Ende Mai ab. So meint etwa der Eu-
ropaabgeordnete Manfred Weber (CSU), es
mache keinen Sinn, „Recht zu setzen und
dieses Recht dann im Vollzug nicht ernst zu
nehmen“. Auch die Innenminister der 28
Mitgliedsländer fordern, Europa müsse sich
jetzt erst einmal auf die Umsetzung des Be-
schlossenen konzentrieren. Bei einem Tref-
fen Anfang des Jahres stimmten die Minis-
ter dem Vernehmen nach weitgehend darin
überein, dass neue Gesetze nur ausnahms-
weise auf die Tagesordnung kommen sol-
len. Unter Brüsseler Diplomaten gibt es da-
für auch schon eine Formel: less legislation,
more consolidation.
Wohin die Reise genau geht, darüber wer-
den die Staats- und Regierungschefs auf ih-
rem Gipfel im Juni entscheiden. Dort wol-
len sie eine Nachfolge für das 2009 be-
schlossene und im Herbst auslaufende
„Stockholm-Programm“ beschließen. Die
Erfahrungen mit dem Programm, das die
Arbeit an der Innen- und Justizpolitik über
fünf Jahre strukturiert hatte, sind aus Sicht
der Mitgliedsländer so ermutigend, dass sie
ein „Post-Stockholm-Programm“ (PSP) ins
Auge gefasst haben. Darin geht es darum,
die Freizügigkeit zu sichern und gegen Miss-
brauch zu schützen sowie um die bessere Si-
cherung der Außengrenzen, um eine effek-
tivere polizeiliche Zusammenarbeit, aber
auch um eine Annährung beim Strafrecht,
Zivilrecht und Verbraucherschutz. 

Asylbewerber Das Wesentliche wird aber
das Asylrecht sein. Die Standards des neuen
Asylrechts und die Wirklichkeit klaffen oft
weit auseinander. Besondere Sorgen macht
die Unterbringung der Asylsuchenden. Eini-
ge EU-Länder haben die Abschiebung von
Asylbewerbern etwa nach Griechenland ge-
stoppt, wo diese zum ersten Mal EU-Boden
betreten hatten und eigentlich ihren Antrag
stellen müssten. Der Grund: menschenun-
würdige Unterkünfte und zweifelhafte Asyl-
verfahren. Genau besehen gibt es in fast al-
len EU-Ländern Probleme, etwa mit über-
langen Verfahren, der Versorgung und den
Rechten der Bewerber oder
mit Abschiebungen. 
Das neue Europaparlament
wird sich mit der Kommissi-
on sehr intensiv der Aufsicht
über die Realisierung des
europäischen Asylrechts
und der Reform des gren-
zenlosen Schengen-Raumes
widmen müssen. Bis die
Standards für eine humane
Aufnahme der Flüchtlinge
sowie eine effektive und
zeitlich zumutbare Bearbei-
tung ihrer Asylanträge überall gleich sind,
werden vermutlich noch einige Jahre ins
Land gehen. Wirtschaftlich schwache Staa-
ten wie Griechenland werden das auch nur
mit finanzieller Hilfe ihrer EU-Partner
schaffen. 

Datenschutz Ein weiteres großes Thema
wird die Europäische Union auf jeden Fall
beschäftigen: Wie können die Folgen der ra-

santen Entwicklung der Informationstech-
nologie für den Datenschutz, die innere Si-
cherheit sowie für den Schutz der Verbrau-
cher und der Wirtschaft auf europäischer
Ebene bewältigt werden? Der Europaabge-
ordnete Jan Philipp Albrecht (Grüne) steht
mit seiner Forderung an die EU nicht allein
da, sich auf „möglichst einheitliche Grund-
rechts- und Verfahrensstandards zu eini-
gen“. Die Chance für einen durchschlagen-
den gemeinsamen europäischen Daten-
schutz wird in EU-Kreisen allerdings eher
skeptisch bewertet. Immerhin sind einige
der Mitgliedsländer indirekt und mindes-
tens eines – Großbritannien – sogar direkt
an den Datenabschöpfaktionen der US-Ge-
heimdienste (NSA-Affäre) beteiligt und
dürften auch in Zukunft auf möglichst vie-
le Daten zugreifen wollen. 
Im Prinzip sind zwar alle Mitgliedstaaten
für eine Anpassung des europäischen Da-
tenschutzrechts an die durch Cloud Com-
puting, Social Networks und Fortentwick-
lungen des Internets veränderten Bedingun-
gen. Aber die bereits vorliegende neue Da-
tenschutzrichtlinie der EU stößt bei den
Innenministern auf Bedenken. Sie mahnen,
über den Datenschutz die Gefahrenabwehr
nicht zu vergessen. 
Im Europaparlament hat das Thema bereits
eine erhebliche Dynamik entwickelt. Im
März zeichneten die Abgeordneten die Di-
mensionen des Problems auf und legten da-
mit zugleich den Rahmen fest, in dem sich
die Debatte bewegen wird: Die massenhaf-
te Überwachung durch Geheimdienste stel-
le eine „schwerwiegende Herausforderung
an die europäischen Grundsätze von De-
mokratie, Rechtsstaatlichkeit und Grund-
rechten“ dar. 

Einwanderung Eine weitere Großdebatte
steht der EU mit dem Thema Einwanderung
ins Haus. Die EU-Kommission plädiert in
ihrem Anfang März beschlossenen PSP-Pa-
pier für eine gezielte europäische Einwande-
rungspolitik. Europa müsse „Menschen mit
den richtigen beruflichen Fähigkeiten an-
ziehen“. Auch die auf europäische Innenpo-
litik spezialisierte Abgeordnete Birgit Sippel
(SPD) fordert, dass sich die Politik der Zu-
wanderung nicht mehr allein auf die Bewäl-

tigung und Abwehr der un-
erwünschten Migration aus
Afrika und dem vorderen
Orient konzentrieren dürfe.
Vielmehr müsse ein positi-
ves Konzept entwickelt wer-
den. Das überalternde
Europa habe „schließlich ei-
nen tatsächlichen Bedarf an
Zuwanderung“, sagt Sippel. 
Entwickelt sich Europa also
zu einem Einwanderungs-
kontinent? Die Mitglied-
staaten scheinen da sehr zu-

rückhaltend. In Brüssel wiesen die Innen-
minister vorsichtshalber schon einmal auf
die nationale Zuständigkeit für die Arbeits-
märkte und auf die jeweiligen sicherheits-
politischen Interessen hin. Zuwanderung ist
in vielen EU-Ländern ein schwieriges The-
ma. In Brüssel wird es darum wohl nur vor-
sichtig angegangen werden. Martin Winter 

Der Autor ist freier Journalist in Brüssel. ❚
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WIRTSCHAFT UND ENERGIE Als die EU-
Kommission im Februar 2010 antrat, hatten
Präsident José Manuel Barroso und seine 
26 Kommissare kaum damit gerechnet, dass
sich die Eurokrise zu einem derart domi-
nanten Thema entwickeln würde. Das Bei-
spiel zeigt: Der Ablauf einer Amtszeit im
Brüsseler Berlaymont ist schwer vorherzusa-
gen. Einige Themen, die in den nächsten
fünf Jahren eine wichtige Rolle in Brüssel
spielen werden, lassen sich allerdings schon
voraussagen. 

Euro-Zone Auch wenn in der Eurokrise das
Schlimmste überwunden scheint, wird sich
die nächste Kommission weiter damit be-
schäftigen müssen. Griechenland hat im
vergangenen Jahr erstmals einen Haushalts-
überschuss (vor Zinszahlung) erzielt, aber
es ist nicht abzusehen, wie das Land wieder
auf eigene Beine kommt. Tourismus und
Landwirtschaft reichen nicht für mittelfris-
tiges Wachstum aus. Bei Zypern stehen die
Chancen besser. Portugal könnte sogar den
Ausstieg aus dem Hilfsprogramm schaffen,
ehe die neue Kommission antritt.
Im nächsten Jahr muss sich erweisen, wie
gut die Bankenunion funktioniert, ein Me-
gaprojekt, mit dem die Barroso-Kommissi-
on auf die Verwerfungen im Finanzsektor
reagiert hat. In diesem Herbst finden die Bi-
lanzprüfung und der Stress-
test statt, ehe die Europäi-
sche Zentralbank (EZB) in
Frankfurt die Aufsicht über
die rund 130 größten Ban-
ken Europas übernimmt.
Damit soll gewährleistet
werden, dass Banken einer
einheitlich strengen Kon-
trolle unterliegen und
Schieflagen rechtzeitig er-
kannt werden. Eine Banken-
krise, die den Staat in Mitlei-
denschaft zieht wie in Spa-
nien, soll sich nicht wiederholen.
Grundsätzlich wird sich auch die Frage stel-
len, inwieweit die Euro-Zone politisch nä-
her zusammen rücken muss. Bisher besteht
eine Asymmetrie: Die Geldpolitik ist verge-
meinschaftet, in der Wirtschaftspolitik ver-
fügen die Einzelstaaten noch über große
Freiheit. Eine neue Architektur der Euro-Zo-
ne steht auf der Agenda. Bisherige Vorstöße
waren wenig überzeugend. So stieß die von
Barroso und EU-Ratspräsident Herman Van
Rompuy im Herbst 2012 vorgelegte Blau-
pause in Berlin auf wenig Gegenliebe. Vor
allem zu viel Umverteilung von Geldmit-
teln in Form eines neuen Krisenfonds kam
nicht gut an. Umgekehrt fand Bundeskanz-
lerin Angela Merkel (CDU) wenig Unter-
stützung für Reformverträge, mit denen sich
Länder zum Umbau ihrer Wirtschaften ver-
pflichten müssten. Nach der Europawahl
wird sicher wieder eine Debatte in Gang
kommen, ob die EU-Verträge zu ändern
sind. In Berlin plädiert Finanzminister
Wolfgang Schäuble (CDU) für bessere Insti-
tutionen in der Euro-Zone. „Die Einrich-
tung eines Euro-Zonenparlaments ist für
uns genauso denkbar wie ein hauptamtli-
cher Eurogruppenchef“, sagt Schäuble.

Wachstum Das Thema Wachstum wird
ebenfalls auf der Agenda stehen. Die EU-

Kommission schätzt, dass die Wirtschafts-
leistung der 28 Mitgliedsländer in den Jah-
ren 2014 bis 2020 nur um 1,6 Prozent wach-
sen wird, verglichen mit 2,3 Prozent in den
Vorkrisenjahren zwischen 2001 und 2007.
Die EU-Wachstumsstrategie 2020 zeigt bis-
her genauso wenig Wirkung wie das Vorgän-
gerprogramm, die Lissabon-Strategie. Die
aktuelle Kommission sprach gerne von In-
dustriepolitik, kann auf diesem Gebiet je-
doch wenig vorweisen. 

Versorgungssicherheit Der Nachfolger
von Energiekommissar Günther Oettinger
wird sich dem Energiebinnenmarkt wid-
men müssen. Eigentlich sollte ein einheitli-
cher Markt für Gas und Strom bis Ende 2014
existieren. Experten sind sich einig, dass die-
ses Zieldatum nicht erreicht wird, weil die
Staaten beim Thema Energie verstärkt na-
tional agieren. Die Krim-Krise, die das The-
ma Versorgungssicherheit wieder weit oben
auf die Tagesordnung gedrängt hat, könnte
dies jedoch ändern. Bessere Verbindungen
innerhalb der EU würden helfen, die Ab-
hängigkeit von Russland zu mindern. Die
Suche nach alternativen Energielieferanten
wird intensiver werden.
Bei der Förderung erneuerbarer Energien
hat die EU-Kommission mit ihren Leitlini-
en Anfang April die Richtung vorgegeben.

Mittelfristig wäre allerdings
ein deutlich stärker abge-
stimmtes Vorgehen der Mit-
gliedsstaaten wünschens-
wert. Oettinger träumt von
einem europäischen EEG,
also einheitlichen Regeln
für die Förderung erneuer-
barer Energien. In den Mit-
gliedsstaaten hält sich die
Begeisterung für ein solches
Vorgehen allerdings in
Grenzen.
Die kommende Kommissi-

on wird auch dafür sorgen müssen, dass die
Mitgliedsstaaten eine gemeinsame Position
für die Klimapolitik im Zeitraum von 2020
bis 2030 finden. Oettinger und Klimakom-
missarin Connie Hedegaard haben einen
Vorschlag dazu vorgelegt, doch von einem
Konsens sind die Mitgliedsstaaten weit ent-
fernt. Beim jüngsten EU-Gipfel beschäftig-
ten sich die Staats- und Regierungschefs nur
am Rande damit, weil die Diskussionen
über Sanktionen gegen Russland großen
Raum einnahmen. 
Der Nachfolger von EU-Handelskommissar
Karel De Gucht wird die Verhandlungen
über das transatlantische Freihandelsab-
kommen (T-TIP) mit den USA fortführen
müssen. De Gucht hatte 2015 als Zieldatum
genannt, doch die Bundesregierung rechnet
bis dahin nicht mit einem Abschluss. Die
Zivilgesellschaft auf beiden Seiten des At-
lantiks steht dem Vorhaben skeptisch ge-
genüber und behauptet, dass T-TIP den Ver-
braucherschutz beeinträchtigen würde.
Auch wenn es dafür keine konkreten Hin-
weise gibt, haben die Freihandelskritiker die
Stimmung zu ihren Gunsten beeinflusst.
Einfach wird die Amtsführung für die
nächste Kommission nicht. Silke Wettach

Die Autorin ist Korrespondentin der 
„Wirtschaftswoche“ in Brüssel. ❚

AUßENPOLITIK UND SICHERHEIT Wie eng
holen wir die Türkei an die EU heran, wie
behaupten wir uns mit Europas Klima-
schutzzielen? Stabilisieren wir eher die Kri-
sennachbarn im Osten Europas oder die im
Mittelmeerraum? Finden wir zu einer EU-
Flüchtlingspolitik und wie kontern wir no-
torische Menschenrechtsverletzer? Neben
laufenden Arbeiten an Assoziierungs- und
Handelsabkommen sind das große außen-
und sicherheitspolitische Fragen, zu denen
die EU in den nächsten Jahren eine Positi-
on erarbeiten könnte. Was der Europäische
Auswärtige Dienst aber für den Junigipfel
2015 auf die Prioritätenliste setzen wird,
und ob die Mitgliedstaaten Beschlüsse fol-
gen lassen, hängt von deren politischen
Willen ab. 
Streit ist dabei programmiert. Denn Interes-
sen gibt es mindestens so viele wie EU-Län-
der, und jedes hat sein Vetorecht. „Schon
der angestoßene Dialog, um eine gemeinsa-
me Strategie zu entwerfen, ist ein wichtiger
Anfang. Er bedeutet nichts weniger, als sich
mit der Zukunft Europas auseinanderzuset-
zen“, sagt Jan Techau, Direktor des Europa-
Zentrums der Carnegie-Stiftung für interna-
tionalen Frieden. Bisher tendierte aber jede
Regierung dazu, ihre eigene Politik zu ver-
folgen. Das zeigte zuletzt der Dezembergip-
fel. Die vom Parlament geforderten Ent-
scheidungen zur Außen-
und Sicherheitspolitik der
EU blieben aus. „Was die
Staats- und Regierungschefs
als Ergebnis ablieferten, war
nicht weltbewegend“, findet
Christian Mölling von der
Stiftung Wissenschaft und
Politik: „Mehr Gemein-
schaft in der Verteidigungs-
politik war nicht das The-
ma.“ 

Viele Konflikte Gleich vor
Europas Haustür jedoch hat nun Russland
mit der Annexion der Krim gegen Völker-
recht verstoßen. „Das sollte die Mitglied-
staaten aufgerüttelt haben. Es zeigt, dass ei-
ne schwere Bedrohung unseres Friedens
möglich ist und bedarf einer entsprechen-
den Antwort“, erklärt Steven Blockmans
vom Brüsseler Zentrum für Europäische
Studien. „Die Krise der Ukraine ist die erste
echte Bewährungsprobe der EU-Außenpoli-
tik“, stellt auch Techau fest. Sollten ihre Be-
mühungen am Ende doch scheitern, habe
die EU immerhin eines gezeigt: Es ist nicht
unmöglich, eine Strategie einhellig mit 28
Ländern zu verfolgen. 
Dass die EU im Block mehr politisches Ge-
wicht hat als einzelne Staaten, beweisen die
Atomgespräche mit dem Iran. Seit Jahren
rufen Europaparlament und Think Tanks
nach einer gemeinsamen Strategie für die
EU-Außen- und Sicherheitspolitik. „Doch
die Wähler üben deswegen noch keinen
Druck auf ihre Regierungen aus“, betont Te-
chau. Obwohl blockierte Seewege – etwa für
deutsche Im- und Exporte – fatale wirt-
schaftliche Folgen hätten, samt steigender
Arbeitslosenzahlen in Deutschland.
Laut Techau sind die Europäer derzeit „wirt-
schaftlich abhängig von einer Stabilität in
fernen Weltgegenden, die sie selbst nicht ga-
rantieren können. Sie verlassen sich darauf,

dass die USA das für sie erledigen.“ Exper-
ten sehen aber Indizien für eine strategische
Umorientierung der Amerikaner nach
Asien. Dann wäre es an Europa, sich selbst
um seine sicherheitspolitisch wackeligen
Nachbarn zu kümmern. Trotz zehn Jahren
Nachbarschaftspolitik ist die EU umgeben
von einem Halbkreis aus Krisenherden: die
Ukraine, der Kosovo, Syrien, Ägypten, der
Libanon, Libyen und dahinter die Sahelzo-
ne. Es wird Zeit für eine Antwort darauf:
„Das sehen die Amerikaner als Aufgabe
Europas“, meint Techau: „Außenpolitik be-
deutet, woanders für Frieden zu sorgen,
nicht bloß Entwicklungsgelder nach Afrika
zu senden.“

Militär koordinieren Doch bei der Außen-
und Sicherheitspolitik ist es ähnlich wie bei
Finanzen und Steuern: Kein Land lässt sich
dabei gerne hineinreden. Es gehört zum
Kernbereich dessen, was staatliche Souverä-
nität ausmacht. So sprachen sich die Vertei-
digungsministerien bislang nicht europa-
weit ab, was sie abschaffen, um zu sparen.
Kooperationsteams bilden nur Franzosen
und Briten, Belgien mit den Niederlanden
sowie die Skandinavier unter sich. Laut ei-
ner Studie des Europaparlaments verursacht
die unkoordinierte Verteidigungspolitik un-
nötige Dopplungen. Die EU-Länder gaben

2012 laut Europäischer Ver-
teidigungsagentur insge-
samt 190 Milliarden Euro
für Verteidigung aus, mehr
als die Hälfte davon für Per-
sonal. Der Studie zufolge
könnten davon bis zu 130
Milliarden Euro jährlich ge-
spart werden. 
Geld, das an anderer Stelle
Lücken in der Ausrüstung
füllen könnte, die sich bei
Einsätzen wie in Libyen
oder Mali offenbarten: Dort

mussten die Amerikaner mit Technik aus-
helfen. So können britische Flugzeuge nicht
von französischen Flugzeugträgern starten,
und französische Flugzeuge können nicht
an deutschen Luftbetankungssystemen an-
docken. Drohnen leaste Europa von den
USA und Israel. Immerhin haben die Staats-
und Regierungschefs die Absicht erklärt,
mögliche Kooperationen und gemeinsame
Standards prüfen zu lassen. Brüssel will
Europas Rüstungsindustrie stärken sowie
Forschung und Entwicklung von militärisch
und zivil einsetzbarer Technik vorantreiben.
US-Präsident Barack Obama forderte erst
wieder bei seinem Brüssel-Besuch, die Euro-
päer sollten sich bei der Rüstung mehr auf
eigene Beine stellen. „Eine Teilantwort, wie
sich Europa künftig sicherheits- und mili-
tärpolitisch aufstellen will, wird der Nato-
gipfel im Herbst geben“, sagt Mölling: „Der
nächste Teil kommt dann beim EU-Gipfel
im Juni 2015.“ Patricia Dudeck 

Die Autorin ist freie Jounalistin in Brüssel. ❚

Die Energiepolitik bleibt ein wichtiges Dauerthema in der Europäischen Union.

Die EU
muss sich 
fragen,
wie sie
zu mehr

Wachstum
kommt.

Auf EU-Ebene
hat die

Debatte über
Datenschutz
erhebliche
Dynamik

entwickelt.

Europa
muss sich 
selbst um

seine 
instabile

Nachbarschaft
kümmern.
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Die EU ist umgeben von Konfliktzonen und braucht eine Sicherheitsstrategie.
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Europa muss Antworten finden auf drängende Fragen zum Datenschutz.
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Visionen für ein einiges Europa
AUSBLICK Die Europapolitiker stehen vor großen Aufgaben in Wirtschaftsfragen sowie der Innen- und Außenpolitik

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Das Café Oberweis steht in keinem EU-Ver-
trag. Und doch ist es eine kleine europäi-
sche Institution. Einmal im Monat wird das
kleine Café im Luxemburger Bahnhof von
Mitarbeitern des Europäischen Parlaments
überrannt. Dann bleiben zehn Minuten auf
der Zugfahrt von Brüssel nach Straßburg,
um sich mit Kaffee und Brötchen einzude-
cken. Der Zug mit den Mitarbeitern reist
nämlich ohne Bistrowagen. Es ist mitunter
beschwerlich in Europa.
Einmal im Monat setzt sich Europa in Be-
wegung. Dann werden die Unterlagen in
Brüssel in koffergroße Kisten gepackt und
per Lastwagen nach Straßburg gekarrt. Das
Europaparlament hat nämlich gleich zwei
Tagungsorte: Brüssel und Straßburg (streng
genommen mit Luxemburg sogar drei).
Aber nur die Plenarsitzungen in Straßburg
sind seit 1992 vertraglich verankert. Zwölf
Mal im Jahr muss das Parlament im Elsass
tagen. Rotationsprinzip einmal anders.

Vertraglich verankert Elmar Brok (CDU)
kennt das. Er sitzt seit 1980 im Europapar-
lament. Und Brok hat etwas zu bekennen.
„Ehrlich gesagt, war ich an der ganzen Rege-
lung beteiligt“, gesteht der Christdemokrat.
1992 war das auf dem Gipfel in Edinburgh.
Vieles war zu regeln im neuen Europa und
Brok einer der Unterhändler des Parla-
ments. Es ging um mehr Rechte für das Eu-
ropäische Parlament. Frankreich mochte
das nur mittragen, wenn der Tagungsort
Straßburg festgeschrieben wird. „Die
Machtfrage war uns damals wichtiger als die
Sitzfrage“, sagt Brok. Also wurde Straßburg
als Tagungsort vertraglich verankert. Eine
Änderung ist nur mit einstimmigem Votum

der EU-Staaten zu erreichen. Frankreich
aber bleibt hart. 
Auch gegen wachsenden Widerstand im
Parlament. Längst macht sich dort eine Be-
wegung „Single Seat“ parteiübergreifend für
einen einzigen Parlamentssitz stark. Und
im vergangenen November stimmten die
Europaabgeordneten quer durch alle Frak-
tionen für eine Initiative, die EU-Verträge
zugunsten eines Tagungsorts zu ändern. „Es
gehört zum Selbstorganisationsrecht eines
jeden Parlaments, dass es selbst entscheiden
kann, wann, wo und wozu es tagt“, sagt der
Europaabgeordnete Gerald Häfner (Grü-
ne). Er ist Berichterstatter des Parlaments
und nennt auch Fakten: „Aufgrund der zu-
sätzlichen Kompetenzen, die das Europäi-
sche Parlament 2009 mit dem Lissabon-Ver-
trag erhalten hat, hat sich zum Beispiel die
Zahl der Treffen und gemeinsamen Sitzun-
gen mit der Kommission und dem Rat von
16.000 in 2009 auf über 40.000 im Jahr
2013 erhöht.“
Die Sitzfrage bleibt im Parlamentsbeschluss
zwar offen. Aber doch wissen alle, dass nur

Brüssel Sinn macht. Für Straßburg wird ei-
ne Kompensation erwogen, etwa eine Euro-
päische Akademie. Die Argumente für einen
einzigen Parlamentssitz sind vielfältig. „Der
Reisezirkus kostet die europäischen Steuer-
zahlerinnen jährlich Hunderte von Millio-
nen Euro, von den Kosten für die Umwelt
ganz zu schweigen“, sagt die Europarlamen-
tarierin Martina Michels (Linke). Auf 150
Millionen Euro bis 200 Millionen Euro wer-
den die Kosten für das Rotieren beziffert.
Selbst der Klimaeffekt ist berechnet. Rund
20.000 Tonnen Kohlendioxid werden durch
das Hin und Her in die Luft gepustet. „Der
Wanderzirkus ist ein ökonomischer und
ökologischer Wahnsinn. Deshalb gehört er
endlich abgeschafft“, fordert die Europaab-
geordnete Nadja Hirsch (FDP). Vor zwei
Jahren probierten es die Parlamentarier mit
einem Trick. Sie haben zwei Sitzungswo-
chen in eine gepackt. Frankreichs Regierung
klagte vor dem Europäischen Gerichtshof
und bekam Recht. Die Doppelwoche war
ein einmaliger Versuch.
„Das Parlament ist die einzige EU-Instituti-
on auf französischem Boden“, sagt die fran-
zösische Sozialdemokratin Catherine Traut-
mann. Die Europaabgeordnete war mal
Bürgermeisterin von Straßburg. Und sie
macht eine ganz eigene Rechnung auf.  Da-
mals, beim Ringen um die Europäische
Zentralbank (EZB), habe auch Straßburg In-
teresse gezeigt. Es sei beim Parlament ge-
blieben. Trautmann: „Wir können über Ver-
träge reden. Aber dann auch über die EZB.“
Sie sagt das sehr ruhig, aber sehr bestimmt.
Und die Tatsache, dass Trautmann nach der
Europawahl als Fraktionschefin der Sozial-
demokraten im Europäischen Parlament
gehandelt wird, verleiht ihrer Position zu-
sätzliches Gewicht. Das Parlament wird
wohl weiter wandern. Peter Riesbeck ❚

Der Autor ist 
Brüssel-Korrespondent der 

„Berliner Zeitung“.

Das andere Rotationsprinzip
PARLAMENT II Das Pendeln zwischen Brüssel und Straßburg stört viele – und geht wohl weiter 

E
ine lange robuste Holztafel
steht mitten im Raum, bunte
Stühle, kleine Tische an den
Wänden, das Personal trägt Ras-
ta, hinter der Bar stehen Pastis,
Aperol, Sherry. Es ist Montag-

abend, Sven Giegold, Europaabgeordneter
der  Grünen, hat die „Epicerie“ im Zentrum
von Straßburg als Treffpunkt vorgeschlagen.
„Ein Geheimtipp. Hier war ich früher schon
mit meiner Frau, da waren wir allein unter
Franzosen und unerkannt“, erzählt er. Noch
heute sei das in einer Seitenstraße versteckt
gelegene Lokal eine Oase, in die er zwischen
Parlamentssitzungen gehe, um abzuschalten. 
Ein paar Schritte weiter nur herrscht eine an-
dere Welt. Ein modernes Restaurant, ein kur-
zes Hineinhören in die Geräusche an den Ti-
schen. Die Gäste sprechen mit verschiedenen
Akzenten Englisch, so hören sich keine Ein-
heimischen an und auch keine Touristen.
Sondern Politiker. Es ist Sitzungswoche des
Europäischen Parlaments (EP): Ausnahme-
zustand in Straßburg.
Zwölf Mal im Jahr müssen die europäischen
Volksvertreter in der schönen französischen
Stadt tagen, das schreiben
die EU-Verträge vor. (siehe
Beitrag unten) Straßburg hat
sich darauf eingerichtet, zeit-
weise Parlamentsstadt zu
sein. In der Sitzungswoche
sind alle Restaurants geöffnet
und die Hotelzimmer drei-
mal so teuer wie sonst. 
Montag ist Anreisetag, am
Abend tagen die ersten Ar-
beitsgruppen. Die Woche im
April ist in diesem Jahr nicht
irgendeine Sitzungswoche,
sondern die letzte der Legislaturperiode. Am
Donnerstagabend werden die Abgeordneten
abfahren, etwa ein Drittel der derzeit 766
Volksvertreter wird nicht zurück kommen.
Das jedenfalls besagt die Erfahrung, seit 1979
die Unions-Bürger erstmals ein Europäisches
Parlament direkt wählten. 
Giegold ist ausnahmsweise schon am Sonn-
tag angereist. „Wahlkampf“, sagt er. Der 
45 Jahre alte Abgeordnete ist deutscher Spit-
zenkandidat seiner Partei, im Duo mit Rebec-
ca Harms, die seit Jahren die Fraktion der eu-
ropäischen Grünen im EU-Parlament führt.
Noch fünf Wochen bis zum Wahltag, bis zum
25. Mai.
Und noch vier Tage im Parlament. Die letzte
Woche reiht Abstimmung an Abstimmung.
Siebzig Gesetzesdossiers müssen noch abge-
arbeitet werden. Und etwa einhundert ande-
re Anträge, Resolutionen, Initiativberichte.
Abstimmungen als Arbeitsnachweise. Es geht
um: das Recht auf ein Girokonto für jeder-
mann, das Verbot von dünnen Plastiktüten,
Zuständigkeiten für Handelsklagen, Sanktio-
nen gegen Russland, die Kontrolle der Sozi-
alversicherungen bei ausländischen Arbeit-

nehmern, das Eindämmen von Spekulatio-
nen mit Nahrungsmitteln, einheitliche Lade-
geräte für Mobiltelefone, einen sicheren In-
ternet-Zugang für Whistleblower und vieles
mehr. „Ehrlich, keiner blickt diese Woche
komplett durch“, sagt Giegold am Montag-
abend, bevor der Abstimmungsmarathon be-
ginnt. Weil das Hand-heben seine Zeit dau-
ert, hat das Hohe Haus zusätzliche Sessions
angesetzt. 
Giegold ist seit 2009 dabei, in seiner ersten
Legislaturperiode hat er sich als Finanzexper-
te fraktionsübergreifend Anerkennung ver-
schafft. Am Dienstag der letzten Sitzungswo-
che werden auch Dossiers abgeschlossen, die
Giegold im Parlament als Berichterstatter mit
betreut hat. Die Vereinbarungen zur Banken-
union etwa, dem Vorzeigeprojekt der Euro-
päischen Union. Eine zentrale Aufsicht über
die Banken der Euro-Zone soll es bald geben,
marode Banken künftig nach zentralen Re-
geln geschlossen –und die dabei entstehen-
den Kosten mit dem Geld der Anteilseigner
und Gläubiger beglichen werden. Die Ban-
kenunion ist das aktuelle Prestigeprojekt der
Euro-Länder; erstmals seit der Einführung

des Euro haben die Europäer
wieder nationale Kompeten-
zen an europäische Institu-
tionen übertragen, konkret
an die Europäische Zentral-
bank.
Und das Europaparlament
hat mitentschieden. Seit der
Lissabon-Vertrag gilt, sind
seine Zuständigkeiten ge-
wachsen. Der Haushalt der
Europäischen Union muss
die Volksvertretung passie-
ren, die Bankengesetze be-

durften teilweise der Zustimmung. Die Euro-
paparlamentarier haben Datenschutzgesetze
gekippt und Verbraucherschutzgesetze
durchgesetzt. Und der Präsident der nächsten
EU-Kommission braucht eine Mehrheit der
Abgeordneten, um das Amt antreten zu kön-
nen.
Die meisten der 766 Parlamentarier sind
überzeugt, dass ihre Arbeit wichtig ist, dass
sie vollwertige Volksvertreter sind. Auch
wenn es nur nationale Wähler gibt. Auch
wenn sie kein Initiativrecht haben wie natio-
nale Parlamente. 
Außerhalb von Straßburg und Brüssel sehen
das einige anders. Zuletzt hat das Bundesver-
fassungsgericht in Karlsruhe verfügt, das Eu-
ropaparlament brauche angesichts faktischer
Bedeutungslosigkeit keine Sperrklausel für
Parteien bei der Europawahl. Jeder soll ein-
ziehen und reden können, die Funktionsfä-
higkeit des Parlaments sei nicht dadurch ge-
fährdet, dass Mehrheitsbildung angesichts
vieler kleiner Splitterparteien schwieriger bis
unmöglich wird. Es gehen ohnehin durch-
schnittlich nur 43 Prozent der wahlberechtig-
ten Bürger tatsächlich wählen.

Für das Desinteresse hat Herman Van Rom-
puy, seit Ende 2009 erster Präsident des Eu-
ropäischen Rates, also der Runde der 
28 Staats- und Regierungschefs, eine einfache
Erklärung. Die Bürger wüssten, wo die wirk-
liche Macht in Europa liege, nämlich bei den
Chefs. Weshalb sie sich nicht so sehr für das
Parlament interessierten. „Skandalös“ sei
diese Einschätzung, sagt Hannes Swoboda,
Österreicher und Fraktionschef der Sozialis-
ten und Sozialdemokraten. Das Parlament
sei das einzige direkt gewählte EU-Organ,
mithin die Basis europäischer Demokratie.
Giegold verweist auf das neu geschaffene
Recht auf ein Girokonto für jedermann:
„Zwar hat das EU-Parlament kein Initiativ-
recht, aber es ist befugt, die Europäische
Kommission aufzufordern, bestimmte Ge-

setzesvorschläge vorzulegen. Und genau so
ist auch das Recht auf ein Girokonto entstan-
den“, sagt er.

751 Abgeordnete Nach den Wahlen wird
das Europaparlament nicht nur etwa ein Drit-
tel neue Abgeordnete haben, es wird auch
schrumpfen auf insgesamt 751 Mitglieder.
Wie viele Fraktionen es geben wird, bleibt ab-
zuwarten. Bisher fanden sich die Volksvertre-
ter in sieben Fraktionen zusammen, hinzu
kamen zahlreiche Fraktionslose. Die größten
Fraktionen waren die europäischen christso-
zialen Volksparteien (mit CDU und CSU), die
Allianz der Sozialisten und Sozialdemokra-
ten, die Liberalen und die Grünen. Jüngsten
Kalkulationen der Meinungsforscher könn-
ten auch EU-Skeptiker und Nationalisten auf

Fraktionsstärke kommen, bis zu 145 Sitze
werden ihnen zugeschrieben. Und auch am
linken Rand wird es interessant: bis zu 200
Sitze winken den Linken nach bisherigen
Umfragen. Das bedeutet auch: Die gemäßig-
te Mitte schrumpft. Die beiden großen Frak-
tionen werden für stabile Mehrheiten eine
große Koalition bilden müssen.
In einer Frage existiert eine stabile Mehrheit
schon vor den Wahlen. Die Abgeordneten
pochen vom konservativen französischen
Spitzenkandidaten für Paris, Alain Lamas-
soure, über Giegold und den SPD-Spitzen-
kandidaten Martin Schulz bis zu dem FDP-
Spitzenkandidaten Alexander Graf Lambs-
dorff und dem CSU-Parlamentarier Manfred
Weber geschlossen auf das Recht, das der Lis-
sabon-Vertrag ihnen zuschreibt. Sie wollen

mitbestimmen, wer Chef der nächsten Kom-
mission wird, und keinem Kandidaten zu-
stimmen, den der Europäische Rat bei ei-
nem Abendessen am 27. Mai ausklüngeln
könnte. Geht es nach dem Parlament, wird
der Spitzenkandidat der siegreichen Partei-
enfamilie vom Europäischen Rat als Kandi-
dat für den Chefsessel der Kommission vor-
geschlagen. Das Parlament muss ihm mit
Mehrheit zustimmen. „Alles andere wäre
Betrug am Wähler“, sagt Lamassoure am
Mittwochmorgen in seinem Büro. Giegold
fährt am Donnerstag zu seiner Familie,
Ostern feiern. Danach wird er um jede Stim-
me kämpfen. Cerstin Gammelin ❚

Die Autorin ist EU-Korrespondentin 
der „Süddeutschem Zeitung“.

Vollwertige Volksvertreter 
PARLAMENT I Die Kompetenzen der Abgeordneten sind gewachsen. Von der Bedeutung ihrer Arbeit sind die meisten überzeugt 

Mit einem wahren Abstimmungsmarathon haben Europas Volksvertreter die Legislaturperiode vor Ostern in ihrer letzten Sitzungswoche beendet.

Der Präsident
der nächsten

EU-Kommission
braucht 

eine 
Mehrheit der

Abgeordneten.
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper



I
m vergangenen Jahr hat das britische
Magazin „The Economist“ die Illustra-
tion des deutschen Bundesadlers auf
das Titelblatt gehoben, der das Gesicht
abwehrend hinter der Schwinge ver-
birgt: Deutschland, so die These, sei

ein Hegemon wider Willen. Ökonomisch
stehe das Land in Europa an der Spitze. Es ha-
dere aber damit, mehr politische Führung an-
zunehmen. Kurz zuvor sorgte ein Aufsatz des
italienischen Philosophen Giorgio Agamben
in der Zeitung „Repubblica“ und der franzö-
sischen Zeitung „Libération“ mit einer ganz
anderen Zeitdiagnose für Aufmerksamkeit:
Das protestantische Deutschland zwinge in
der Finanzkrise dem übrigen Europa und ins-
besondere dem Süden seine Mentalität auf.
Es ergebe keinen Sinn zu verlangen, „dass ein
Grieche oder ein Italiener wie ein Deutscher
lebt“. Und selbst wenn das möglich wäre,
würde dies zum Verschwinden eines Kultur-
guts führen, „das vor allem in der Lebens-
form liegt“, argumentierte Agamben. Europa
habe seine „reellen Bindungen durch Kultur,
Sprache, Lebensweise und Religion“ aufgege-
ben und sich der homogenisierenden Macht
der Ökonomie ausgeliefert. 

»Empire latin« Agamben bezieht sich in sei-
nem Aufsatz auf ein Memorandum, das der
russisch-französische Philosoph Alexandre
Kojève im August 1945 Charles de Gaulle,
damals Chef der Provisorischen Regierung
Frankreichs,  vorlegte und das auf die Schaf-
fung eines „Empire latin“ abhob. Das Zeital-
ter der Nationalstaaten geht aus Kojèves Sicht
zwar zu Ende. Es gelte aber einem absehbar
politisch und wirtschaftlich wiedererstarken-
dem Deutschland mit seiner puritanischen
anglo-amerikanischen Mentalität ein „latei-
nisches Reich“ entgegenzusetzen, bestehend
aus Frankreich, Italien, Spanien und zusam-
mengehalten von einer einheitsstiftenden
„lateinischen Mentalität“ und Lebenskunst,
das „dolce far niente“, die Kunst zur Muße. 
Agambens Ausführungen sorgte für teils hef-
tigen Widerspruch nicht nur in den deut-
schen Feuilletons. Sie passten offenbar zu gut
zu einer gängigen, die Euro-Krise begleiten-
den Zeitkritik: Meint mancher Südeuropäer
in der EU-Sparpolitik den Angriff eines diffus
aufgefassten „deutschen Modells“ auf die ei-
gene Lebensart zu sehen, will man nördlich
der Alpen nicht „Zahlmeister“ eines ebenso
diffus aufgefassten mediterranen „Savoir-viv-
re“ sein. Der Ökonom Max A. Höfer  mach-
te in einem Aufsatz für den „Spiegel“ Agam-
bens Kritik konkret, indem er den Verlust der
Siesta beklagte, die die spanische Regierung
auf Druck der EU-Troika abgeschafft habe.
Höfer mochte darin „protestantische Ethik“
am Werk sehen, die gegen südliche Lebens-
art zu Felde ziehe – und, mehr noch, eine Po-
litik, hinter der ein „deutscher Hegemon“
mit vermeintlich „unhinterfragbaren ökono-

mischen Wahrheiten“ für mehr Arbeitsdiszi-
plin sorgen wolle. 
Die Historiker Martin Baumeister und Rober-
to Sala erinnerten in einer Erwiderung  an die
Geschichte der südlichen Länder, ihre Prä-
gung durch argarische Ökonomien und Mi-
litärdiktaturen: „Mit monolithischen Kultur-
konstrukten und abgestandener Völkerpsy-
chologie“ sei die wirtschaftliche Schieflage in
Europa nicht erklärbar. „Im Übrigen glaubt
in der Wissenschaft kaum jemand mehr mo-
nokausal an die protestantischen Wurzeln
des Kapitalismus.“
Genau darauf spielte auch der spanische
Schriftsteller Javier Cercas an, indem er die na-
heliegende Frage stellte, wieso zum Beispiel
die in ihren Ländern wirtschaftlich erfolgrei-
chen Basken und Lombarden in einem „latei-
nischen Reich“ dann nicht auch beschließen
sollten, „dass sie keine Lust haben, wie die
Spanier und Italiener zu leben und ihre kul-
turellen Eigenheiten aufzugeben“. Cercas ging
aber noch weiter, indem er auf die Gefahr ste-
reotyper Zuschreibungen hinwies:  Der Vor-

schlag  einer europäischen Neuordnung ent-
lang der Mentalitäten blende den „Erzfeind“
Europas aus: den Nationalismus. 
Bemerkenswert ist, dass die Debatte einen
großen Bogen um eine anderen Teil Europas
machte. Das Beispiel einer ganzen Reihe ost-
europäischer Länder, deren EU-Beitritt sich
in diesen Tagen übrigens zum zehnten Mal
jährt, könnte zumindest aufzeigen, dass das
Modell der Strukturreformen Europa nicht
zwingend spalten muss. Im Gegenteil: Der –
mit vielen Verwerfungen und Härten erkauf-
te – Reformkurs hat diesen Ländern erst den
Weg in die EU eröffnet. 

Erfolgsgeschichte Von einer „paradoxen
Wiederbelebung“ der „Lateinischen Opti-
on“ in der Europäischen Schuldenkrise
spricht deshalb der Soziologe Wolf Lepenies.
In einem Vortrag anlässlich der Eröffnung
des Aleksander-Brückner-Zentrums für Po-
lenstudien an der Martin-Luther-Universität
Halle-Wittenberg lenkte er 2012 den Blick
auf die politische und wirtschaftliche Er-

folgsgeschichte des Nachbarlandes. Der
neue Nord-Süd-Konflikt, der an die Stelle
der alten Ost-West-Spannungen getreten sei,
werde nur an der Oberfläche von der Wäh-
rungskrise ausgelöst: „Ursache ist vielmehr

eine Vertrauenskrise zwischen den einzelnen
Mitgliedstaaten.“ Statt einen längst über-
wunden geglaubten Kulturkampf zwischen
Nord und Süd aufzuwärmen, gelte es, für die
Bereitschaft zur europäischen Zusammenar-

beit in „variablen Geometrien“ zu werben.
Ein Modell hatte Lepenies auch parat: die
Zusammenarbeit Frankreichs, Polens und
Deutschlands im Rahmen des Weimarer
Dreiecks. Alexander Heinrich ❚ 
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Als Antwort auf die Eurokrise dürften wechselseitige Beschwörungen eines „deutschen“ oder „lateinischen Europas“ kaum reichen. Die deutsche Bundeskanzlerin bei einem Besuch im Varussschlacht-Museum bei Osnabrück
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Herr Pöttering, Sie haben in Ihrer Antritts-
rede als Präsident des Europaparlaments
2007 den Anstoß für ein „Haus der Europäi-
schen Geschichte“ gegeben. Was ist an der
europäischen Einigung so historisch, dass
ihr ein eigenes Haus gewidmet werden soll? 
Der Schwerpunkt der Ausstellung soll die
Darstellung der Geschichte des 20. Jahrhun-
derts sein, vor allem die Antwort, die wir in
Europa auf die Tragödien der beiden Welt-
kriege und der totalitären Systeme gefunden
haben. Diese Antwort ist die europäische Ver-
söhnung, die Zusammenarbeit und der Wil-
le zur Einigung. Mit zunehmendem zeitli-
chem Abstand zum Ende des Zweiten Welt-
krieges verblasst die Erkenntnis für die Not-
wendigkeit, sich für den Frieden zwischen
den Völkern Europas zu engagieren. Dass der
Frieden keineswegs selbstverständlich ist,
zeigt  der Konflikt in und um die Ukraine. Es
können auch heute noch Situationen in
Europa entstehen, in denen die Dämonen
der Vergangenheit wieder auftauchen. 

Kann es denn eine gemeinsame Erzäh-
lung europäischer Vergangenheit geben?     
Natürlich gibt es immer Betrachtungsweisen,
die sich von einer Nation zur anderen unter-
scheiden. Aber die europäische Einigung als
Antwort auf die Erfahrungen des 20. Jahrhun-
derts ist doch eine historische Tatsache. Wir
leben heute – zumindest im Rahmen der Eu-
ropäischen Union – in einer der glücklichs-
ten Phasen der Geschichte Europas. Und den
Weg dorthin haben wir vor allem deswegen
geschafft, weil wir eine Wertegemeinschaft
sind. Das eint uns und macht eine gemeinsa-
me Erzählung möglich. Das „Haus der Euro-
päischen Geschichte“ wird sich aber nicht
nur um die Vergangenheit kümmern, son-
dern es soll auch Wissenschaftler zusammen-
führen, um über zukünftige Fragen in Europa
zu diskutieren.  

Wann wird das Haus eröffnet?  
Die Eröffnung ist für Ende 2015 geplant. Ur-
sprünglich sollte es bereits in diesem Jahr er-

öffnet werden, hundert Jahre nach Beginn
des Ersten Weltkrieges. Das gesamte Haus,
das Eastman-Gebäude in Brüssel, wird reno-
viert und neu gestaltet. Dafür musste ein Ar-
chitektenwettbewerb europaweit ausge-
schrieben werden. Es gab nun kleinere Verzö-
gerungen, aber das ist am Ende nicht so dra-
matisch. 

Das Europaparlament ist seit 1979 im-
mer einflussreicher geworden – und zu-
gleich ist die Wahlbeteiligung gesunken.
Wie erklären Sie sich diesen Widerspruch?

Das zeigt, dass wir eine große Aufgabe darin
sehen müssen, die Bedeutung des Europäi-
schen Parlaments noch stärker zu vermitteln.
Das Bundesverfassungsgericht hat dem Parla-
ment in seinem Urteil zur Drei-Prozent-Hür-
de bedauerlicherweise nicht die Qualität zu-
gemessen, die ihm zukommt. Es wählt den
Kommissionspräsidenten, es beruft die Kom-
missare, es entscheidet über Beitritte, über
den Haushalt, über die Finanzperspektiven.
Es ist heute gemeinsam mit den Regierungen
der EU-Mitgliedsländer der Gesetzgeber. Das

Europäische Parlament hat sich zu einer star-
ken und einflussreichen Institution entwi-
ckelt. Dass Bundesverfassungsgericht geht
schlichtweg von falschen Tatsachen aus.   

Sie gehören seit 1979 dem Europäischen
Parlament an. Was wäre Ihr Rat an junge
Kolleginnen und Kollegen, die Ende Mai
erstmals gewählt werden?  
Mit den Bürgerinnen und Bürgern, von de-
nen sie gewählt werden, in engem Kontakt zu
bleiben und weiter für die Vorzüge der euro-
päischen Einigung zu werben.  Europäische
Union bedeutet: Gemeinsame Werte, das
friedliche Lösen von Konflikten,  ein gemein-
samer Binnenmarkt mit freiem Austausch
von Personen, Waren, Dienstleistungen und
Kapital,  eine gemeinsame Währung und
Umweltschutz. Das ist ohne Beispiel in der
Welt.  Dies müssen wir den Menschen noch
besser vermitteln. Auch dass die EU eine So-
lidargemeinschaft ist. So müssen wir helfen,
die hohe Jugendarbeitslosigkeit im Süden
Europas zu bekämpfen.  Jede zukünftige Ge-
neration wird im Hinblick auf die europäi-
sche Einigung neue Herausforderungen ha-
ben. Wir haben viel erreicht bisher, aber
Europa ist nie am Ziel.                                  ❚

Das Interview führte Alexander Heinrich.

Hans-Gert Pöttering (CDU) ist seit 1979 Mit-
glied des Europäischen Parlaments und war

2007 bis 2009 dessen Präsident. Bei der Euro-
pawahl im Mai tritt der Vorsitzende der Kon-

rad-Adenauer-Stiftung nicht mehr an. 
Soeben ist seine Autobiographie erschienen

mit dem Titel „Wir sind zu unserem Glück
vereint. Mein europäischer Weg“ .

»Der Frieden ist nicht selbstverständlich«
INTERVIEW Hans-Gert Pöttering über das von ihm initiierte »Haus der Europäischen Geschichte«

Hans-Gert Pöttering

DEBATTE In der Eurokrise ist ein alter Mentalitätsstreit zwischen Nord und Süd aufgebrochen – hilfreich ist ein Blick nach Osten 

Lateiner und Germanen
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Abkehr von Europa: Der Ukip-Vorsitzende Nigel Farage, hier auf einer Wahlkampfveranstaltung in Sheffield, fordert den Austritt Großbritanniens aus der Europäischen Union.

S
prachlich ist der Slogan ein we-
nig holprig, doch die Botschaft
kommt klar rüber. „Mehr für
Bürger. Weniger Brüssel“, for-
dert die Alternative für Deutsch-
land (AfD) auf ihren Wahlpla-

katen. Auch wenn ungewiss bleibt, wovon
die Bürger mehr bekommen sollen, so gibt
die AfD deutlich zu verstehen, dass sie den
Einfluss der Europäischen Union zurück-
drängen will. In ihrem Programm für die
Europawahl beklagt die AfD die Auswüchse
der EU in Form von „Zentralismus, Bürokra-
tie und Dirigismus“. 
Bei den Wählern kommen solche Schlag-
worte offenbar gut an. Die Forschungsgrup-
pe Wahlen sieht die AfD in ihrer Umfrage
von Anfang April bei sechs Prozent und so-
mit deutlich vor der FDP, die bei drei Pro-
zent liegt. Mit der AfD wird wahrscheinlich
eine offen euroskeptische Kraft aus Deutsch-
land in das Europaparlament einziehen –
und dort auf ähnlich gesinnte Gruppierun-
gen treffen. Meinungsforscher sagen den Eu-
ropaskeptikern am rechten und linken Rand
des Parteienspektrums den größten Erfolg
in der Geschichte des Europäischen Parla-
ments voraus. Bis zu einem Drittel der 751
Sitze könnten an Parteien gehen, die der EU
kritisch bis ablehnend gegenüber stehen.
„Das ergäbe eine völlig neue Dynamik im
EU-Parlament – mit sehr negativen Folgen“,
warnte schon im vergangenen Oktober der
damalige italienische Ministerpräsident En-
rico Letta.

In manchen Ländern könnten die Anti-
Establishment Parteien sogar stärkste Kraft
werden. In den Niederlanden liegt die Par-
tij voor de Vrijheid von Geert Wilders mit
17,2 Prozent an erster Stelle in den Umfra-
gen. In Griechenland führt die linksgerich-
tete Syriza von Alexis Tsipras mit 19 Prozent
mit einem – allerdings schrumpfenden –
Abstand vor der konservativen Regierungs-
partei Nea Dimokratia. In Frankreich liegt
der rechte Front National mit 21 Prozent nur
ein Prozent hinter der konservativen UMP.
In Großbritannien ist die United Kingdom
Independence Party (Ukip) mit immer noch
über 26 Prozent auf den zweiten Platz abge-
rutscht, nachdem sie lange Zeit in den Mei-
nungsumfragen den ersten Platz einnahm.
In Italien behauptet sich Movimiento Cin-
que Stelle (M5S), die Bewegung des Komi-
kers Beppe Grillo, mit über 20 Prozent der
Stimmen als drittstärkste Kraft – trotz inter-
ner Streitereien. Hinzu kommt in Italien ei-
ne neue linke Protestbewegung, die Tsipras
als Spitzenkandidaten der Europäischen
Linken unterstützt. „Das andere Europa mit
Tsipras“ kommt in Umfragen auf über fünf
Prozent und liegt damit direkt hinter M5S.

Finanzkrise Es ist kein Zufall, dass die Pro-
testler in der ersten Europawahl nach dem
Ausbruch von Finanz- und Eurokrise so er-
starken. In den Krisenländern sind die Ar-
beitslosenquoten in den vergangenen Jah-
ren in die Höhe geschnellt, weite Schichten
der Bevölkerung haben die Auswirkungen

des Wachstumseinbruchs zu spüren bekom-
men. Auch wenn die Verantwortung für fal-
sche Wirtschaftspolitik und mangelnde
Bankenaufsicht zumeist bei den nationalen
Regierungen lag, wächst schnell der Ver-
dacht, dass Europa in seiner gegenwärtigen
Verfassung nicht funktioniert. Andersherum
finden die Protestparteien weiter im Norden
Zulauf mit der Argumentation, Europa lege
den wohlhabenden Ländern eine zu starke
Last auf. In den Niederlanden plädiert PVV-
Chef Wilders offen für den Austritt seines
Landes aus der EU und behauptet, die nie-
derländische Wirtschaftsleistung würde da-

durch bis zum Jahr 2035 um bis zu 13 Pro-
zent höher ausfallen. Der niederländische
Finanzminister und Eurogruppenvorsitzen-
de Jeroen Dijsselbloem bestreitet dies, aber
der konkrete Gegenbeweis ist schwer zu er-
bringen.
Doch was bedeutet es ganz praktisch, wenn
die Skeptiker in Scharen ins Europäische
Parlament einziehen werden? Die Antwort
ist komplex. Einerseits wird es auch künftig
keine antieuropäische Mehrheit im Parla-
ment geben, die die Arbeit im Parlament
blockieren kann. Andererseits sind erhebli-
che Rückkoppelungseffekte über die natio-
nale Politik zu erwarten.

Arbeit im Parlament Viele Beobachter wei-
sen darauf hin, dass die bisher im EU-Parla-
ment vertretenen Euroskeptiker im Politi-
kalltag kaum eine Rolle spielen. Vor allem
wenn sie keiner Fraktion angehören, blei-
ben sie bei der Arbeit an konkreten Geset-
zesvorschlägen außen vor. Um Einfluss im
Parlament zu entfalten, müssen Gruppie-
rungen einer Fraktion angehören. Diese
können sie jedoch erst bilden, wenn sie 25
Abgeordnete aus sieben Mitgliedsländern
umfassen. In Brüssel geht niemand davon
aus, dass eine neue europaskeptische Frakti-
on entstehen wird. Selbst wenn es wider Er-
warten dazu kommen sollte, ist es unwahr-
scheinlich, dass sie eine einheitliche Linie
verfolgen wird. Die konservativen Euroskep-
tiker, die bisher in der Fraktion der „Euro-
päischen Konservativen und Reformisten“

zusammenarbeiten, weisen eine ebenso ge-
ringe Fraktionsdisziplin auf wie die Rechts-
Außen-Fraktion „Europa der Freiheit und
Demokratie“.
In der abgelaufenen Legislaturperiode sind
Europaskeptiker so gut wie nie als Bericht-
erstatter in Erscheinung getreten, die feder-
führend einen Gesetzesvorschlag betreuten.
Stattdessen haben sie versucht, sich mit Ple-
narreden und parlamentarischen Anfragen
in Szene zu setzen. Allerdings gelang auch
das nur beschränkt. Wer weiß schon, dass
Marine Le Pen (Front National) bereits seit
zehn Jahren Europaabgeordnete ist?
In Brüssel gehen viele davon aus, dass das
Parlament in seiner neuen Besetzung noch
stärker zu einer großen Koalition zwischen
Konservativen und Sozialdemokraten nei-
gen wird, als das bisher der Fall war. In der
jüngsten Legislaturperiode stimmten die
beiden größten Fraktionen in 70 Prozent al-
ler Entscheidungen gemeinsam ab, rechnen
Daniela Kietz und Nicolai von Ondarza in
einer Studie der Stiftung Wissenschaft und
Politik vor. Konservative und Sozialdemo-
kraten werden pragmatisch genug sein, um
ihre Zusammenarbeit auszubauen.

Nationale Politik Die Protestparteien wer-
den jedoch über einen Umweg erheblichen
Macht entfalten:  Indem sie die  nationale
Politik beeinflussen. Bisher war das schon in
Großbritannien zu beobachten, wo Premier
David Cameron angetrieben von Ukip auf
einen unverhohlenen Anti-Europa-Kurs ein-

geschwenkt ist und ein Referendum über
den Verbleib des Landes in der EU verspro-
chen hat. In den Niederlanden hat die Ko-
alitionsregierung sehr viel geschmeidiger
auf die PVV reagiert und eine Debatte über
die Kompetenzen der EU angestoßen. Oh-
ne den Impuls von außen hätte sie dies aber
wohl kaum gemacht.
Schon jetzt ist abzusehen, dass eine Partei
wie die AfD mehr Aufmerksamkeit der Me-
dien erhalten wird, wenn sie in Brüssel und
Straßburg vertreten ist. Dies ermöglicht es
der Truppe von Parteichef Bernd Lucke auch
Themen zu spielen, die mit der EU nicht di-
rekt im Zusammenhang stehen. So fordert
die AfD in ihrem Europa-Programm die Ab-
schaffung des Erneuerbare-Energien-Geset-
zes. Darüber kann die EU-Kommission zwar
in ihrer Eigenschaft als Wettbewerbshüter
entscheiden, das EU-Parlament ist mit dem
Thema jedoch nicht befasst.
Die beiden Spitzenkandidaten der größten
Fraktionen im Europaparlament, der kon-
servative Jean-Claude Juncker und Sozial-
demokrat Martin Schulz, haben derweil die
Europakritik aufgegriffen und betonen un-
ablässig, Europa dürfe sich nicht mehr in
alles einmischen. „Europa muss vom Kopf
auf die Füße gestellt werden“, sagt Schulz.
Doch ob sich das durchsetzen lassen wird,
müssen Politiker aller Couleur noch erst
beweisen. Silke Wettach ❚

Die Autorin ist EU-Korrespondentin der
„Wirtschaftswoche“ in Brüssel.

Die Einwanderung aus ärmeren EU-Län-
dern dominiert seit Monaten die Debatte
über Großbritanniens Verhältnis zu Brüssel.
Wochenlange Angstparolen der Boulevard-
presse vor einer Flut arbeitswilliger Bulga-
ren und Rumänen brachten der EU-feindli-
chen United Kingdom Independence Party
(Ukip) ein neues Umfrage-Hoch ein. Dem-
entsprechend nervös reagierten die großen
britischen Parteien, als das Statistikamt
ONS eine hochbrisante Tabelle ankündigte:
Erstmals seit der vollen Freizügigkeit wollen
die Wissenschaftler Zahlen über die Ein-
wanderung aus Europas Südosten bekannt-
geben. Die Veröffentlichung ist ausgerech-
net für den 22. Mai und damit den Wahltag
geplant – wie üblich bestimmen die Briten
ihre Abgeordneten fürs neue Europaparla-
ment bereits am Donnerstag.
Egal, ob die streng neutrale Behörde an dem
Termin festhält oder nicht – im Vorfeld des
Urnengangs gibt es zu europäischen Fragen
kaum ein anderes Thema als die Immigrati-
on vom Kontinent. „Ukip hat schon gewon-
nen”, konstatiert die rechte Intellektuellen-
Postille „Spectator“. Weder die Parteien der

konservativ-liberalen Koalition noch die La-
bour-Opposition wissen eine Antwort auf
die polemischen Parolen der EU-Hasser. Es
findet sich auch kein anderes zündendes
Thema, mit dem sich der Wahlkampf be-
streiten ließe.
Vier Wochen vor der Entscheidung über die
Zusammensetzung des Hohen Hauses in
Straßburg, spielen andere europapolitische
Themen keine Rolle. Die Zukunft der Euro-
zone? Interessiert die Briten nicht, solange
ihr Finanzzentrum, die City of London,
nicht beeinträchtigt ist. Europas Antwort
auf Russlands Ukraine-Politik? Da versteckt
sich London hinter Washington. Spitzen-
kandidaten der Parteien für die EU-Kom-
mission? Keine Ahnung.

Ständiger Kampf Wie gehabt senden die
Briten zwei gleichermaßen unerfreuliche
Nachrichten an den Kontinent. Zum einen
nehmen sie das Straßburger Parlament bis
heute nicht wirklich ernst. Und die weni-
gen, die zur Wahl gingen (2009: 34,7 Pro-
zent), schickten stets eine Mehrheit aus EU-
Skeptikern und ausgemachten EU-Feinden
über den Kanal. Europapolitik wird nicht
als notwendige Kooperation, sondern als
immerwährender Kampf interpretiert. Tief
verwurzelt in der britischen Psyche ist zu-
dem das Gefühl, dass Isolation nicht immer
falsch sein muss: Schließlich stand das da-
malige Empire im Juni 1940 auch allein der

siegreichen Blitzkrieg-Maschine der Nazis
gegenüber. Das färbe bis heute auf die Ein-
stellung zu Europa ab, glaubt der Politik-
Professor Patrick Dunleavy von der London
School of Economics (LSE). Die große
Mehrheit der Bevölkerung denke nicht viel
über die EU nach: „Aber sie ist instinktiv da-
gegen.“

Trommelfeuer der Medien Würde also bei
einer Volksabstimmung eine Mehrheit den
EU-Austritt befürworten? Nichts wünschen
sich die „Populär-Nationalisten“ (Selbstbe-
schreibung) von Ukip sehnlicher, dabei un-
terstützt vom Trommelfeuer vieler Medien,
allen voran die „Daily Mail“ (Auflage: mehr
als zwei Millionen) sowie die Blätter des
US-Bürgers Rupert Murdoch („The Times“,
„The Sun“). In der konservativen Partei von
Premier David Cameron stellen harte EU-
Skeptiker die klare Mehrheit, ein Viertel der
Fraktion will raus aus dem Brüsseler Club,
Befürworter melden sich kaum zu Wort.
Selbst bei Labour gibt es eingeschworene
Austrittsbefürworter wie die deutschstäm-
mige Abgeordnete Gisela Stuart. Nur die Li-
beraldemokraten unter Vizepremier Nick
Clegg halten unverdrossen die EU-freundli-
che Fahne hoch, allerdings mit Umfrage-Er-
gebnissen, die auf ein verheerendes Ab-
schneiden bei der Wahl hindeuten.
Um der Ukip sowie den EU-Feinden in sei-
ner eigenen Fraktion das Wasser abzugra-

ben, hatte Premier Cameron vor Jahresfrist
eine Volksabstimmung versprochen: 2017
sollen die Briten abstimmen. Liberale und
Labour halten den willkürlichen Termin für
unnötig: Sie verweisen darauf, dass jede tief-
greifende Veränderung im europäischen
Machtgefüge schon nach derzeitiger Geset-
zeslage ein Referendum zur Folge hätte. Wie
Cameron will auch Oppositionsführer Ed-
ward Miliband Reformen in der EU anre-
gen: „Europa muss bessere Ergebnisse für
Britannien erzielen.“

Zu Ukips Wahlkampfauftakt präsentierte
Parteichef Nigel Farage eine millionenteure
Posterkampagne. Eines zeigt einen betteln-
den Bauarbeiter, daneben die Schlagzeile:
„Die Folge der EU-Politik – uneinge-
schränkte billige Arbeitskräfte kommen bri-
tische Arbeiter teuer zu stehen“. Ein anderer
Slogan kreischt: „26 Millionen Europäer
sind arbeitslos. Und wessen Job wollen sie
haben?“ Daneben deutet eine Hand mit
ausgestrecktem Zeigefinger auf den Betrach-
ter. Prompt geriet Farage in Erklärungsnöte,
weil er seine deutsche Frau als Sekretärin be-
schäftigt. „Gibt es keine Britin, die diesen
Job machen könnte?“, fragte ihn der BBC-
Chefreporter vor laufender Kamera. Merk-
würdig ist außerdem, dass ausgerechnet Fir-
men der Baubranche über eklatanten Man-
gel an britischen Facharbeitern klagen.
Solche Fakten fechten weder den Ukip-Vor-
sitzenden an, noch – so scheint es – die
Wähler. Immerhin sehen die Umfragen La-
bour (32 Prozent) noch vor Ukip (26), die
Konservativen kommen an dritter Stelle
(23). Weil anders als bei Unterhauswahlen
diesmal das Verhältniswahlrecht gilt und
bei der zu erwartenden niedrigen Wahlbe-
teiligung nur die Überzeugten an die Urnen
kommen, könnte Ukip aber noch vorbeizie-
hen. Sebastian Borger ❚

Der Autor arbeitet als freier Korrespondent
in Großbritannien.

Alte und neue Ressentiments auf der Insel
GROSSBRITANNIEN Die Einwanderungsdebatte und die Forderungen nach einem EU-Austritt bestimmen den Europawahlkampf

Premierminister David Cameron
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Marine Le Pen (Front National)

©
 p

ict
ur

e-
al

lia
nc

e/
dp

a 

©
 p

ict
ur

e-
al

lia
nc

e/
Vi

kt
or

 D
ab

ko
w

sk
i

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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KRITIKER EU-skeptische Parteien könnten
bei den Europawahlen 2014 so stark wie
nie zuvor abschneiden. Ihren Einfluss
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Ob in der Altstadt von Riga oder
vor einem Zeitungskiosk: In
diesen Tagen sind die Letten
ständig in Gespräche vertieft.

Was sie so beschäftigt, das sind die Flugzeu-
ge, die das dänische Militär und die Bundes-
wehr bald ins Baltikum schicken sollen. Vor
23 Jahren erkämpften die Letten ihre Unab-
hängigkeit von Moskau. Aus Solidarität und
Angst protestierten die Menschen in den
vergangenen Wochen wiederholt gegen den
Vormarsch russischer Truppen in der Ukrai-
ne. „Auch wir wurden 1991 von sowjeti-
schen Panzern bedroht und setzten uns auf
unseren Barrikaden zur Wehr“, sagt eine
Passantin. „Aber jetzt fühle ich mich sicher,
weil wir in der Europäischen Union und in
der Nato sind.“ Vor Putin müsse man auf
der Hut sein, pflichtet ein Mann bei. „Wenn
er plötzlich auch das Baltikum zurück ha-
ben will, ist es gut, dass wir jetzt von Europa
beschützt werden.“ Eine Russin mischt sich
ein: „Was ist nur mit unseren Letten los?“
Russland habe die Krim, in Lettland würden
es niemals einmarschieren. „Wir Russen le-
ben gut in Lettland, meine Kinder sind
Staatsbürger, wir gehören zur Europäischen
Union und wollen hier bleiben.“
Keine vier Monate ist es her, da war von ei-
ner Begeisterung für die EU und die euro-
päische Gemeinschaftswährung in Lettland
nur wenig zu spüren. Am 1. Januar ist es als
18. Mitglied der Euro-Zone beigetreten.
Noch im Dezember waren die Leute von der
Einführung der neuen Währung nicht be-

geistert. Nur 40 Prozent sahen den Euro po-
sitiv. Dabei hatte der kleine Baltenstaat mit
knapp zwei Millionen Einwohnern Ehrgeiz
bewiesen und mit einem harten Sparkurs
die Krise gemeistert, so dass er mit einem
Wachstum von gut fünf Prozent weit über
dem Durchschnitt der Eurozone gelegen
hat. Sogar der Schuldenstand sei mit 41 Pro-
zent  deutlich unter den erlaubten 60 Pro-
zent geblieben, sagt Janis Reirs, Leiter der
Haushaltskommission im lettischen Parla-
ment. „Bereits seit 2003 war unsere natio-
nale Währung, der Lats, an den Euro gebun-
den. Es wäre sinnlos gewesen, unseren Lats
zu behalten. Wir sind einfach zu eng mit
dem Euro und der EU vernetzt.“ 

Symbol der Freiheit 400 Millionen neuer
Euro-Münzen sind seit dem 1. Januar in
Lettland in Umlauf gegangen. Zwei Wochen
lang durften die Leute sowohl mit Lats als
auch Euro bezahlen, heute sind die Lats im
Bargeldumlauf völlig durch Euro ersetzt.
Auf der Ein- und Zwei-Euro-Münze ist das
Portrait eines lettischen Bauernmädchens
zu sehen, erklärt Martins Gravitis von der
Lettischen Zentralbank. Ein Symbol aus den
1920er- und 1930er-Jahren, das während
der sowjetischen Besatzung ein Symbol von
Lettlands verlorener Unabhängigkeit ge-
blieben war. „Als Symbol der wieder gewon-
nenen Freiheit wollten wir das Bauermäd-
chen auf dem Euro sehen. Damit setzen wir
fort, was für unsere lettische Identität im-
mer wichtig gewesen ist.“

Seit die Menschen die neue Währung in den
Händen hielten und mit ihr zahlen müss-
ten, hätten sie eine positivere Haltung zum
Euro gewonnen, sagt Arnis Kaktins vom
Meinungsforschungsinstitut SKDS. Heute
stimmen 48 Prozent der Letten dem Euro
zu. Eine Rolle spiele die Informationskam-
pagne, mit der der Staat die Öffentlichkeit
für den Euro gewinnen will.
Denn noch immer geht in Lettland die
Angst vor dem „Teuro“ um. Deshalb ist Ivars
Jonins Tag für Tag in den Geschäften unter-
wegs. Er ist einer von zahlreichen Kontrol-
leuren, die noch bis zum Juni überall im
Land durch die Läden ziehen und die dop-
pelte Auszeichnung in Lats und Euro über-
prüfen. Eine leichte Preissteigerung lasse
sich in Lettland allerdings nicht verhindern,
sagt Ivars Jonins. Denn was im vergangenen
Jahr noch einen Lats gekostet habe, koste
jetzt anstatt 1,42 Euro oft 1,50 Euro oder
mehr. „In Lettland gibt es einen freien
Markt. Jeder Unternehmer bestimmt selbst,
welchen Preis er verlangt, das können wir
nicht regulieren.“ Birgit Johannsmeier ❚

Die Autorin berichtet als
freie Journalistin aus Riga.

Wiedergewonnene Freiheit
LETTLAND Nach dem Beitritt zur Eurozone wächst das Vertrauen in die EU und den Euro

Die EU ist noch nicht in den
Geldbeuteln der Bürger ange-
kommen“. So erklären die
kroatischen Medien, dass sich

nach einem Jahr EU-Mitgliedschaft der En-
thusiasmus der 4,4 Millionen Bürger in
Grenzen hält. Viele sind enttäuscht: Die tra-
ditionell hohen Preise für Lebensmittel sind
trotz des Wegfalls der Zölle nicht merklich
gefallen. Die Arbeitslosigkeit liegt bei fast
23 Prozent. Die Jugendarbeitslosigkeit ist
nahezu doppelt so hoch. 
Die globale Wirtschafts- und Finanzkrise
hat das kleine Adria-Land schwer getroffen,
seit 2009 steckt es in einer tiefen Rezession.
Früher gehörte das Land dem Zentraleuro-
päischen Freihandelsabkommen CEFTA an.
Durch den EU-Beitritt ist es nun einem star-
ken internationalen Wettbewerb ausgesetzt.
Die Exporte sind eingebrochen, die Staats-
verschuldung hat sich seit 2009 nahezu ver-
doppelt. Die EU-Kommission hat daher An-
fang des Jahres, kaum ein halbes Jahr nach
dem EU-Beitritt Kroatiens, ein Defizitver-
fahren gegen das Land eröffnet. Zagreb
muss knapp 170 Millionen Euro einsparen
oder mehr einnehmen. Die Regierung
schafft das nur mit höheren Abgaben auf
Benzin und Telekommunikationsdienste –
was die Bürger noch härter trifft. 
Um den Staat zu entschulden, erwägt die
Regierung die Privatisierung des teuren Au-
tobahnnetzes, das wesentlich zur Verschul-
dung beigetragen hat. Allerdings haben nur
wenig internationale Investoren Interesse

an den Konzessionsbedingungen. Aus dem
Land selbst kommen kritische Töne, man
dürfe nicht das nationale Familiensilber
verscherbeln. Jetzt wird darüber nachge-
dacht, große heimische Geldgeber wie den
Pensionsfonds mit ins Boot zu holen. Sozi-
alpolitiker sehen das kritisch, weil die Pen-
sionsrückstellungen damit in Gefahr gera-
ten könnten. 
Große Hoffnungen hatten die Kroaten auf
den Zufluss von EU-Mitteln gesetzt. Doch
jetzt zeigt sich, dass die bereitgestellten Gel-
der mangels adäquater Projekte oft nicht
abgerufen werden können. Auch bei Inves-

titionen in den Tourismus hakt es immer
noch. Zwar hat die Regierung per Gesetz al-
le Großinvestitionen an sich gezogen. Doch
die lokalen Behörden erweisen sich immer
noch als Bremser. Der Tourismus ist mit sie-
ben Milliarden Euro Einnahmen im vergan-
genen Jahr einer der wichtigsten Wirt-
schaftszweige. Doch ernst zu nehmende
Konzepte für eine Neuausrichtung der Ur-
lauberindustrie fehlen. In Kroatien ist die
Saison mit zwei Monaten kurz, die Auslas-
tung der Hotels gering. Mit vergleichsweise
teuren Preisen bei den Urlaubsnebenkosten
ist das Land international wenig konkur-
renzfähig. Einige wenige Touristenmagne-
ten wie die Altstadt von Dubrovnik ersti-
cken im wahrsten Sinne des Wortes am ei-
genen Erfolg. Während der kleine histori-
sche Stadtkern rund 7.000 Besucher pro Tag
verkraften kann, sind es im Sommer mehr
als dreimal so viele. 
Zu den wirtschaftlichen Nöten kommt die
Enttäuschung darüber, dass Brüssel den Eu-
ropäischen Haftbefehl in Kroatien mit ge-
sperrten EU-Geldern erzwungen hat. So
wurde die Auslieferung des ehemaligen Ge-
heimdienstchefs Josip Perkovic nach
Deutschland durchgesetzt, der 1983 in Bay-
ern einen jugoslawischen Dissidenten er-
mordet haben soll. Perkovic hatte im Bürger-
krieg (1991 bis 1995) Waffen für den Sieg
der Kroaten über die Serben organisiert und
gilt vielen als Nationalheld. Thomas Brey ❚

Der Autor ist dpa-Korrespondent in Belgrad.

Euphorie weicht der Ernüchterung
KROATIEN Gegen das jüngste EU-Mitglied läuft bereits ein Defizitverfahren der EU-Kommission

S
eit dem 21. Januar 2014 führt
die EU Beitrittsverhandlungen
mit einem neuen Bewerberstaat
um die Vollmitgliedschaft: Ser-
bien. Für beide Seiten ist das
mehr als eine kalendarische

oder protokollarische Fußnote. Immerhin
geht es um den Rechtsnachfolger jenes Staa-
tes, gegen den die Nato – also auch die
Mehrheit der EU-Mitglieder – im Jahr 1999
einen mehrmonatigen Krieg führte, den ers-
ten Angriffskrieg in der Geschichte des west-
lichen Militärbündnisses. Es geht um ein
Land, dessen Politik in den Kriegen gegen
Kroatien (symbolisiert durch die fast voll-
ständige Zerstörung der Donaustadt Vuko-
var) und Bosnien-Hercegovina (symboli-
siert durch die dreijährige Belagerung Sara-
jevos und Massaker an muslimischen Bos-
niaken wie jenes von Srebrenica im Juli
1995) die wichtigsten Werte der EU in Blut
erstickte. Weniger als 14 Jahre nach dem
Sturz des Gewaltherrschers Slobodan Milo-
sevic am 5. Oktober 2000 klopft dieses Ser-
bien nun an die Tür der EU.
Dieses Serbien? Nein, es ist ein anderes, zu-
mindest aber ein sich wandelndes Serbien,
das nun Einlass begehrt. Ein Land, das im
Begriff ist, seine kriegerische Vergangenheit
und die chauvinistischen Träume von ei-
nem bis an die Adria reichenden „Großser-
bien“ verschämt zu begraben. Und es ist,
ausgerechnet, aber nicht überraschend, ein
Repräsentant des alten Serbiens, der diesen
Wandel vorantreibt: Aleksandar Vucic, Jahr-
gang 1970, ist spätestens seit der serbischen
Parlamentswahl vom 16. März dieses Jahres
der mit Abstand mächtigste Mann in Bel-
grad. 

Macht und Verantwortung Vucics „Serbi-
sche Fortschrittspartei“ (SNS) gewann die
Wahlen haushoch. Nahezu die Hälfte der
Wähler (knapp 48,5 Prozent) stimmten für
die erst 2008 gegründeten „Fortschrittli-
chen“, die sich selbst als Mitte-Rechts-Partei
definieren und nun die absolute Mehrheit
der Sitze im Belgrader Parlament innehaben
– 158 von 250. Solche Mehrheiten hat in
Serbien bei demokratischen Wahlen noch
nie ein Politiker auf sich vereinen können.
Als Ministerpräsident wird Vucic daher viel
Macht haben, aber auch eine große Verant-
wortung tragen. Er wird an zwei Aufgaben
gemessen werden: Er muss Serbiens Wirt-
schaft reformieren und mehrere defizitäre
staatliche oder quasistaatliche Großbetriebe
entweder privatisieren oder so verschlan-
ken, dass sie das Budget des Balkanstaates
nicht mehr mit mehreren Milliarden Euro
im Jahr belasten. Zudem muss er messbare
Fortschritte auf dem Weg zu seinem erklär-
ten außenpolitischen Kardinalziel errei-
chen, der Annäherung Serbiens an die EU.
Dass in Belgrad nun, da die immer wieder
verschobenen Beitrittsverhandlungen end-
lich beginnen, ausgerechnet Vucic die be-
stimmende politische Figur ist, kann man
als Ironie des politischen Schicksals be-
zeichnen. Denn obwohl er noch nicht alt
ist, war Vucic länger als ein Jahrzehnt einer
der Protagonisten des chauvinistischen, an-
tieuropäischen Lagers in Serbien. 

Auf dem Irrweg In einem schwierigen
Lernprozess hat der ehemalige Ultranatio-
nalist, einst rechte Hand des vor dem UN-
Kriegsverbrechertribunal angeklagten ehe-
maligen großserbischen Freischärlerführers
und Kriegstreibers Vojislav Seselj, zumin-
dest rhetorisch anerkannt, dass Serbiens Zu-
kunft als Mitglied der EU am besten gesi-
chert ist. In einem Interview mit der „Frank-
furter Allgemeinen Zeitung“ zum Beginn
der Beitrittsverhandlungen sagte Vucic zu
Jahresbeginn in einer Offenheit, die auf
dem Balkan Aufsehen erregte: „Im Unter-

schied zu vielen Politikern in Serbien, die so
tun, als hätten sie immer richtig gelegen,
schäme ich mich nicht dafür, zu sagen: Ich
habe mich geirrt. Ich lag falsch. Ich war im
Unrecht.“ Als 1989 die Berliner Mauer fiel,
hätten die Serben die Bedeutung der neuen
Zeit nicht begriffen, fügte Vucic hinzu: „Wir
verstanden die Welt nicht mehr. Die euro-
päische Idee reifte, aber wir sahen es nicht.
Heute sage ich: Wir mögen Russland, wir
werden weiter mit Russland kooperieren –
aber unsere Zukunft liegt ohne Zweifel im
Westen.“
Solche und ähnliche Aussagen brachten Vu-
cic im Westen viel Anerkennung ein. Viele
unabhängige Beobachter in Serbien bewer-
ten Vucic jedoch deutlich zurückhaltender
als das Ausland. Sie erinnern daran, dass Vu-
cic, der während des Kosovo-Krieges 1999
als Kabinettsmitglied einer von Slobodan

Milosevic kontrollierten Regierung „Infor-
mationsminister“ war, autoritäre Neigun-
gen hat und die Berichterstattung in den
Massenmedien des Landes streng zu kon-
trollieren versucht. Sie glauben nicht daran,
dass Vucic als großer Reformer in die serbi-
sche Geschichte eingehen wird. Eher beste-
he die Gefahr, dass er seine Machtfülle miss-
brauchen und zu einem balkanischen Erdo-
gan werde, also wie der türkische Minister-
präsident als Reformer beginnen und als
Autokrat enden wird.
Anderseits ist der neue Ton in Belgrad un-
überhörbar. Die Beitrittsverhandlungen mit
der EU genießen höchste Priorität. Die Re-
gierung hofft, dass Serbien die Gespräche
bis 2018 abschließen und schon 2020 bei-
treten kann. Das dürfte zwar ein allzu ehr-
geiziger Zeitplan sein, doch insgesamt klin-
gen die öffentlich zum Ausdruck gebrachten

Erwartungen der serbischen Führung realis-
tisch. Alle maßgeblichen Belgrader Politiker
weisen darauf hin, dass die Kapitel 23, 24
und 35 der Beitrittsverhandlungen entschei-
dend sein werden. Die Kapitel 23 (Justiz
und Grundrechte) sowie 24 (Sicherheit,
Freiheit und Recht) sollen als erste eröffnet,
als letzte geschlossen und von ständigen
Zwischenprüfungen begleitet werden – eine
Lehre aus den schlechten Erfahrungen der
EU mit Serbiens 2007 beigetretenen östli-
chen Nachbarstaaten Bulgarien und Rumä-
nen. Bei Serbien soll nun gewährleistet wer-
den, dass die Rechtstaatlichkeit nicht nur
auf dem Papier besteht. Hinzu kommt als
schwierige Hürde das letzte der 35 Kapitel,
das „anderen Themen“ vorbehalten ist. Im
Falle Serbiens ist dieses „andere Thema“ das
Kosovo, das von 1912 bis 2008 eine serbi-
sche Provinz und im Mittelalter ein Zen-

trum serbischer Staatlichkeit war. Zwar kann
die EU von Serbien nicht eine Anerkennung
der 2008 proklamierten Unabhängigkeit
des Kosovos verlangen, da fünf ihrer 28 Mit-
glieder (Spanien, Rumänien, Griechenland,
die Slowakei und Zypern) dies ebenfalls
nicht tun. Doch erwarten Brüssel und die
großen europäischen Hauptstädte eine um-
fassende Normalisierung der Beziehungen
zwischen Belgrad und Prishtina. Eine solche
Normalisierung könnte zu einem verbindli-
chen Abkommen führen, in dem beide Staa-
ten einander zusichern, sich auf dem Weg in
die EU nicht zu blockieren. Serbiens schei-
dender Ministerpräsident Ivica Dacic hat
seine Landsleute bereits gewarnt, dass die
Beitrittsverhandlungen ohne eine Einigung
mit Prishtina keinen Erfolg haben werden. 

Parallelstrukturen Als schwierigste Frage
der Kosovo-Thematik gilt die Lage im Nor-
den des kosovarischen Staates, im an Ser-
bien grenzenden, serbisch dominierten
Hinterland der ethnisch geteilten Stadt Mit-
rovica. Dort hat der kosovarische Staat prak-
tisch keinerlei Einfluss. Die ansässige serbi-
sche Bevölkerung blickt nach Belgrad, nicht
nach Prishtina. Forderungen nach einem
Anschluss an Serbien, der de facto ohnehin
vollzogen ist, kommen immer wieder auf.
Eine (mögliche) Lösung des Konflikts hielt
erst eine nach langen Verhandlungen unter
Vermittlung der EU im April 2013 geschlos-
sene Vereinbarung zwischen Belgrad und
Prishtina bereit. In ihr ist festgelegt, dass die
serbischen Gemeinden und Enklaven im
Kosovo sich zu einem Verbund mit umfang-
reichen Vollmachten zusammenschließen
dürfen, in den die kosovarische Regierung
auch weiterhin nicht hineinregieren kann.
Dafür werden die serbischen „Parallelstruk-
turen“ in Polizei und Justiz allerdings zu-
mindest formal dem kosovarischen Staat
unterstellt. Alle Polizisten und andere Si-
cherheitskräfte im Norden müssen sich in
die kosovarische Polizei eingliedern und
dürfen anders als früher nur noch aus
Prishtina ihr Gehalt beziehen. Ob diese Lö-
sung tragfähig ist, muss sich erst noch zei-
gen. Ohne eine dauerhafte Normalisierung
des Verhältnisses zwischen Serbien und
dem Kosovo wird es jedoch weder eine ser-
bische noch eine kosovarische EU-Mitglied-
schaft geben.
Immerhin genießt Vucics EU-Kurs in Ser-
bien Rückhalt bei einer großen Mehrheit der
Wähler. Der einzige namhafte Politiker, der
die Beitrittsverhandlungen ablehnt, ist der
frühere Regierungschef Vojislav Kostunica,
dessen Wahlsieg bei den letzten jugoslawi-
schen Präsidentschaftswahlen im Jahr 2000
den Sturz Milosevics und damit den pro-eu-
ropäischen Kurs Serbiens einleitete. Laut
Kostunica fügen die Beitrittsgespräche Ser-
bien wirtschaftlichen Schaden in Milliar-
denhöhe zu. Zudem werde Brüssel immer
neue, unannehmbare Forderungen in Bezug
auf das Kosovo stellen. Die EU zerstöre „kul-
turelle, traditionelle und eigentümliche na-
tionale Werte Serbiens“, sagt Kostunica. 

Große Chancen Doch mit solchen Ein-
schätzungen sind in Serbien keine Mehrhei-
ten mehr zu gewinnen. Kostunicas Partei
scheiterte bei der Parlamentswahl im März
an der Fünfprozenthürde. Auch die ultrana-
tionalistische Partei von Vucics Ziehvater Se-
selj ist nicht mehr im Parlament vertreten.
Zwar gibt es außer Kostunica und Seselj
auch andere EU-Gegner in Serbien, aber
mehr als ein Zehntel der Bevölkerung reprä-
sentieren sie, zumindest derzeit, nicht. Die
Chancen für Vucic sind gut – wenn er sie zu
nutzen weiß. Michael Martens ❚

Der Autor ist Korrespondent der „Frankfur-
ter Allgemeinen Zeitung“ in Istanbul.

Auf Westkurs
SERBIEN Der Balkanstaat ist auf dem Weg in die EU.
Wegbereiter ist ausgerechnet ein Repräsentant des alten Systems

Serbiens Premier Aleksandar Vucic war einst rechte Hand des vor dem UN-Kriegsverbrechertribunal angeklagten Kriegstreibers Vojislav Seselj.
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

Island
Vor der schweren Finanzkrise des Landes im
Jahr 2008 lehnten die Isländer einen Beitritt
überwiegend ab. Sie befürchteten insbeson-
dere Einschränkungen bei den Fischerei-
rechten. Brüssel fordert von der Walfang-
Nation mehr Zugeständnisse an Tier- und
Umweltschutz. Bei der Parlamentswahl im
April 2009 siegte jedoch die Allianz der pro-
europäisch gesinnten Jóhanna Sigurðardót-
tir. Kurz darauf beantragte das Land den EU-
Beitritt. Seit Juni 2010 zählt Island zu den
EU-Beitrittskandidaten, bereits einen Monat
später begannen die Beitrittsverhandlun-
gen. Seit April 2013 liegen sie wieder auf Eis:
Bei der Parlamentswahl im April 2013 ge-
wann ein Mitte-Rechts-Bündnis. Ihre Kandi-
daten hatten schon im Wahlkampf für einen
Stopp der Beitrittshandlungen geworben.
Die Regierung plant nun ein Gesetz, mit dem
die Kandidatur wieder zurückgezogen wer-
den soll.

Montenegro

Der Balkanstaat ist der derzeit aussichts-
reichste Anwärter auf eine EU-Mitglied-
schaft. Seit Dezember 2010 hat er den Sta-
tus eines Beitrittskandidaten. Die erste Bei-
trittskonferenz fand am 29. Juni 2012 in
Brüssel statt und das erste von insgesamt 33
Verhandlungskapiteln zum Thema „Wissen-
schaft und Forschung“ ist bereits abge-
schlossen. Als besonders wichtig gelten die
Artikel zur Rechtsstaatlichkeit und Korrupti-
on – hier hat Montenegro noch die größten
Defizite. Das Wirtschaftswachstum des Lan-
des ist solide, die Arbeitslosigkeit jedoch ist
hoch. Eine Besonderheit gibt es: Obwohl
Montenegro bisher kein Mitglied der Euro-
Zone ist, ist der Euro schon seit dem Jahr
2000 gesetzliches Zahlungsmittel im Land.

Türkei

Die Gespräche über eine Aufnahme der Tür-
kei stocken seit Jahren. Das Land ist schon
seit 1999 Beitrittskandidat und offiziell sind
die Gespräche im Oktober 2013 auch wie-
der angelaufen. Doch die Zweifel an der Re-
formbereitschaft des Landes wachsen. Zum
einen sind wegen des Streits zwischen Grie-
chenland und der Türkei über Zypern zahl-
reiche Beitrittskapitel blockiert. Im Sommer
2013 schlug das Regime zudem Massenpro-
teste gegen den autoritären Führungsstil
und die zunehmende Islamisierung der Re-
publik brutal nieder. Im Dezember 2013 er-
schütterte ein Korruptionsskandal die Re-
gierung. Zuletzt sorgte Ministerpräsident
Erdogan für heftige Kritik, als er Twitter und
YouTube sperren ließ.

Mazedonien

Das Land ist seit 2005 EU-Beitrittskandidat.
Ein Termin für Verhandlungen steht aber bis
heute aus, da Griechenland diese wegen ei-
nes sehr emotional geführten Namensstreits
blockiert; das EU-Mitgliedsland, auf deren
Territorium die Provinz „Makedonien“ liegt,
besteht auf einer Änderung des Staatsna-
mens. Unabhängig davon erfüllt Mazedonien
nach Ansicht der EU-Kommission die politi-
schen Kriterien für einen Beitritt, Defizite gibt
es aber vor allem in den Bereichen Meinungs-
freiheit und Unabhängigkeit der Justiz. Ma-
zedonien ist ein tief zerrissener Staat mit ei-
ner slawischen Mehrheit und einer albani-
schen Minderheit. Immer wieder kommt es zu
ethnischen Spannungen. joh ❚

BEITRITTSKANDIDATEN

Der Jubel vom Juni 2013 ist verflogen.
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>Max Amling
Bundestagsabgeordneter 1972-1990,
SPD
Am 28. April vollendet Max Amling sein 
80. Lebensjahr. Der Installateur  trat 1952 der
SPD bei, stand viele Jahre an der Spitze des
Ortsvereins Augsburg und war von 1966 bis
1972 Mitglied des Augsburger Stadtrats. Von
1970 bis 1982 amtierte er als DGB-Vorsitzen-
der im Kreis Augsburg. Im Bundestag arbei-
tete Amling im Ausschuss für Jugend, Fami-
lie und Gesundheit, im Sportausschuss sowie
im Verkehrsausschuss mit.

>Günter Verheugen
Bundestagsabgeordneter 1983-1999,
SPD
Am 28. April wird Günter Verheugen 
70 Jahre alt. Der Politikwissenschaftler und
Journalist trat 1960 der FDP bei und stand
von 1964 bis 1968 an der Spitze der Jungde-
mokraten in Nordrhein-Westfalen. 1977/78
amtierte er als Bundesgeschäftsführer seiner
Partei und wurde 1978 zum Generalsekretär
gewählt. Nach dem Koalitionswechsel der
FDP im Oktober 1982 und der Wahl Helmut
Kohls zum Bundeskanzler trat Verheugen der
SPD bei. Er war Vorsitzender des Unterbezirks
Kulmbach und Mitglied des Präsidiums sei-
ner Partei in Bayern. Von 1993 bis 1995 üb-
te er das Amt des SPD-Bundesgeschäftsfüh-
rers aus. 1998/99 amtierte Verheugen als
Staatsminister beim Bundesminister des 
Auswärtigen. Im September 1999 übernahm
er das Amt des EU-Kommissars für Erweite-
rung und neue Nachbarschaft und war von
2004 bis 2010 Kommissar für Industrie und
Unternehmen sowie Vizepräsident der EU-
Kommission. Der stellvertretende Vorsitzen-
de der SPD-Fraktion von 1994 bis 1997 
arbeitete im Bundestag von 1983 bis 1998
im Auswärtigen Ausschuss mit.

>Rita Fromm
Bundestagsabgeordnete 1980-1983,
FDP
Am 1. Mai wird Rita Fromm 70 Jahre alt.
Die Industriekauffrau aus Karlsruhe wurde
1977 Mitglied der FDP und gehört seit 1989
dem Gemeinderat der Stadt Karlsruhe an. Im
Bundestag arbeitete Fromm im Ausschuss für
innerdeutsche Beziehungen mit.

>Rudolf Meinl
Bundestagsabgeordneter 1990-1998,
CDU
Rudolf Meinl begeht am 2. Mai seinen 
80. Geburtstag. Der Diplom-Ingenieur aus
Chemnitz trat 1952 der CDU in der DDR bei
und gehörte von 1990 bis 1994 dem Stadt-
parlament in Chemnitz an. Meinl, Direktkan-
didat des Wahlkreises Chemnitz I, engagier-
te sich im Bundestag in beiden Wahlperioden
im Verkehrsausschuss.

>Gernot Erler
Bundestagsabgeordneter seit 1987,
SPD
Gernot Erler wird am 3. Mai 70 Jahre alt.
Der Verlagsleiter aus Freiburg trat 1970 der
SPD bei, war von 1977 bis 1987 Kreisvorsit-
zender und gehörte von 1983 bis 1997 dem
Landesvorstand sowie von 1985 bis 1997
dem Präsidium der SPD Baden-Württemberg
an. Von 2005 bis 2009 amtierte er als Staats-
minister beim Bundesminister des Auswärti-
gen. Erler, von 1998 bis 2005 und von 2009
bis 2013 stellvertretender Vorsitzender der
SPD-Fraktion mit der Zuständigkeit für Au-
ßen-, Sicherheits-, Entwicklungs- und Men-
schenrechtspolitik, ist auch als Autor zahlrei-
cher Veröffentlichungen auf diesem Gebiet
hervorgetreten. Gegenwärtig ist er Mitglied
des Auswärtigen Ausschusses.

>Günter Topmann
Bundestagsabgeordneter 1976-1983,
SPD
Am 7. Mai begeht Günter Topmann seinen
80. Geburtstag. Der Polizeibeamte aus Alte-
na trat 1961 in die SPD ein und stand von
1978 bis 1990 an der Spitze des Unterbezirks
Märkischer Kreis. Von 1970 bis 1999 amtier-
te er als Bürgermeister seiner Heimatgemein-
de.Von 1975 bis 1977 und von 1999 bis 2004
war Topmann Kreistagsmitglied. Im Bundes-
tag engagierte er sich in beiden Wahlperi-
oden im Verkehrsausschuss. Von 1984 bis
1994 war er auch Mitglied der Parlamentari-
schen Versammlung des Europarats und der
WEU und gehörte von 1984 bis 1994 dem
Europäischen Parlament an.

>Hubert Weber
Bundestagsabgeordneter 1969-1980,
SPD
Hubert Weber wird am 10. Mai 85 Jahre alt.
Der promovierte Jurist aus Köln war von
1960 bis 1969 Richter beim Verfassungsge-
richtshof von Nordrhein-Westfalen.Von 1956
bis 1960 gehörte er dem Rat der Stadt Köln
an und war Vorstandsmitglied der dortigen
SPD. Der Direktkandidat des Wahlkreises
Köln III engagierte sich in allen drei Wahlpe-
rioden im Finanzausschuss.

>Helga Schmedt
Bundestagsabgeordnete 1980-1983,
1983-1987, SPD
Am 10. Mai vollendet Helga Schmedt ihr 
85. Lebensjahr. Die Verwaltungsangestellte
aus Lengerich im Kreis Steinfurt/Westfalen
trat 1972 der SPD bei. 1977 wurde sie in den
SPD-Landesvorstand Nordrhein-Westfalens
gewählt. Schmedt, 1983 für den Abgeordne-
ten Manfred Lahnstein nachgerückt, arbeite-
te zuletzt im Ausschuss für wirtschaftliche
Zusammenarbeit mit. bmh ❚ 

Lohnt es sich, an der Wahl zum Europäischen Parlament
am 25. Mai teilzunehmen? Auf diese Frage eine Antwort
zu geben, das ist das Ziel der Diskussionsveranstaltung
„EUre Debatte“ der Jungen Europäischen Bewegung (JEB).
Die JEB ist der Berlin-Brandenburger Landesverband der
deutschen Sektion der Jungen Europäischen Föderalisten
(JEF), einer europaweiten, überparteilichen Jugendbewe-
gung. Die wurde 1949 gegründet und hat sich zum Ziel ge-
setzt, für ein geeintes, demokratisches und solidarisches
Europa zu werben. Mittlerweile engagieren sich über
20.000 Ehrenamtliche in 30 Ländern für die JEF.  
„Wir wollen über die EU und deren Arbeit informieren
und für die Idee eines vereintes Europas begeistern“, er-
klärt Barbora Budinska von der JEB. Der Schwerpunkt liegt
dabei in der europapolitischen Bildungsarbeit  und des-
halb organisieren die einzelnen Sektionen und Landesver-
bände Seminare, Workshops oder Podiumsdiskussionen.
Eine davon ist „EUre Debatte“, die regelmäßig an Schulen
stattfindet. In Kooperation mit dem Informationsbüro
„Europe Direct Potsdam“ zum Beispiel am Lise-Meitner-
Gymnasium in Falkensee. Die Schüler des Politik-Grund-

kurses der 12. Klasse der Schule sollen eine Antwort darauf
finden, ob es sich lohnt, an der Europawahl teilzunehmen.
Die Frage hat für die Schüler ganz praktische Auswirkun-
gen, der Großteil von ihnen kann am 25. Mai zum ersten
Mal wählen. 
Zunächst bekommen die Jugendlichen noch einmal die
Aufgaben und Zusammensetzung des Europäischen Parla-
mentes erklärt, um eventuell fehlendes Hintergrundwissen
auszugleichen. Dann werden Argumente für oder gegen
die Stimmabgabe bei der Europawahl gesammelt. In einer
abschließenden Diskussion werden beide Standpunkte
miteinander verglichen. Das Ergebnis ist für die Jugendli-
chen allerdings eindeutig. „Warum nicht wählen gehen?
Die Frage stellt sich mir gar nicht“, sagt der 18-jährige Mar-
kus Kollberg. Sein Klassenkamerad Felix Hilsky sieht das
ähnlich: „Es war schwer, Argumente zu finden, warum ich
nicht wählen gehen sollte, ganz im Gegenteil.“Auch Jonas
Ambs, der ebenfalls an der Diskussion teilnimmt, wird sei-
ne Stimme abgeben. Allerdings gibt er zu, dass die Euro-
pawahl wenig Beachtung findet. „Auch wenn ich politisch
nicht uninteressiert bin, hatte ich die Europawahl bisher

nicht auf dem Schirm“, sagt er. Damit sich das ändert, or-
ganisieren die Aktivisten der JEB solche Informationsver-
anstaltungen. Das Interesse dazu sei groß, allerdings fehl-
te oftmals Detailswissen. An ganz handfesten Beispielen
erklären die Jungen Europäer deshalb, warum das Europa-
parlament wichtig ist. „Das EP hat zum Beispiel beschlos-
sen, dass ab 2015 die Roaming-Gebühren für Telefonate
innerhalb Europas wegfallen“, sagt Clara Salarich. „Insge-
samt hat das EP mehr Einfluss auf unser Leben als wir glau-
ben, gerade weil es in den vergangenen Jahren immer mehr
Kompetenzen dazu bekommen hat.“ 
Die Aktionen der JEB sind dabei nicht nur auf die Europa-
wahlen konzentriert. Eine der größten Aktionen der JEB ist
beispielsweise die jährliche Simulation des Europäischen
Parlamentes (SIMEP). Dazu werden Jugendliche aus ganz
Deutschland nach Berlin eingeladen und simulieren an zwei
Wochenenden die Arbeit der europäischen Volksvertretung.
Barbora Budinska ist es allerdings wichtig zu betonen: „Wir
sind kein EU-Jubelverein. Wir weisen a uch auf Defizite hin,
wollen aber trotzdem deutlich machen, warum es sich
lohnt, am Projekt EU teilzuhaben.“ Julian Burgert ❚

»Mehr Einfluss auf unser Leben als wir glauben«

ORTSTERMIN: JUNGE EUROPÄISCHE BEWEGUNG AUF WERBETOUR PERSONALIA

LESERPOST

Die Teilnehmer der Diskussionsveranstaltung „EUre Debatte“ neben Mitgliedern der europäischen Jugendbewegung „Junge Europäische Bewegung“ (JEB)  
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Zur Ausgabe 15 vom 7.4.2014, „Refor-
men und kein Ende“ auf Seite 3:
Ich lese „Das Parlament“ sehr aufmerksam
und weiß Ihre Zeitung zu schätzen. Wenn
ich mich jetzt einmal direkt äußere, dann
aufgrund Ihres Beitrags zur Rentenpolitik
der Bundesrepublik. Die Autorin verdient
wegen ihres knapp gehaltenen, nichtsdesto-
trotz aber sehr informativen, präzisen Bei-
trags uneingeschränktes Lob.

Jörg Roesler, per E-Mail

Zur Ausgabe 15 vom 7.4.2014, „Senio-
renteller ist angerichtet“ auf Seite 1:
Es ist nicht seriös zu schreiben „Seniorentel-
ler ist angerichtet“, damit stellen Sie das
Thema in einen verächtlich machenden Zu-
sammenhang.

Inge Albrecht-Winterhoff,
per E-Mail 

Zur Ausgabe 15 vom
7.4.2014, „Die Dämonen
sind noch nicht gebannt“
auf Seite 9:
Im Bundestag wurden große
Worte gefunden, wenn heu-
te „alles Mögliche“ zu tun
ist, um solch einen Völker-
mord – wie vor 20 Jahren an
den Tutsis in Ruanda – zu
verhindern. Nur merklich
wirksamere Instrumente zur
Bekämpfung von Men-

schenrechtsverletzungen sind bisher nicht
auszumachen und die weltweiten Konflikte
sind zahlreicher geworden. Ein Genozid
würde heute wahrscheinlich nicht anders
verlaufen als 1994 in Ruanda. Die Welt und
mit ihr die UN-Truppen würden sich nach
aller Möglichkeit auf das „Peace-Keeping“
beschränken. Waren die westlichen Ge-
heimdienste in Ruanda mit ihrer Aufgabe
überfordert und hat die französische Regie-
rung nicht seit Anfang der 1990er Jahre so-
gar die Hutu Führung militärisch unter-
stützt? Frankreich war dadurch auch in die
politische und gesellschaftliche Entwick-
lung Ruandas involviert. Und wieso wird
nicht das Versagen des Verantwortlichen für
die UN-Friedensmission in Ruanda ange-

sprochen? Kofi Annan, der spätere UN-Ge-
neralsekretär und Friedensnobelpreisträger,
scheute sich damals, den Weg für einen mi-
litärischen Einsatz freizumachen. Ebenso
der damals amtierende UN-Generalsekretär
Boutros-Ghali. 
In Ruanda hat die UN eklatant versagt, da
sie nicht imstande war, die Menschenrechte
zu schützen und den Völkermord zu verhin-
dern.

Hans-Dieter Seul, Berlin 

Zur Ausgabe 15 vom 7.4.2014, „Brüssel
knöpft sich den Meisterbrief vor“ auf
Seite 12:
Die Behauptung, dass der Dreh- und Angel-
punkt der Dualen Ausbildung der Meister-

brief sei, ist nicht zutreffend. Dual ausgebil-
det wird bei uns von Industrie, Handel,
Landwirtschaft, den freien Berufen, in der
Verwaltung – und dort überall ohne Meis-
terzwang. Lediglich im Handwerk braucht
man – um einen Betrieb führen zu dürfen –
meist einen Meistertitel. Die Ausbildung im
Handwerk kann seit 2009 aber auch ohne
einen Meistertitel vorgenommen werden.
Damals verfügte der Gesetzgeber, dass auch
hier eine erfolgreich absolvierte Ausbilder-
eignungsprüfung genügt, ein Handwerks-
meistertitel ist nicht mehr notwendig – auch
wenn das einzelne Handwerkskammern an-
ders sehen. 
Der Mittelstandsbeauftragte der Grünen
Thomas Gambke spricht einen wichtigen

Punkt an, wenn er sagt, dass
es „durch die Meisterpflicht
zu einer Diskriminierung
inländischer Handwerker“
komme. Wer als Unterneh-
mer hierzulande eine Leis-
tung erbringt, die laut
Handwerkskammern nur
meisterpflichtig auszufüh-
ren ist, der bekommt derzeit
immer noch Ärger, während
Mitbewerber aus den Nie-
derlanden oder Polen bei
uns unbehelligt ihrer Arbeit
nachgehen dürfen.  
Oliver Steinkamp, per E-Mail

SEITENBLICKE

Weiterführende Links 
zu den Themen dieser
Seite finden Sie in 
unserem E-Paper

BUNDESTAG LIVE

Topthemen vom 
5.-9.5.2014
Erneuerbare-Energien-
Gesetz (Do),
10 Jahre EU-Osterweite-
rung (Fr)

Phoenix überträgt live
ab 9 Uhr

Auf www.bundestag.de:
Die aktuelle Tagesord-
nung sowie die Debatten
im Livestream

»Unser Land
braucht echte
Vorbilder«
Die Päpste Johannes XXIII. und Johannes
Paul II. sind in Rom heiliggesprochen
worden. Zur Amtszeit Johannes Paul II.
ein Gespräch mit Bundestagsvizepräsi-
dent Johannes Singhammer (CSU), offi-
zieller Vertreter des Bundestags bei den
Feierlichkeiten.  

Herr Singhammer, warum ist Papst 
Johannes Paul II. ein Heiliger?
Neben der kirchenrechtlichen Begrün-
dung der Kanonisation, die bestimmte
Voraussetzungen vorgibt, einen Men-
schen heilig zu sprechen, gibt es meiner
Meinung nach eine weitere Dimension,
die Papst Johannes Paul II. zum Heiligen
macht. Er war in herausragender, einzig-
artiger Weise mit seinem Herzen den
Menschen zugewandt. Papst Johannes
Paul II. hat ein Attentat schwerverletzt
überlebt und dem Attentäter verziehen.
Auch in hohem Alter und von schweren
Krankheiten gezeichnet, hat er die Öf-
fentlichkeit nicht gescheut. Damit hat er
seine menschliche Seite betont, seine kör-
perliche Schwäche offenbart und vielen
Menschen Mut gemacht. All das und
noch viel mehr machen ihn zu einem
großen Vorbild. Seine Wirkung gerade
auf junge Menschen ist legendär. 

War Johannes Paul II. ein besonders
politischer Papst? 
Johannes Paul II. war ein Papst mit enor-
mer politischer Wirkung. Er hatte den
Mut und die Kraft, während des Kalten
Krieges klar Stellung zu beziehen. Er hat
die deutsche Einheit vorbereitet. Zur De-
mokratisierung des ehemaligen Ost-
blocks, insbesondere seines Heimatlan-
des Polen, hat er maßgeblich beigetragen.
Er hat sich bereits als Kardinal intensiv
um die deutsch-polnische Aussöhnung
bemüht. Während seines Pontifikats war
er ein unermüdlicher Verteidiger des Frie-
dens. Bei einem Besuch des Kardinal-
Höffner-Kreises 1995 gab er uns Folgen-
des mit auf den Weg: „Ihre Verfassungs-
tradition von 1919 und die Entwicklung
nach dem Zweiten Weltkrieg spricht ge-
gen ein Verständnis von religiös-weltan-
schaulicher Neutralität im Sinne einer ne-
gativen Distanzierung des Staates vom
Religiösen beziehungsweise von Religi-
onsgemeinschaften“, und weiter: „Der
Zusammenbruch totalitärer Systeme in
Europa erfordert eine gründliche Erneue-
rung der politischen Handlungsweisen.
Ihnen kommt es in Ihrer Stellung zu, mit-
zuhelfen, dass Europa seine Wurzeln wie-
derfindet und nach dem Maßstab seiner
Ideale und seines Edelmutes seine Zu-
kunft aufbaut.“ Das spiegelt sein Politik-
und Werteverständnis vortrefflich wider. 

Was bedeutet es eigentlich, wenn ei-
ne Persönlichkeit heiliggesprochen wird?
Nach dem liturgischen Verständnis ist ein
Heiliger ein Mensch, zu dem man beten
und den man um Fürsprache bei Gott bit-
ten kann. Den Menschen fällt es oft leich-
ter, einen anderen Menschen um Rat oder
um Hilfe zu fragen. Sie finden Trost da-
rin, einen Fürsprecher bei Gott zu haben,
den sie selbst gekannt haben, den sie ver-
ehren und der ein hohes Maß an Glaub-
würdigkeit besitzt. Deswegen ist die Ka-
nonisation kein Anachronismus, son-
dern Ausdruck lebendigen Glaubens. Jo-
hannes Paul II. hat dies selbst in seiner
persönlichen Glaubenspraxis praktiziert.
Er war ein großer Marienverehrer. 

Kann eine solche Heiligsprechung auch
über die Kirche hinaus Signale in eine
mehr oder minder säkularisierte Gesell-
schaft senden, wie sie in Deutschland vie-
lerorts zu finden ist? 
Ich bin mir sicher, dass unser Land mehr
denn je echte Vorbilder braucht. Men-
schen, die uneigennützig und mutig für
ethische Werte stehen. Werte, die jenseits
materieller Güterwerte stehen. Diese ethi-
schen Werte bilden das Fundament jeder
Gesellschaft, auch der säkularen. ❚

Das Gespräch führte Helmut Stoltenberg.

Haben Sie Anregungen,
Fragen oder Kritik?
Schreiben Sie uns:

Das Parlament
Platz der Republik 1
11011 Berlin
redaktion.das-parla-
ment@bundestag.de

Leserbriefe geben nicht
die Meinung der
Redaktion wieder. Die
Redaktion behält sich vor,
Leserbriefe zu kürzen.

Die nächste Ausgabe von
„Das Parlament“ er-
scheint am 12. Mai.

Papst Franziskus empfing im Februar
Bundestagsvizepräsident Johannes
Singhammer (CSU, links) in Rom.
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